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§  1. 

Einleitung. 

Das  Verhältnis  der  Selbstbestimmung  zur  Volksabstimmung. 

Durch  die  Proklamation  des  Präsidenten  Wilson  ist  das 
Selbstbestimmungsrecht  der  Völker  zum  ersten  Grundsätze  der 
Nationen  erhoben  worden.  Die  Härten,  die  gewaltsame  Ge- 
bietsveränderungen naturnotwendig  für  die  betreffende  Be- 
völkerung mit  sich  brachten,  konnten  in  einer  Zeit  staunens- 
werter Entwicklung  des  Menschen  zum  Individuum,  zur  eigen- 
artigen Persönlichkeit,  nicht  länger  verborgen  bleiben.  Diese 
Vergewaltigung  des  Individuums  suchte  man  zunächst  dadurch 
zu  mildern,  daß  man  ihm  die  Möglichkeit  gewährte,  sich  der 
fremden  Staatsgewalt  zu  entziehen.  (O  p  t  i  o  n.) 

Indeß  erwies  sich  dieses  Mittel  als  völlig  unzulänglich.  Nur 
wenige  konnten  von  dieser  Einrichtung  Gebrauch  machen, 
die  Masse  des  Volkes  mußte  wegen  der  wirtschaftlichen  Ge- 
bundenheit —  nach  wie  vor  das  Los  des  Landes  teilen.  Die 
nationale  Freiheit  der  Gesamtbevölkerung  konnte  mir  dadurch 
hinreichend  geschützt  werden,  daß  man  ihr  das  Recht  zusprach, 
über  das  von  ihr  innegehabte  Gebiet  selbst  zu  bestimmen. 

Dieser  demokratische  Gedanke  hatte  mit  dem  dynastisch- 
imperialistischen Anschaungen  einen  harten  und  wechselvollen 
Kampf  zu  bestehen  gehabt,  und  erst  in  unseren  Tagen  ist  ihm 
ein  voller  Sieg  beschieden  worden.  Durch  die  Bestimmungen 
des  Versailler  Friedensvertrages  ist  das  Selbstbestimmungs- 
recht der  Völker  in  einem1  noch  nie  dagewesenen  Umfange  zur 
Anwendung  gekommen.  In  der  Ost-  und  Nordmark,  in  Ober- 
schlesien, in  Malmedy-Eupen  und  im  Kärtnerlande,  haben  die 
Bevölkerungen  bereits  selbst  über  ihre  künftige  staatliche  Zu- 
gehörigkeit entschieden. 

Das  Selbstbestimmungsrecht  hat  einen  doppelten  Sinn.  Zu- 
nächst ist  es  die  individuelle  Betätigung  der  Staatsbürger  am 
Bau  und  an  der  inneren  Einrichtung  ihres  Staatsgebäudes.  Das 
Volk  gibt  sich  selbst  seine  Verfassung  und  gehorcht  seinen 


—  10  — 


eigenen  Gesetzen,  mit  anderen  Worten  es  ist  identisch  mit  dem 
Prinzip  der  Volkssouverainität.  Andererseits  ist  es  das  Be- 
streben national  bewußtgewordener  Gruppen  der  Menschheit, 
zur  staatlichen  Selbständigkeit  zu  gelangen.  In  dieser 
Sphäre  erscheint  es  als  das  Prinzip  der  Nationalität. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Selbstbestimmung  ist  die 
Volksabstimmung.  Letztere  ist  lediglich  eine  der  zahlreichen 
Möglichkeiten,  das  Selbstbestimmungsrecht  zu  verwirklichen. 
Indeß  wird  diese  Realisierungsform  des  Selbstbestimmungs- 
rechts wegen  ihres  demokratischen  Charakters  derart  häufig 
gebraucht,  daß  Selbstbestimmung  und  Volksabstimmung  von 
den  meisten  geradezu  synonym  gebraucht  werden. 

Entsprechend  der  doppelten  Natur  der  Selbstbestimmung 
teilt  man  die  Volksabstimmungen  gleichfalls  in  zwei  Kategorien 
ein,  in  eine  Staatsrechtliche  (Referendum-Initiative) 
und  in  eine  Völkerrechtliche  (Plebiszit). 

Das  Referendum  steht  im  Anfange  der  Geschichte  aller 
Völker.  Der  Name  ist  nur  neu,  die  Sache  ist  alt.  Solche  Volks- 
abstimmungen soll  es  schoni,  wie  Rousseau  in  seinem  „Contrat 
social"  berichtet,  im  alten  Mazedonien  gegeben  haben.  Be- 
kannter sind  uns  die  unzähligen  Volksabstimmungen  in  den 
Stadtstaaten  Griechenlands.  Wir  kennen  ferner  die  Kommi- 
tien  des  Römischen  Volkes,  welche  die  Fundamente  zu  dem 
mächtigsten  Reiche  gelegt  haben.  Aber  auch  bei  den  Germanen 
sind  die  Volksabstimmungen  eine  recht  häufige  Erscheinung 
gewesen.  Hier  war  es  vor  allem  die  Gauversammlung,  das  Ur- 
bild germanischer  Volksversammlung,  in  der  über  alle  wichtigen 
staatlichen  Vorgänge  beraten  und  entschieden  wurde.  Und  in 
ähnlicher  Weise  regierten  sich  die  Genossen  eines  jeden  Volkes, 
als  Gleiche  und  Freie.  Diese  Form  der  Volksabstimmung  hat 
sich  durch  die  ganze  Geschichte  hindurch  behauptet  und  findet 
auch  heutzutage  noch  Anwendung  in  den  Schweizer  Kontonen 
und  in  den  einzelnen  Staaten  der  Union.  Neuerdings  hat  das 
Referendum  auch  in  der  neuen  Deutschen  Reichsverfassung 
Aufnahme  gefunden.  (Art.  73,  75.) 

Von  dieser  staatsrechtlichen  Volksabstimmung  ist  streng 
zu  trennen  die  Völkerrechtliche,  die  sich  lediglich  mit  inter- 
nationalen Fragen,  vornehmlich  mit  Gebietsveränderungen,  be- 
faßt. Sie  allein  soll  Gegenstand  nachfolgender  Betrachtung  sein. 


I.  Teil. 


Zur  Geschichte 
des  völkerrechtlichen  Plebiszits. 

* 

§  2. 

Das  Plebiszit  im  Zeitalter  der  französischen  Revolution. 

Die  erste  praktische  Anwendung  fand  das  Völkerrechtliche 
Plebiszit  bei  der  im  Jahne  1791  erfolgten  Einverleibung  der 
päpstlichen  Gebiete  von  Avignon  und  Venaissin.  Die  franzö- 
sisch sprechende  Bevölkerung  dieser  Länder  hatte  in  zahl- 
reichen Petitionen,  Resolutionen  und  Deputationen  deutlich 
ihren,  Willen  kund  getan,  mit  dem  französischen  Mutterland« 
vereinigt  zu  werden.  Dieses  plötzliche  Verlangen  der  mehr 
als  fünfhundert  Jahre  dem  päpstlichen  Stuhle  unterworfenen 
Bevölkerungen  ist  in  der  Hauptsache  zurückzuführen  auf  das 
Auftreten  des  Jakobiners  Bouche  in  der  Nationalversammlung 
vom  12.  XII.  1789,  der  die  Einverleibung  dieser  Gebiete  nach- 
drücklichst verlangte.  Der  Antrag  fand  aber  keine  genügende 
Unterstützung  und  wurde  deshalb  verworfen.  Erst  am  10.  Juli 
nächsten  Jahres  fanden  über  diese  Angelegenheit  in  der 
Nationalversammlung  heftige  Debatten  statt,  die  aber  zu  keinem 
Resultate  führten.  Spätere  Anträge  der  Abgeordneten  Frouchet 
und  Petion  blieben  gleichfalls  unberücksichtigt.  Unterdessen 
wütete  zwischen  Avignon  und  Venaissin  ein  blutiger  Bürger- 
krieg, sodaß  sich  die  Nationalversammlung  verlanlaßt  sah,  zur 
Aufrechterhaltung  der  Ruhe  Truppen  dorthin  zu  entsenden.  Be- 
züglich der  Angliederung  selbst  wurden  weitere  Schritte  einst- 
weilen nicht  unternommen!. 

Erst  am  30.  April  1791  brachte  Jacques  Menou  erneut  einen 
Antrag  in  dieser  Sache  ein,  der  am  5.  Mai  von  Petion  wieder- 
holt wurde.  Jacques  Menou,  der  Fürsprecher  der  französischen 
Bevölkerung  von  Avignon  und  Venaissin,  brachte  in  seinem 
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Antrage  die  Motive,  die  für  die  Vereinigung  sprachen,  in  der 
Beantwortung  von  fünfzehn  Fragen  vor,  von  denen  die  auf  das 
Naturrecht  und  die  Volkssouverainität  sich  stützende  Frage  6 
besonders  interessant  ist:  „Si  les  avignois  et  les  contadins  sont 
libres  et  independants,  n'ont  üs  pas  le  droit  de  demander 
leur  reunion  ä  la  France?  —  Die  Antwort  ergibt  sich  auf  diese 
Wortstellung  von  selbst:  —  „II  est  evident  qu'un  peuple  libre 
et  independant  ayant  le  droit  de  faire  tout  ce  qu'il  lui  etre  le 
plus  avantageux,  peut  continuer  et  former  une  societe  particu- 
liere,  en  adoptant  teile  forme  de  gouvernement,  qui  lui  plait, 
ou  se  reunier  ä  une  autre  sodete,  dont  le  gouvernement  lui 
convient  en  jurant  son  pacte  federatif."  l)  Die  dreizehnte  Frage 
brachte  die  politischen  und  strategischen  Gründe,  vor  allem 
aber  das  Abstimmungsergebnis.  Von  98  Gemeinden  stimmten 
für  den  Anschluß  an  Frankreich  59,  während  38  Gemeinden 
sich  garnicht  äußerten.  Man  irahm  aber  an,  daß  sie  durch 
ihr  Stillschweigen  gleichfalls  ihre  Zustimmung  gegeben  hätten. 
Trotz  dieses  unzweifelhaften  Ergebnisses  wurden  merkwürdiger 
Weise  nach  einer  sehr  erregten  Debatte  über  die  Rechtmäßig- 
keit einer  solchen  Angliederung  beide  Anträge  abgelehnt  Die 
Nationalversammlung  schien  sich  jedoch  mit  dem  Gedanken 
der  Einverleibung  immer  mehr  vertraut  gemacht  zu  haben, 
denn  es  wurden  drei  „Kommissäre"  ins  Land  geschickt,  die 
ihre  Zeit  wohl  zu  benutzen  verstanden. 2) 

Diesen  vorbereitendem  Maßregeln  folgte  am  14.  September 
1791  durch  den  Beschluß  der  Nationalversammlung  die  end- 
gültige Angliederung  an  Frankreich: 

„L'assemblee  nationale  apres  avoir  entendu  le  rapport  de 
ses  commitees  diplomatiques  et  d'Avignon  considerant  que  la  ma- 
jorite  des  communes  des  citoyens  a  emis*  librement  et  solemnelle- 
ment  son  voeu  pour  la  reunion  d'Avignon  et  du  Contat  Venaissin 
ä  l'empire  francais:  L'assemblee  nationale  declare  qu'en  vertu  des 
droits  de  la  France  sur  les  etats  reunies  d'Avignon  et  du  Contat 
Venaissin  et  que,  conformement  au  voeu  librement  et  solem- 
neliment  emis  par  la  majorite  des  communes  et  des  citoyens 
des  ces  deux  pays  pour  etne  incorpores  ä  la  France,  les  dits 
deux  etats  reunis  d'Avignon  et  du  contat  Venaissin  sont  de  ce 
moment  Partie  integrante  de  l'empire  francais  .  .  ." 3) 

Selbstverständlich  ließ  sich  die  päpstliche  Regierung  diesen 
verschleierten  Raub  nicht  ohne  weiteres  gefallen.    Auf  Geheiß 


')  Stoerk,  S.  104. 

2)  Martens,  Recueil  de  Traites.  Bd.  VI,  S.  397. 

3)  Martens,  S.  400. 
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des  damaligen  Papstes  Pius  VI.  sandte  der  Kardinal-Kämmerer 
Charles  Razzonico  im  November  1791  an  alle  katholischen 
Höfe  eine  Note,  in  der  er  gegen  dieses  völkerrechtswidrige  Vor- 
gehen der  französischen  Regierung  energisch  protestierte.  Das 
Interessante  an  dieser  Note  ist,  daß  der  päpstliche  Kämmerer 
nicht  so  sehr  gegen  das  Prinzip  selbst,  als  vielmehr  gegen 
die  Art  und  Weise  der  Abstimmung  polemisierte,  ein  Zeichen, 
wie  tief  bereits  die  Plebiszitidee  in  die  allgemeine  Gedanken- 
Strömung  jener  Zeit  eingedrungen  war.  Der  „freie  und  feier- 
liche" Wunsch  der  Bewohner  Avignons  war  nämlich  nichts 
weiter  als  etwa  tausend  Unterschriften,  die  unter  Androhung 
der  Todesstrafe  von  den  Bürgern  erpreßt  wurden,  während  die 
Gesamtzahl  der  Bewohner  dieser  Stadt  vor  der  Empörung 
30  000  betrug.  Die  meisten  hatten  nämlich  aus  Furcht  vor  den 
Gewalttätigkeiten  das  Land  vorher  verlassen.  Die  Bürger  von 
Venaissin  wurden  gleichfalls  durch  Plündern  und  Morden  zu 
diesem  „vorgeblich  freien"  Wunsche  gezwungen.  Carpentras, 
der  Hauptort  der  Grafschaft,  wurde  viermal  belagert,  Cavaillon 
ganz  zu  Grunde  gerichtet,  Sarrian  in  Brand  gesteckt,  L'Isle  und 
Serignan  geplündert. *) 

Die  trügerische  Freiheit  des  französischen  Volkes  übte 
auf  die  Nachbarländer  einen  unwiderstehlichen  Reiz  aus.  Zahl- 
reiche Gemeinden  sagten  sich  von  ihren  Landesherren  los  und 
suchten  Anschluß  an  Frankreich  oder  bildeten  eigene  Republi- 
ken. Als  erstes  kündigte  das  Bistum  Basel  dem  Reiche  den 
Gehorsam.  Es  begründete  seine,  Loslösung  damit,  daß  Gesetz 
und  Konstitution  des  Deutschen  Reiches  nicht  dem  allgemeinen 
Willen  des  Volkes,  sondern)  der  Fürsten  und  Stände  entsprun- 
gen seien,  die  sich  die  Souveränität  des  Volkes  angemaßt 
hätten.  Die  Deputierten  würden  nur  die  ewigen  Rechte  des 
Volkes  ausüben,  wenn  sie  die  Bande  mit  dem  Reiche  zer- 
schnitten. 2) 

Diese  gutgelungene  Probe  wirkte  geradezu  verheerend  auf 
die  Nachbarstaaten.  Eine  Reunion  folgte  der  anderen,  sodaß 
in  der  Zeit  von  1791 — 1795  nicht  weniger  als  29  Plebiszite  vor- 
genommen wurden. 3)  Die  französischen  Praktiker  hatten 
darin  eine  glänzende  Uebung  bekommen  und  verstanden 
meisterhaft  diese  politische  Waffe  zu  handhaben.  Das  Ver- 
fahren, das  diese  Zwangsbeglückungen  ermöglichte,  vollzog 


*)  Hencke,  S.  29. 
2)  Könitzer,  S.  12. 

?)  Vergl.  die  Zusammenstellung  bei  Freudenthal,  S.  6. 
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sich  stets  nach  ein  und  demselben  Schema:  Das  betreffende 
Territorium  schickt  seine  Deputierten  nach  Paris,  die  den 
Wunsch  aussprachen,  mit  „dem  geheiligten  Boden  Frankreichs" 
vereinigt  zu  werden,  worauf  die  Regierung  „Emissäre"  ins 
Land  schickt,  die  zunächst  die  öffentliche  Meinung  bearbeiten; 
erst  nach  deren  erfolgreicher  Tätigkeit  wird  dann  durch  ein 
Dekret  die  Einverleibung  verfügt,  wobei  man  sich  meist  der 
stereotypen  Formel  bedient:  „La  Convention  nationale  declare 
au  nome  da  peuble  francais  qu'elle  accepte  le  voeu  librement 
emis  par  le  peuple  souverain  de  .  .  .  dans  ses  assembtees 
primaires  et  decrete  en  consequenee  que  le  .  .  .  fait  partie 
integrante  de  la  republi'que  f  rangaise."  *) 

Bei  solch  einer  Schematisierung  konnte  von  einer  wirk- 
lichen Volksabstimmung  nicht  die  Rede  sein;  auch  war  eine 
parlamentarische  Ueberprüfung  des  angeblichen  Volkswillens 
nicht  gut  möglich,  da  sich  die  Zwangsbeglückungen  förmlich 
überstürzten.  Meist  genügte  die  Adresse  einer'  französisch 
gesinnten  Minderheit,  um'  das  Annexionsverfahren  in  Lauf  zu 
setzen.  Auf  Grund  einer  solchen  Petition,  unterschrieben  von 
nur  fünf  Nationalen,  wurde  Savoyen  am  27.  November  1792  als 
83.  Departement  der  französischen  Republik  einverleibt.  Nizza 
ereilte  trotz  energischer  Opposition  das  gleiche  Schicksal. 2) 
Unter  solchen  Umständen  verflüchtete  sich  der.  Volkswille  zu 
einer  bloßen  Formalität,  das  Selbstbestimmungsrecht  zu  einer 
kümmerlichen  Verbrämung  der  nackten  Ländergier. 

Das  härteste  bei  dieser  ganzen  Prozedur  war  die  große 
Rücksichtslosigkeit  gegenüber  den  starken  Minoritäten.  Wir 
finden  keine  Bestiimimungen,  welche  den  staatstreuen  Elemen- 
ten di'e  Möglichkeit  geboten  hätten,  die  alte  Staatsangehörigkeit 
zu  bewahren.  Eine  einzige  Ausnahme  hiervon  machten  die 
Reunionsverträge,  auf  Grund  deren  Genf,  Mühlhausen,  Ilsbach 
und  Modenheim1  für  französisches  Gebiet  erklärt  wurden.  In 
diesen  zwei  Verträgen  wurde  den  Widerstrebenden  eine  Emi- 
grationsfrist von  einem  Jahre  und  eine  Realisierungsfrist  von 
3  Jahren  gewährt.  Aber  so  plötzlich  diese  gemäßigten  An- 
schauungen aufgekommen  waren,  so  rasch  sollten  sie  wieder 
verschwinden,  um  Platz  zu  machen  diametral  entgegengesetz- 
ten Bestimmungen.  Denn  schon  Napoleon  I.  verbot  aufs 
Strengste  den  Emigranten  der  eroberten  Gebiete,  sich  in  fremden 
Staaten  naturalisieren  zu  lassen. 


1)  Freudenthal,  S.  5. 

2)  Stoerck,  S.  107. 
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§  3. 

Die  italienischen  Einigungsplebiszite. 

Die  großen  Ideen  der  Revolution  die  im  raschen  Siegeslaufe 
sich  die  Länder  Europas  erobert  hatten,  werden  durch  das 
Kaiserreich  zerstört. 

In  dem  Augenblicke,  wo  die  Revolution  ihren  Idealen  un- 
treu wird),  muß  sie  den  Mächten  unterliegen,  die  für  die  Tradi- 
tion in  die  Schranken  treten.  Das  angestammte  Königtum  er- 
ringt den  Sieg.  An  Stelle  der  revolutionären  Volkssouveraini- 
tät  tritt  die  auf  Gott  gegründete  Souveränität  der  Fürsten. 
Das  freie  Selbstbestimmungsrecht  der  Völker  weicht  dem 
Prinzip  der  Legitimität.  Die  in  der  heiligen  Allianz  und  später 
in  der  Pentarchie  verbundenen  Monarchen  betrachten  sich  als 
Träger  des  göttlichen  Willens,  als  Abglanz  der  Herrschaft 
Gottes  auf  Erden,  berufen,  die  durch  den  Wiener-Kongreß  ge- 
schaffene Ordnung  in  Europa  aufrecht  zu  erhalten. 

So  gewaltig  der  Block  der  verbündeten  Mächte  auch  er- 
scheinen mochte,  auf  die  Dauer  war  er  nicht  imstande,  den 
neuen  Ideen  Widerstand  zu  leisten,  die  ohne  Unterlaß  an  dem 
alten  Weltgebäude  rüttelten.  Die  Restauration  konnte  nur  den 
Zweck  haben,  die  Sturmflut  der  Revolution  aufzuhalten,  zu 
mäßigen  und  in  geregelte  Bahnen  zu  leiten.  Hatte  sie  das  voll- 
bracht, dann  war  ihr  Werk  getan.  Sie  mußte  weichen,  einem 
höheren  Prinzip.  Die  Legimität  mußte  unterliegen  der  Nationali- 
tät und  der  Yolkssouverainifät.  *) 

Dift  allgemeinen  Volkserhebungen  gegen  den  korsischen 
Eroberer  hatten  ein  starkes  Nationalbewußtsein  in  alle  Schich- 
ten der  Bevölkerung  getragen.  Die  Lehre  von  der  Legitimität 
erleidet  eine  Niederlage  nach  der  anderen.  Schon  1816  be- 
ginnen die  spanischen  Kolonien  sich  vom  Mutterlande  los- 
zureißen und  selbständige  Staaten  zu  werden.  Noch  ent- 
scheidender kommt  der  nationale  Gedanke  zum  Durchbruch  in 
der  JulirevoLution  von  1830  und  in  den  sich  daran  anschließen- 
den Bewegungen  fast  alier  Länder  Europas. 

So  findet  Napoleon  III.,  als  er  auf  der  Weltbühne  erscheint, 
für  seine  Lieblingsidee  einen  vortrefflich  zubereiteten  Boden  vor, 
der  reiche  Früchte  zu  tragen  verspricht.  Wie  einst  sein  großer 
Oheim  mit  den  Waffen,  so  will  er  als  Träger  einer  Idee  sich 
zum  Gebieter  Europas  machen.  Das  Prinzip  der  Nationalität 
wird  zum  Leitstern  seiner  Politik.  Europa  nach  dem  Richtmaß 


4)  Redslob,  S.  229  ff. 
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dieses  Grundsatzes  einzurichten,  ist  Ziel  und  Zweck  seiner 
ganzen  Diplomatie.  Die  Einigungsbestrebungen  auf  dem  Appen- 
nin  bieteni  ihm  hierzu  reichliche  und  dankbare  Gelegenheit. 

Als  Napoleon  im  Praeliminarfrieden  zu  Villafranca  die  zu 
Plombieres  gemachten  Zusagen  in  allen  Punkten  nicht  erfüllte, 
schied  Cavour,  aufs  Tiefste  verletzt,  aus  dem  italienischen 
Kabinett.1)  An  der  Errichtung  eines  Bundesstaates  Italien  unter 
dem  Vorsitze  des  Papstes  und  der  Anteilnahme  Österreichischer 
Fürsten  wollte  er  nicht  beteiligt  sein.  Er  war  fest  durchdrun- 
gen von  dem  Gedanken,  daß  nur  ein  absoluter  Einheitsstaat 
Italien  Rettung  bringen  könnte.  Nicht  mehr  als  Minister,  son- 
dern als  Parteiführer  sandte  er  an  die  Häupter  der  Ver- 
schwörung in  Parma  und  Modena,  Florenz  und  Bologna  die 
ernste  Mahnung,  wacker  standzuhalten  und  mittels  all- 
gemeiner Volksabstimmungen  Sardinien  sich  anzuschließen. 
Seine  Anordnungen  wurden  aufs  Genaueste  befolgt  und  die 
Abstimmungen  bereits  im  Oktober  1860  in  größter  Ordnung 
durchgeführt.  Es  ergab  sich  folgendes  Stimmenverhältnis:  In 
Neapel  1  102  491  dafür,  9  381  dagegen;  in  Modena  52  499  dafür, 
56  dagegen;  in  Parma  53  782  dafür,  185  dagegen;  in  der  Ro- 
magna  200  659  dafür,  244  dagegen.2) 

Bologna  schloß  sich  ohne  formelle  Abstimmung  Sardinien 
an,  Toskana  war  bereits  durch  ein  Dekret  vom  23.  3.  60  an- 
gegliedert. 

Die  Proteste  der  durch  die  Volksabstimmungen  entthronten 
Fürsten  blieben  wirkungslos.  Die  Europäischen  Machthaber 
verspürten  keine  Lust,  derentwegen  den  Europäischen  Frieden 
zu  gefährden.  Das  Italienische  Einigungswerk  war  in  der 
Hauptsache  gelungen. 

Man  will  diesen  Volksabstimmungen  den  Völkerrechtlichen 
Charakter  absprechen  und  sie  nur  als  dekorative  Geste,  als 
politische  Manifestation  ohne  jede  rechtliche  Relevanz  hin- 
stellen. 3)  Entschieden  zu  Unrecht.  Wohl  waren  die  legitimen 
Fürsten  vertrieben,  doch  dadurch  hatten  diese  Staaten  nicht 
ihre  Selbständigkeit  eingebüßt.  Die  Revolution  hatte  anfangs 
nur  staatsrechtlichen  Charakter.  Es  bildeten  sich  prövisonsche 
Landesregierungen,  die  ihrerseits  die  Volksabstimmung  über 
den  Anschluß  an  Sardinien  anordneten.   Diese  Volksabstimmun- 


4)  H.  v.  Sybel,  Bd.  II.  S.  330. 

2)  Freudenthal.  S.  10. 

3)  So  Dahn,  S.  152  ff.  Stoerck,  S.  126.  Löwenstein,  S.  607. 
Könitzer,  S.  20  ff. 
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gen  haben  daher  durchaus  Völkerrechtliche  Bedeutung;  denn 
erst  durch  sie  wird  die  Vereinigung  zur  Tatsache.  *) 

Das  Annectionsdekret  Victor  Emanuels  vom  17.  12.  60,  auf 
Grund  dessen  Neapel  Sardinien  angegliedert  wurde,  führt  aus- 
drücklich den  durch  die  Volksabstimmung  zum  Ausdruck  ge- 
kommenen Volkswillen1  als  Grund  für  die  Vereinigung  an: 

„Vittorio  Emanuelle  IL  Re  di  Sardegna  ecc. 

Visto  il  plebiscito  sottoposto  al  suffragio  universale  e 
dir^tto  delle  popolo  delle  provincie  Napoletane  convocato  in 
commizi  il  21  scorso  ottobre;  Visto  il  prozesso  verbale  di 
presentazione  e  di  accettazione  di  tale  Plebiszito,  sequito  in 
Napoli  il  giorno  8  scorso  novembre;  Vista  la  legge  delle  3 
corrente  mese  con  cui  il  Governo  delle  Re  e  autorizati.  Ad 
accetare  e  Stabilire  per  Decreti  Reali  rannessione  allo  Stato 
di  quelle  Provinzie  dell'  Italia.  Centrale  e  Meridionale,  nelle 
quali  si  manifesti  libramiente  per  suffragio  d  i  - 
retto  universale  la  volonta  di  far  parte  inte- 
grante  della  Nostra  Monachia  constituziona- 
1  a  ;  —  Udito  il  consiglio  di  Ministri  Abbiano  decretato  e  decre- 
tiamo.  —  Art.  1  le  Provincie  Napoletane  faranno  parte  inte- 
grante  dello  Stato  Italiano  della  del  predente  Decreto. 2) 

Dieser  glänzende  Erfolg  mußte  leider  schwer  erkauft 
werden. 

Schon  im  Jahre  1858  hatte  sich  Napoleon  von  Cavour  zu 
Plombieres  für  seine  Unterstützung  im  Sardinisch-Oesterreichi- 
schen Feldzuge  Nizza  und  Savoyen  versprechen  lassen^  um 
angesichts  dieser  Vorgänge  in  Oberitalien  eine  natürliche  Grenz- 
sicherung gegen  den  vergrößerten  italienischen  Staat  zu  haben. 
Da  sich  jedoch  die  Italiener  nur  ungern  zur  Preisgabe  zweier 
italienischen  Provinzen  verstehen  wollten  —  galt  doch  nach 
Mommsens  zutreffender  Bemerkung  der  Verlust  Savoyens  eine 
Entnationalisierung  des  italienischen  Königshauses  —  so  einigte 
man  sich  im  Vertrage  zu  Turin  dahin,  daß  diese  Gebiete  nur  an 
Frankreich  lallen  sollten,  wenn  sich  die  Bevölkerung  durch  ein 
Plebiszit  dafür  aussprechen  würde.  Art.  1:  „il  est  entendu 
entre  Leur  Majeste  que  cette  reunion  sera  effectuee  sans  nulle 
contrainte  de  la  volonte  des  populations  et  que  les  Gouvermer 

A)  Im  Ergebnis  übereinstimmend  R.  Hamburger,  S.  25.  Für 
den  juristischen  Wert  dieser  Plebiszite  tritt  Pierantoni  ein:  „La 
votatione  ebbe  questo  grande  valore  juridico:  effermo  l'esi- 
stenza  della  concienza  popolare  della  nazionalita  italiana,  escluse 
il  dubio  che  il  governe  piemontese  avesse  fatto  i  legitimo  con- 
quisto.    (Zitiert  bei  Könitzer.  S.  20). 

2)  Zitiert  bei  Freudenthal,  S.  10. 

2 
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mcnts  de  l'Empereur  des  Francais  et  du  Roi  de  Sardaigne  se 
concerteront  le  plustöt  possible  sur  les  meilleurs  moyens 
d'apprecier  et  de  co-nstater  les  manifestations  de  cette 
volonte."  *) 

Trotz  der  starken  Hinneigung:  besonders  der  nördlichen 
Distrikte  Savoyens  zum  Anschluß  an  die  Schweiz,  war  das 
Resultat  der  Abstimmung:  zu  Gunsten  Frankreichs  geradezu 
glänzend;  im  Arrondissement  Nizza  erschienen  von  29  142 
Stimmberechtigten  24  637  an  der  Wahlurne;  24448  stimmten  für 
den  Anschluß,  160  dagegen;  in  Savoyen  gaben  von  135  449 
Stimmberechtigten  130  553  ihre  Stimme  für  Frankreich  ab,  nur 
235  erklären  sich  dagegen.  2) 

Aber  auch  diesem  Plebiszite  für  das  Funck-Brentano  und 
Sorel  nur  Worte  des  Lobes  finden,  will  die  Literatur  die 
völkerrechtliche  Bedeutung  absprechen.  Sie  bezeichnet  diese 
Volksabstimmung  als  eine  politische  Komödie,  die  sich  weder 
mit  dem  Nationalitätsprinzip  begründen  lasse,  noch  dem  „inne- 
ren, wahren  und  nachhaltigen  Willen  der  Bevölkerung  ent- 
sprochen hätte." 3)  Eine  recht  einseitige  Beurteilung.  Schon 
im  Jahre  1792  hatte  sich  Savoyen  und  1793  Nizza  durch  Plebis- 
zit Frankreich  angeschlossen,  war  aber  im  2.  Pariser  Frieden 
Sardinien  zugesprochen  worden.  Nizza  galt  stets  für  eine 
französische  Stadt,  und  selbst  ein  Mann  wie  Cavour  hat  dies 
nicht  bestreiten  können.  Savoyen  gehörte  ja  freilich  in  sprach- 
licher Beziehung  zu  Italien,  aber  alle  Interessen  des  Handels 
wiesen  dieses  „Irland  Italiens"  an  Frankreich.  Chambery  war 
von  Paris  in  12  Stunden  erreichbar  von  Turin  erst  nach  einer 
Tagereise.  Die  letzten  Wahlen  für  den  Provinzial-Rat  hatten 
gleichfalls  eine  starke  Ueberniacht  der  französischen  Partei  be- 
kundet. In  wirtschaftlichen  Momenten  wird  also  der  Grund  für 
das  fast  einstimmige  Abstimmungsergebnis  zu  suchen  sein,  und 
nicht,  wie  Könitzer4)  glaubt,  in  der  geradezu  „bewunderns- 
werten Selbstentäußerung"  Savoyardischer  Patrioten,  die  nur 
aus  dem  Grunde  für  Frankreich  gestimmt  hätten,  um  dadurch 
das  Italienische  Einigungswerk  zu  ermöglichen. 

Endlich  wendet  Stoerck  ein,  daß  dem  Plebiszite  der  Ge- 
danke des  freiem  Verfügungsrechtes  über  das  Territorium 
garnicht  zu  Grunde  lag,  da  der  Nachsatz  der  Cessionsformel: 


x)  Stoerck,  S.  130. 

2)  Freudenthal,  S.  9. 

3)  Stoerck,  S.  129  ff.  Freudenthal,  S.  7  ff.  Löwenstein, 
S.  607  ff. 

4)  Könitzer,  S.  21. 
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„il  est  entendu  entre  S.  S.  M.  M.  que  cette  reunion  sera 
effectuee  sans  nulle  contrainte  de  la  vonlonte  des  populations" 
bedingungslos  formiuliert  sei,  und  sich  in  nichts  von  der 
Textierung  ähnlicher  Verträge  unterscheide.  —  Dem  Wortlaut 
nach  mag  dies  ja  richtig  sein,  doch  will  das  wenig  besagen. 
Derartige  sprachliche  Ungenauigkeiten  haben  sich  schon  öfters 
in  Friedensverträge  eingeschlichen.1)  Dem  Willen  der  Kon- 
trahenten hat  diese  Formulierung  jedenfalls  nicht  entsprochen. 
Heißt  es  doch  ausdrücklich  in  der  Proklamation  Victor  Emanuels 
an  die  Bevölkerung:  „Ce  grand  Changement  doit  etre  le 
resultat  de  votre  libre  consentement.  Teile 
est  ma  ferme  volonte,  teile  est  aussi  Finten- 
t  i  o  n  de  I'Empereur  des  F  r  a  ni  c  a  i  s."  2)  Mag  auch  die 
eigenartige  Persönlichkeit  Napoleons  III.  wenig  Sympathien  be- 
sitzen, so  entbindet  es  uns  noch  nicht  von  der  Pflicht,  ihm 
Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen.  Die  Ueberzeugung  von 
dem  Rechte  der  Nationalitäten  war  so  tief  in  dem  Geiste 
Napoleons  eingewurzelt,  daß  wir  nicht  annehmen  können, 
er  wäre  wegen  eines  so  geringen  Preises  seinem  Ideale  un- 
treu geworden.  Tatsache  ist  denn  auch,  daß  er  bereit  war, 
die  Sache  des  italienischen  Volkes  und  damiit  auch  das 
Schicksal  von  Nizza  und  Savoyen  vor  einen  Kongreß  zu  tragen 
und  sich  seinem  Spruche  zu  beugen,  ja  er  selbst  hat  die 
Initiative  zu  einer  gemeinsamen  Tagung  ergriffen.  Die  Unter- 
werfung unter  einen  Kongreß  war,  wie  Redslob 3)  mit  Recht 
bemerkt,  der  Verzicht  auf  eine  eigennützige  Politik. 

Fortgesetzt  wird  die  Reihe  der  italienischen  Einigungs- 
plebiszite durch  die  Einverleibung  Venetiens  imi  Jahre  1866,  die 
nur  durch  die  Siege  Preußens  auf  den  Böhmischen  Schlacht- 
feldern ermöglicht  wurde. 

Kaiser  Franz  Joseph  war  kampfesmüde  geworden  und  hatte 
Napoleon  gebeten,  einen  Frieden  zu  Stande  zu  bringen.  Dieser 
ergriff  gern  die  Gelegenheit,  um  von  Oesterreich  die  Abtretung 
Venetiens  an  Italien  zu  erwirken,  welches  er  Cavour  bereits 
1858  zu  Plombi&res  versprochen  hatte. 

Oesterreich  war  bereit,  hierüber  mit  dem  revolutionären 
Italien,  das  es  noch  garnicht  anerkannt  hatte,  direkt  zu  ver- 
handeln. Nach  langwierigen  Verhandlungen  zwischen  Paris, 
Berlin  und  Wien  machte  der  französische  Minister  Drouyn  de 

*)  Vergl.  den  Art.  2  des  Deutsch-Französischen  Friedens- 
vertrages vom  10.  5.  1871. 

2)  Martens,  S.  541. 

3)  Vergl.  Redslob.  II.  Buch  III.  Kap. 

2« 
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Lhuys  den  Vorschlag  die  formellen  Schwierigkeiten  dadurch 
zum  umgehen,  daß  im  Cessionsvertrage  Oesterreich  zur  Liebe 
die  Abtretung  an  Frankreich,  Italien  zu  Gefallen  die  Abstim- 
mung der  Bevölkerung  erwähnt  werden  sollte.  Auf  Grund 
dieser  Vereinbarung  erhielt  der  Art.  III  des  Wiener-Vertrages, 
in  welchem  die  Abtretung  Lombardo-Venetiene  an  Italien  aus- 
gesprochen wurde,  folgende  beiden  Parteien  Rechnung  tragende 
Einleitung:  „Sa  Majeste  l'Empereur  de  l'Autriche  ayant  cede  ä 
Sa  Majeste  l'Empereur  des  Francais  le  royaume  Lombarde- 
Venetien:  Sa  Majeste  l'Empereur  des  Frangais  de  son  cöte  s' 
etant  declare  pret  ä  reconnattre  la  reunion  du  dit  royaume 
Lombards-Venetien  aux  Etats  de  sa  Majeste  le  Roi  d'  Italie  sous 
reserve  au  consentement  des  populations  düment  consutees. 1 ) 

Inzwischen  hatten  mit  Einwilligung  Oesterreichs  franzö- 
sische Truppen  das  Land  besetzt,  deren  Kommandant  im  Auf- 
trage des  Kaisers  Napoleon  am  19.  10.  66  die  provisorische 
Regierung  der  Stadtvertretung  von  Venedig  mit  folgenden  be- 
achtungswerten Worten  übergab: 

„Par  le  respect  pour  le  droit  des  Nationales  et  pour  la 
dignite  des  peuples,  l'Empereur  a  voulu  laisser  aux  Venetiens  le 
soins  de  manifester  leur  voeu.  Iis  sont  dignes  de  comprendre 
cet  hommage  rendu  ä  la  souverainete  populaire  sur  laquelle  re- 
posenfc  les  gouvernements  de  la  France  et  de  l'Italie  .  .  .  Nous 
declarons  remettre  la  Venetie  ä  eile  meme  pourque  les  popu- 
lations,  maitresses  de  leur  destinee,  puissent  exprimer  libre- 
ment  par  le  suffrage  universel,  leur  voeu  au  sujet  de  l'annexion 
de  la  Venetie  au  royaume  d'  Italie."  2) 

Wenige  Tage  nach  erfolgter  Uebergabe  fand  das  Plebiszit 
statt,  das,  wie  zu  erwarten  war,  fast  einstimmig  den  Anschluß 
an  das  Königreich  Italien  aussprach.  Auf  Grund  dieses  Ergeb- 
nisses wurde  dann  durch  nachfolgendes  Dekret  Victor  Emanuels 
die  Angliederung  Venetiens  an  Italien  verfügt:  „In  Anbetracht 
des  Ergebnisses  der  Volksabstimmung,  durch  welche  die 
Bürger  der  befreiten  italienischen  Provinzen  erklärt  haben, 
sich  mit  dem  Kgr.  Italien  unter  der  konstitutionellen  Monarchie 
Victor  Emanuels  II.  und  seiner  Nachkommen  zu  vereinigen  .  .  . 
Art.  1:  „Die  Venetianischen  Provinzen  bilden  einen  integrieren- 
den Bestandteil  des  Kgr.  Italiens."  3) 

Abgeschlossen  wir  die  Italienische  Einigung  mit  der  Ein- 
verleibung des  Kirchenstaates,  wofür  wiederum  die  deutschen 


*)  Staatsarchiv  Bd.  12  S.  125. 

2)  Staatsarchiv.  Bd.  12  S.  151. 

3)  Staatsarchiv.  Bd.  12  S.  152. 
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Waffenerfolge  im  Westen  die  Vorbedingung  schufen.  Nach  dem 
Falle  von  Sedan  wurden  die  französischen  Truppen,  welche  die 
päpstliche  Herrschaft  gestützt  hatten,  abgerufen,  worauf  die 
Italiener  ohne  ernstlichen  Widerstand1  zu  finden,  die  Haupt- 
stadt des  Landes  besetzten.  Zur  Rechtfertigung  dieser  „Erobe- 
rung" sollte  das  Plebiszit  dienen. 

Die  Formel  für  die  Abstimmung  lautete  ursprünglich:  „Im 
Vertrauen  darauf,  daß  die  geistliche  Unabhängigkeit  des  Papstes 
gewahrt  bleibt,  wollen  wir  die  Annexion  an  die  konstitutionelle 
Monarchie  Victor  Emanuels  II.  und  seiner  Nachkommen." 
Gegen  diesen  Vorbehalt  zu  Gunsten  der  geistlichen  Gewalt  des 
Papstes  erhob  sich  ein  heftiger  Widerspruch,  sodaß  man  sich 
genötigt  sah,  ihn  fallen  zu  lassen.  Das  Ergebnis  der  Volks- 
abstimmung war  das  übliche.  Von  167  449  Stimmberechtigten 
waren  133  681  für  den  Anschluß,  1507  dagegen,  103  ungültig.1) 
Am  6.  Oktober  1870  wurde  das  Resultat  vom  Kapitol  herab 
feierlich  verkündet  und  am  9.  Oktober  durch  ein  Dekret  Rom 
und  die  römischen  Provinzen  für  einen  integrierenden  Bestand- 
teil Italiens  erklärt. 

Um  die  legale  Form  der  Einverleibung  bis  zuletzt  zu 
wahren,  siedelte  die  kgl.  Familie  erst  nach,  erfolgter  Sanktion 
des  Plebiszits  durch  die  italienische  Kammer  nach  Rom  über. 

§  4. 

Die  Abtretung  der  Jonischen  Inseln  an  Griechenland. 

Die  Vorgänge  auf  den  Appeninen  fanden  nirgends  so  mäch- 
tigen Widerhall  als  in  Griechenland,  wo  sich  seit  den  Tagen 
des  griechischen  Freiheitskampfes  ein  starkes  Nationalbewußt- 
sein unter  der  Bevölkerung  herausgebildet  hatte.  Ein  größeres, 
womöglich  geeinigtes  Griechenland,  war  der  Wunsch  aller 
griechischen  Patrioten.  Man  griff  zu  den  Waffen,  um  diesen 
Gedanken  in  die  Tat  umzusetzen.  Die  nationale  Begeisterung, 
die  alle  Hellenen  erfaßt  hatte,  äußerte  sich  auch  bei  den  Be- 
wohnern der  Jonischen  Inseln  in  leidenschaftlicher  Weise.  In 
zahlreichen  stürmischen  Kundgebungen  gaben  sie  offen  zu  ver- 
stehen, mit  dem  griechischen  Mutterlande  vereinigt  zu  werden. 
England  trug  diesen  berechtigten  Forderungen  Rechnung  und 
verzichtete   infolge   eines   einstimmig   die   Vereinigung  mit 


*)  Freudenthal.  S.  37. 
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Griechenland  fordernden  Beschlusses  des  Jonischen  Parlaments 
auf  sein  Protektorat.  *) 

Das  Interessante  bei  diesem  Vorgänge  ist,  daß  hier  die 
Selbstbestimmung-  nicht  wie  bisher  durch  ein  Plebiszit,  sondern 
durch  ein  verfassungsmäßig  berufenes  Organ  ausgeübt  wurde, 
ein  Beweis  dafür,  daß  Selbstbestimmung  und  Volksabstimmung 
nicht  identische  Begriffe  sind. 

§  5. 

Das  Plebiszit  in  der  Schleswig-Holstem'schen  Frage. 

Napoleon,  zu  dessen  ständigem  politischen  Repertoire  das 
Plebiszit  gehörte,  versuchte  es  auch1  in  die  Schleswig-Holstein'- 
sche  Frage  hineinzutragen.  Als  Christian  IX.  die  eiderdänische 
Verfassung  bestätigte,  die  das  Herzogtum  Schleswig  als  Provinz 
mit  Dänemark  vereinigen  sollte,  entsteht  ein  Konflikt.  Preußen 
und  Oesterreich  wollen  diese  Verfassung  nicht  gelten  lassen. 
Schleswig  und  Holstein  sollen  „up  ewig  ungedeelt"  bleiben. 
Noch  im  Dezember  1863  macht  England  den  Vorschlag  einer 
Konferenz,  die  aber  wegen  der  ablehnenden  Haltung  Napoleons 
nicht  zustande  kommt.  Indes  gehen  die  kriegerischen  Er- 
eignisse der  Diplomatie  voraus.  Preußen  und  Oesterreich  er- 
klären den  Dänen  den  Krieg  und  ehe  auf  erneutes  Ersuchen 
des  Londoner  Hofes  die  Konferenz  zusammentritt,  ist  durch  die 
Erstürmung  der  Düppelerschanzen  die  Entscheidung  des 
Kampfes  gefallen. 

Angesichts  dieser  Ereignisse  war  es  klar,  daß  es  bei  dein 
Status  quo  ante  nicht  bleiben  konnte.  Nachdem  in  der  Sitzung 
vom  17.  Mai  1864  der  Vorschlag  einer  Personalunion  der 
Herzogtümer  mit  Dänemark  durch  dien  Dänischen  Bevoll- 
mächtigen Quaade  verworfen  wurde,  drehten  sich,  wie  Stoerck 
berichtet,  die  Verhandlungen  wesentlich  um  drei  Punkte: 
1.  Um  die  Festsetzung  einer  billigen  Demarkationslinie  zwischen 
Dänemark  und  den  abzutretenden  Gebieten,  2.  um  die  Frage 
der  künftigen,  staatsrechtlichen  Konstituierung  der  von  Däne- 
mark losgelösten  Gebiete,  und  3.  um  das  Maß  der  der  Bevöl- 
kerung selbst  einzuräumenden  Dispositionsgewalt,  bei  Lösung 
der  bevorstehenden  Frage.  Uns  interessiert  hier  vornehmlich 
der  letzte  Punkt. 

Die  Aufnahme  des  Plebiszits  in  das  Programm,  der  Kon- 
ferenz erfolgte,  wie  erwähnt,  auf  Veranlassung  Napoleons  III., 


*)  Vergl.  hierzu  und  zum  folgenden  Freudenthal,  S.  11  fr. 
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der  bereits  am  2(?  3.  64  in  einer  Depesche  an  die  Europäischen 
Höfe  den  Vorschlag  gemacht  hatte,  es  solle  eine  Volksabstim- 
mung über  das  Schicksal  dieser  Länder  entscheiden,  wohl 
wissend,  wie  empfindlich  er  damit  den  ihm  verhaßten  feudal- 
legitimistischen  Wiener  Hof  verletzen  würde.  Und  als  nun 
dieser  Vorschlag  auf  der  Konferenz  zur  Sprache  gebracht 
wurde,  erklärte  prompt  der  Oesterreichisehe'Gesandte  Rechberg, 
Oesterreich  werde  dieser  revolutionären  Maßregel  niemals  zu- 
stimmen, während  Bismarck  äußerlich,  sich  als  überzeugter  An- 
hänger des  Plebiszits  bekundete.  In  Wirklichkeit  war  er  so 
wenig  wie  der  Wiener  Hof  gesonnen,  seine  politische  Staats- 
kunst von  ungewissen  Abstimmungen  abhängig  zu  machen, 
aber  „elastisch  und  vielseitig  in  der  Auswahl  seiner  Mittel"  *) 
und  der  festen  Ueberzeugung,  das  Plebiszit  werde  bei  der 
starken  Gegnerschaft,  die  sich  auf  der  Konferenz  sofort  gegen 
dieses  Projekt  zeigte,  doch  nicht  zur  Ausführung  gelangen, 
erblickte  er  keine  Gefahr,  in  freundlicher  Bereitwilligkeit  mit 
dem  gefährlichen  Nachbar  diese  Frage  zu  erörtern,  um  ihn 
durch  dieses  Entgegenkommen  als  Gegengewicht  gegen  Oester- 
reich zu  erhalten. 

Bismarck  wollte  durch  das  Plebiszit  lediglich  die  ethno- 
graphische Grenze  festgestellt  wissen,  das  Plebiszit  sollte  also 
keinen  konstituierenden  Charakter  tragen,  sondern  der  Konferenz 
nur  das  nötige  Material  verschaffet,  um  vermittels  dieses  die 
endgültige  Grenze  festlegen  4#u  können".  Nous  demandons 
que  les  habitants  du  Schleswig  soient  consultes  au  sujet  des 
dispositions  ä  odopter  ä  leur  egard,  et  qu'il  ne  soit  pas  decide 
du  sort  d'une  partie  ou  de  la  tolalite  de  ces  populations  sans 
que  preaiablement  leurs  voeux  aient:  ete  loyalement  constates, 2) 

Die  Dänen  wollten  das  Plebiszit  nur  auf  den  künftigen 
deutschen,  nicht  aber  auf  den  bei  Dänemark  verbleibenden  An- 
teil zur  Anwendung  bringen. 

Der  französische  Gesandte  Fürst  Tour  d'Auvergne  schlug 
vor,  nur  die  Herrscherfrage  im  deutschen  Anteile  durch  die 
Volksabstimmung  zu  lösen,  die  Grenzen  jedoch  nach  militä- 
rischen Gesichtspunkten  im  Sinne  der  schwächeren  Partei  zu 
bestimmen:  „Quant  aux  diStricts  mixtes  du  centre,  de  quelque 
maniere  que  Ton  decide  de  leur  sort  il  y  aura  toujours  lä  des 
Danois  soumis  ä  un  pays  allemand  ou  des  Allemands 
soumis  au  Danemark.  Devant  l'impossibilite  absolue  de 
prendre  sur  de  point  la  nationalite  pour  regle,  nous  pen- 


*)  Vergl.  die  Darstellung  bei  Sybel,  Bd.  III,  S.  241  ff. 
2)  Martens,  N.  R.  G.  I.  Serie  Bd.  17  II.  Teil,  S.  412. 
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sons  qu'il  serait  juste  de  trancher  le  differend  en  faveur  de  la 
plus  faible  des  parties. *) 

Erst  am  Schlüsse  der  Konferenz,  in  der  vorletzten  Sitzung 
vom  22  Juni  schlug  Fürst  La  Tour  d'Auvergne  vor,  in  den 
gemischten  Bezirken  zwischen  Apenrade  und  Eckernförde  die 
Bevölkerung  nach  Gemeinden  zu  befragen. 

England  und  Rußland  waren  derselben  Ansicht  wie  Frank- 
reich, das  Plebiszit  nur  für  die  Wahl  des  Herrschers  im  deut- 
schen Anteile  anzuwenden;  sie  wollten  also  nur  ein  staatsrecht- 
liches Plebiszit  gelten  lassen,  wogegen  Oesterreich  in  konse- 
quenter Weise  gegen  jede  Art  des  Volksentscheids  Verwahrung 
einlegte.  Es  wollte  keinen  anderen  Ausdruck  des  nationalen 
Willens  anerkennen,  als  den  durch  den  Souverainen  bestätigten 
Beschluß  der  Volksvertretung:  „Je  ne  saurai  accepter,"  be- 
merkte Graf  Apponyi  „cette  modalite  ni  en  principe  ni  comme 
un  moyen  de  Solution  pratique."  2) 

Bei  so  verschiedenen  Ansichten  war  es  nicht  gut  möglich, 
eine  Einigung  zu  erzielen,  und  als  auch  das  andere  Projekt  des 
Fürsten  Tour  d'Auvergne,  wenigstens  in  den  gemischtsprachi- 
gen Gebieten  die  Abstimmung  zuzulassen,  nicht  genügende 
Unterstützung  gefunden  hatte,  weil  Oesterreich  aus  prinzi- 
piellen, Rußland  aus  politischen  Gründen  (Polen!)  sich  ab- 
lehnend verhielten,  ging  die  Konferenz  am  25.  Juni  1864 
resultatlos  auseinander.  Statt  der  Volksabstimmung  sollten 
die  Waffen  über  das  Schicksal  der  Elbherzogtümer  entscheiden. 

Die  Verhandlungen  auf  der  Londoner  Konferenz  sind  inso- 
fern für  den  Völkerrechtler  von  großer  Bedeutung,  als  hier 
zum  ersten  Male  die  Plebiszittheorie  im  Kreise  zünftiger  und 
gewiegter  Diplomaten  von  der  dogmatischen  und  praktischen 
Seite  erörtert  wurde.  Es  ist  nicht  uninteressant  zu  bemerken, 
daß  gerade  Mächte  mit  gemischter  Bevölkerung  sich  als  Gegner 
des  Plebiszits  gezeigt  haben.  Heute  können  wir  feststellen, 
daß  sie  ihre  Ansichten  wesentlich  geändert  haben. 8) 

§  6. 

Der  Artikel  V  des  Prager  Friedens. 

Nach  dem  ergebnislosen  Ausgange  der  Londoner  Konferenz 
wurde  Dänemark  durch  Waffengewalt  im  Wiener  Frieden  zur 
Abtretung  der  Herzogtümer  Schleswig,  Holstein  und  Lauenburg 

*)  Martens,  S.  347  ff. 

2)  Martens,  S.  381. 

3)  Vergl.  Art.  18  der  neuen  deutsch.  R.  V. 
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gezwungen.  Die  endgültige  Entscheidung  über  das  Schicksal 
dieser  Länder  erfolgte  erst  durch  den  Krieg  von  1866.  Im 
Frieden  zu  Prag  vom  23.  Aug.  1866  verzichtete  Oesterreich 
auf  alle  seine  Rechte  zu  Gunsten  Preußens.  Bei  den  Friedens- 
verhandlungen spielte  die  Volksabstimmung  abermals  eine  be- 
deutende Rolle.  Napoleon  hatte  nämlich  in  seiner  Eigenschaft 
als  Friedensvermittler  es  durchgesetzt,  daß  die  nördlichen 
Distrikte  von  Schleswig  nur  unter  Vorbehalt  einer  Volksabstim- 
mung über  ihren  eventualen  Anschluß  an  Dänemark  der  Krone 
Preußens  zugesprochen  wurden.  Dieses  Reservat  fand  Auf- 
nahme im  Art.  3  des  Präliminarfriedens  zu  Nikolsburg. 

Bismarck  war  über  diese  Klausel  durchaus  nicht  erfreut, 
und  hatte  nur  aus  politischen  Zweckmäßigkeiten  dem  Vor- 
schlage Napoleons  zugestimmt.  Die  militärische  Lage  Preußens 
war  trotz  der  siegreichen  Schlachten  garnicht  so  glänzend^  wie 
dies  von  vielen  Geschichtsschreibern  dargestellt  wird.  Schon 
damals  dem  mächtigen  Franzosen-Kaiser  die  Stirne  zu  bieten, 
wäre  ein  etwas  gewagtes  Spiel  gewesen.  Umsotmeihr  kam 
Bismarck  der  Vorschlag  Oesterreichs  gelegen,  welches  auf  die 
Klausel  verzichten  wollte,  falls  es  von  Preußen  in  seinen  An- 
sprüchen bezüglich  Venetiens  gegen  Italien  und  Frankreich 
unterstützt  würde.  Aber  noch  ehe  ein  festes  Abkommen  hier- 
über getroffen  werden  konnte,  wurde  dieser  Plan  durch  den 
französischen  Botschafter  am  Wiener  Hofe,  den  Herzog  von 
Gramond,  endeckt  und  Napoleon  zur  Kenntnis  gebracht,  der 
auch  sofort  gegen  dieses  Vorhaben  durch  seinen  Berliner  Ge- 
sandten, den  Grafen  Benedetti  Einspruch  erhob.  So  scheiterte  das 
Unternehmen,  und  Art.  3  des  Präliminarfriedensvertrages  wurde 
unverändert  als  Art.  5  in  den  Friedensvertrag  zu  Prag  über- 
nommen: „S.  M.  der  Kaiser  von  Oesterreich  überträgt  auf  S.  M. 
den  König  von  Preußen  alle  seine  im  Wiener  Frieden  vom 
30.  Oktober  1864  erworbenen  Rechte  auf  die  Herzogtümer 
Schleswig  und  Holstein  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Bevölkerung 
der  nördlichen  Distrikte  von  Schleswig,  wenn  sie  durch1  freie 
Abstimmung  den  Wunsch  zu  erkennen  gibt,  mit  Dänemark 
vereinigt  zu  werden,  an  Dänemark  abgetreten  werden  sollen. 1) 

Dänemark  war  diese  Bestimmung  höchst  willkommen, 
denn  ohne  schwere  Opfer  gebracht  zu  haben,  sollte  ihm  ein 
beträchtliches  Stück  Landes  zufallen.  An  der  dänischen  Ge- 
sinnung dieser  Bevölkerung  hatte  man  in  Dänemark  keinen 
Zweifel.   Um  so  bitterer  war  die  Enttäuschung,  als  man  sah, 


1)  Zitiert  bei  Freudentihal,  S.  23. 
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daß  Preußen  keine  Miene  machte,  den  Vertrag  bestimmungs- 
gemäß auszuführen. 

Wenige  Tage  nach  dem  Friedensschlüsse  ging  dem 
Preußischen  Abgeordnetenhause  ein  Gesetzentwurf  zu,  dessen 
§  1  lautete:  „Die  Herzogtümer  Schleswig  und  Holstein  werden 
mit  der  Preußischen  Monarchie  auf  Grund  des  am  23.  August 
in  Prag  zwischen  Preußen  und  Oesterreich  abgeschlossenen 
Friedensvertrages  vereinigt."  1) 

Da^  Plebiszit  selbst  wurde  nur  in  den  Motiven  erwähnt. 
Pie  Vorlage  ging  zunächst  an  eine  Kommission,  die  sich  auch 
eingehend  mit  der  Frage  beschäftigte,  ob  und  inwieweit  eine 
Abstimmung  mit  den  Interessen  Preußens  vereinbar  sein.  Die 
Sprachengrenze  könne  nicht  maßgebend  sein,  da  auch  in  Süd- 
schleswig, auf  das  sich  Art.  V  garnicht  bezöge,  dänisch  ge- 
sprochen werde.  Bei  der  erregten  Stimmung  2)  gegen  Preußen 
lasse  sich  auch  eine  unbefangene,  vourteilsfreie,  von  Objektivi- 
tät und  Sachlichkeit  getragene  Selbstbestimmung  nicht  er- 
warten. Dem  preußischen  Abgeordnetenhause,  als  einer  deut- 
schen Landesvertretung  könne  man  nicht  zumuten,  das  Schick- 
sal deutscher  Untertanen  von  einer  ungewissen  Volks- 
abstimmung abhängig  zu  machen. 

Aus  diesen  Erwägungen  heraus  befürworte  die  Kommission 
die  Einverleibung  und  gebe  der  Hoffnung  Ausdruck,  daß  es  doch 
noch  der  kgl.  Regierung  gelingen  werde,  diese  unglückliche 
Bestimmung  gänzlich  zu  beseitigen." 

Eine  recht  oberflächliche  und  einseitige  Begründung.  Man 
fand  keinen  Ausweg,  weil  es  an  dem  ernsten  Willen  mangelte. 
War  es  ja  doch  nur  recht  lyid  billig,  wenn  der  Art.  V  auf 
Südschleswig  keine  Anwendung  gefunden  hatte  wo  das  dänische 
Element  einen  ganz  geringen  Bruchteil  der  Bevölkerung  aus- 
machte. Man  hätte  nur  den  Vertrag  loyal  ausführen  sollen,  die 
Sprachengrenze  würde  sich  durch  die  Abstimmung  von  selbst 
ergeben  haben.    Bei  der  Zuteilung  gemischter  Bezirke  würde 


*)  Staatsarchiv  Bd.  11  S.  250. 

2)  Während  der  Beratungen  gingen  der  Kommission  zu : 

a)  50  Petitionen  mit  5139  Unterschriften  aus  47  Ortschaf- 
ten, die  sich  einstimmig  gegen  die  Einverleibung  aus- 
sprachen: 

b)  eine  Petition  des  Bürgervereins  zu  Apenrade  mit  12 
Unterschriften; 

c)  eine  Petition  von  14  in  Hamburg  u.  Altona  seßhaften 
Nordschleswigern. 

Die  beiden  letzteren  Petitionen  hatten  sich  für  die  Ein- 
verleibung von  ganz  Schleswig-Holstein  ausgesprochen. 
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natürlich  ein  gegenseitiges  „do  ut  des"  unvermeidlich  gewesen 
sein.  Für  eine  korrekte  und  objektive  Durchführung  des 
Plebiszits  hätte  eine  neutrale  Macht"  schon  Sorge  getragen. 

Bei  den  weiteren  Beratungen  im  Plenum  machte  man  Bis- 
marck heftige  Vorwürfe,  daß  er  zu  nachgiebig  gewesen  sei. 
Bismarck  verteidigte  sich  damit,  daß  es  ihm  unmöglich  ge- 
wesen wäre,  in  dieser  Angelegenheit  einen  anderen  Standpunkt 
einzunehmen:  „Wären  wir  mit  Dänemark  und  Schleswig  allein 
auf  der  Welt,  so  würde  ein  solcher  Friedensparagraph  nicht 
existieren.  Preußen  konnte  nicht  gleichzeitig  zwei  Kriege 
führen  oder  im  Momente,  wo  es  den  einen  führte  und  die 
Früchte  desselben  noch  nicht  sicher  hatte,  seine  Beziehungen 
zu  den  anderen  Mächten  kompromittieren.  Wir  entnahmen  der 
Gesanitlage  die  Überzeugung,  daß  wir  den  Bogen  nicht  zu  straff 
spannen  durften.  Es  sei  nicht  angemessen,  durch  Verwerfen 
von  Einzelheiten  die  Gesamtheit  des  Errungenen  in  Frage  zu 
stellen.  Wir  können  uns  vor  der  Oeffentlichkeit  nicht  der 
Verpflichtung  entziehen,  formal  eingegangene  Verbindlichkeiten 
zu  erfüllen.  Die  vage  Fassung,  die  er  erhalten  hat,  läßt  uns 
jedoch  eine  gewisse  Latitude  in  der  Ausführung." *)  Hier 
waren  also  die  weiten  Maschen  des  Netzes,  durch  die  er  zu 
entschlüpfen  gedachte. 

Wenige  Tage  darauf  wurde  die  Einverleibung  von  Schles- 
wig und  Holstein  Gesetz  und  der  Art.  V  nichts  als  ein  Fetzen 
Papier.  Die  Verhandlungen  wurden  trotzdeimi  geführt.  Bismarck 
kehrte  aber  das  Selbstbestimmungsrecht  gegen  seine  Verteidi- 
ger und  richtete  in  der  Note  vom  18.  Juni  1867 2)  an  Dänemark 
die  Anfrage,  ob  die  Dänische  Regierung  sich  im  Stande  glaube, 
Einrichtungen  zu  treffen  und  Maßregeln  in  Aussicht  zu  stellen, 
welche  für  den  Schutz  und  die  Sicherung  der  nationalen  Eigen- 
tümlichkeiten der  in  den  etwa  abgetrennten  Gebietsteilen  ein- 
zeln oder  in  Gemeinden  wohnenden  Deutschen  bestimmte  Bürg- 
schaften geben,  und  welcher  Art  in  individueller,  localer  und 
kommunaler  Beziehung,  diese  Garantien  sein  würden  —  zu- 
gleich sollte  auch  das  Repartitionsverhältnis  zur  Erörterung 
gelangen,  wonach  Dänemark  nach  Maß  der  zu  erfolgenden 
Retrocession  zur  Ablösung  und  Tilgung  der  auf  den  Herzog- 
tümern lastenden  Schulden  herangezogen  werden  solle. 3)  Da 
die  dänische  Regierung  naturgemäß  solche  Bedingungen  nicht 

1)  Bismarcks  ausgewählte  Reden.  Bd.  1  S.  164. 

2)  Staatsarchiv  Bd.  13,  S.  83  ff.  Note  des  Gesandten  in 
Kopenhagen  an  das  kgl.  Dänische  Ministerium  d.  Ausw. 

3)  Thudichum,  Verfassungsrecht  des  Nordd.  Bundes,  S.  55. 
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erfüllen  konnte,  geriet  die  Nordschleswigsche  Frage  in  ein 
stationäres  Stadium,  aus  dem  sie  nicht  wieder  herauskommen 
sollte.  Bismarck  hatte  von  der  „Latitude"  des  Art.  V.  reichlich 
Gebrauch  gemacht. 

Oesterreich  hatte  entgegen  seinen  früheren  Traditionen  in 
der  ersten  Zeit  nach  dem  Kriege  einige  Versuche  gemacht,  das 
Plebiszit  in  Nordschleswig  durchzusetzen,  offenbar  in  der  Ab- 
sicht, die  Preußische  Macht  ein  wenig  zu  beschneiden,  ferner 
aber  auch  mit  Rücksicht  auf  Napoleon.  Da  aber  Preußen  mit 
der  Ausführung  zögerte,  Oesterreich  diese  Angelegenheit  nicht 
zu  einem  „casus  belli"  machen  wollte,  so  blieb  die  Angelegen- 
heit auch  weiterhin  unerledigt  in  der  Schwebe. 

Inzwischen  hatte  sich  der  alte  Groll  gegen  den  Sieger  von 
1866  gelegt,  der  Zweibund  war  zustande  gekommen  und  so 
schritt  man  denn  auch  zur  Beseitigung  des  Zankapfels,  den 
Napoleon  bewußt  oder  unbewußt  zwischen  die  jetzt  befreunde- 
ten Mächte  geworfen  hatte.  Durch  den  Deutsch-Oesterrreichi- 
schen  Vertrag  vom  11.  Oktober  1878  wurde  der  streitige  Passus 
(die  Worte  „mit  der  Maßgabe  .  .  .  sollen.")  außer  Kraft  ge- 
setzt. Bismarc  hatte  somit  in  der  dilatorischen  Behandlung  der 
Angelegenheit  seine  Meisterschaft  bewiesen.  Vollständig  ge- 
regelt wurde  dieser  schwierige  Zustand  erst  durch  den  Options- 
vertrag zwischen  Deutschland  und  Dänemark  vom  11.  Januar 
1907. 

Der  Art.  V  bot  dem  Scharfsinn  der  politischen  Juristen 
ein  dankbares  Objekt,  Die  Einen  konstruierten  ihn  als  Vertrag 
zu  Gunsten  dritter,  die  Anderen  betonten  mit  der  gleichen  Ent- 
schiedenheit, er  begründe  nur  Rechte  und  Pflichten  unter  den 
Parteien.  Letztere  Ansicht  dürfte  die  richtige  sein.  Da  es  an 
einem  positiven  Rechtssatze  fehlt,  so  kann  hierfür  nur  der 
Wille  der  Kontrahenten  maßgebend  sein.  Was  den  ver- 
pflichteten Staat,  Preußen,  anlangt,  so  hat  er  nicht  den  minde- 
sten Zweifel  aufkommen  lassen,  daß  er  sich  nur  Oesterreich 
gegenüber  habe  binden  wollen.  Und  Oesterreich  selbst  hielt 
sich  gleichfalls  für  den  einzig  Berechtigten.1) 

§  7. 

Die  Plebiszite  der  neueren  u.  neuesten  Zeit. 

In  neuester  Zeit  hatten  die  Plebiszite  viel  an  Bedeutung  ver- 
loren. Frankreich,  die  Verfechterin  dieses  Gedankens,  hatte 
durch  den  unglücklichen  Krieg  von  70/71  aufgehört,  im  Euro- 

*)  Heilbron,  S.  67. 


—  29  — 


päischen  Konzerte  die  erste  Geige  zu  spielen;  die  anderen 
Großmächte  aber  waren  schon  von  jeher  fast;  ausschließlich  aus 
politischen  Gründen  Gegner  dieser  freiheitlichen  Bestrebungen 
gewesen.  So  konnte  Frankreich  es  nicht  einmal  durchsetzen, 
daß  über  die  Zugehörigkeit  Elsaß-Lothringens  ein  Plebiszit  ent- 
schied, obwohl  die  gesamte  neutrale  Presse  einmütig  die 
Forderung  erhob,  der  Eroberer  hätte  nicht  das  Recht,  eine 
widerstrebende  Bevölkerung  gewaltsam  einzuverleiben.  Die 
Macht  des  Schwertes  hatte  sich  aber  als  ein  stärkerer  Bundes- 
genosse erwiesen  als  die  Macht  der  öffentlichen  Meinung. 

Zu  erwähnen  wäre  noch  die  Volksabstimmung  anläßlich 
der  Abtretung  der  Schwedischen  Insel  St.  Barthelemy  im 
Jahre  1877.  Dieses  „Plebiszit",  bei  dem  im  ganzen  351  Stim- 
men abgegeben  wurden,  basierte  im  Gegensatze  zu  den  frühe- 
ren Abstimmungen  nicht  auf  dem  Prinzip  der  Nationalität,  son- 
dern man  mußte  zu  seiner  Rechtfertigung  wieder  auf  die  Lehre 
von  der  Volkssouverainität  zurückgreifen.  Der  Hauptgrund 
für  die  Vornahme  dieses  Plebiszits  lag  aber  wohl  darin,  daß 
man  dem  Abtretungsvertrage  den  Charakter  eines  Kaufes  be- 
nehmen wollte. 

In  einer  neuen,  den  Bestimmungen  des  Versailler  Friedens- 
vertrages sich  nähernden  Form  erscheint  das  Plebiszit  in  dem 
Art.  III  des  Friedensvertrages  zwischen  Chile  und  Peru  vom 
23.  Oktober  1883.  Die  bis  dahin  peruanischen  Provinzen  Tacna 
und  Arica  sollten  zunächst  10  Jahre  von  Chile  verwaltet 
werden  und  dann  erst  sollte  eine  Volksabstimmung  über  die 
weitere  Zugehörigkeit  dieser  Länder  entscheiden.  Der  Durch- 
führung dieser  Bestimmung  stellten  sich  aber  unumstößliche 
Schwierigkeiten  in  den  Weg.  Den  nationalen  Forderungen  der 
Peruaner  standen  wirtschaftliche  Lebensinteressen  der  Chile- 
ner schroff  entgegen.  Daher  suchten  letztere  um  jeden  Preis 
die  Volksabstimmung  zu  umgehen,  wobei  ihnen  der  Umstand, 
daß  im  Vertrage  über  die  Art  und  Weise  keine  näheren  Ver- 
einbarungen getroffen  waren,  sehr  zu  statten  kam.  Und  als  die 
Zeit  der  Volksabstimmung  gekommen  war,  stellten  sie  den 
Peruanern,  ähnlich  wi>e  seinerzeit  Bismarck  den  Dänen,  Bedin- 
gungen, von  denen  sie  genau  wußten,,  daß  Peru,  wenn  es  auch 
nur  etwas  auf  seine  Ehre  geben  wollte,  sie  nicht  erfüllen  würde. 
So  ist  dieses  Plebiszit  noch  bis  zum  heutigen  Tage  unerledigt 
geblieben. 

Auch  im  englischen  Parlamente  hat  das  Plebiszit  bei  der 
Abtretung  Helgolands  an  Deutschland  1890  eine  erhebliche 
Rolle  gespielt.    Sowohl  im  Oberhause,  wie  im  Unterhause 
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stellte  sich  eine  überraschend  große  Anzahl  von  Abgeordneten 
auf  den  Standpunkt,  daß  es  nicht  zulässig  sei,  2000  Menschen 
ohne  ihre  ausdrückliche  Genehmigung  zu  verkaufen,  dazu  noch 
an  einen  Staat,  der  eine  harte  Dienstpflicht  hätte  und  mit 
Schulden  überlastet  sei.  Lord  Salisbury  dagegen  vertrat  die 
Ansicht,  daß  bei  einem  so  wichtigen  Abkommen,  wie  es  das 
mit  dem  Deutschen  Reiche  sei,  die  Helgoländer  allein  nicht  die 
ausschlaggebende  Stimme  haben  dürften.  Bei  der  Helgoländi- 
schen  Frage  handele  es  sich  überhaupt  nicht  mehr  um  das 
Wollen  oder  Nichtwollen  der  Einwohner,  sondern  um  die  ge- 
schäftliche Seite,  um  das  quid  pro  quo,  um  den  gleichwertigen 
Tauschgegenstand. *)  Überdies  begreife  er  nicht,  weshalb  die 
Helgoländer  sich  gegen  die  deutsche  Herrschaft  sträuben;  sie 
seien  ja  durch  Sprache,  Religion  und  Abstammung  auf  Deutsch- 
land hingewiesen.  Außerdem  käme  noch  die  geschäftliche 
Seite  hinzu.  Die  Inselbewohner  lebten  von  deutschen  Bade- 
gästen und  würden  durch  die  Anlegung  militärischer  Betesti- 
gungswerke  nur  gewinnen.  Gladstone,  der  Leader  der  Oppo- 
sition im  Unterhause,  schloß  sich  den  Ausführungen  des 
Premierministers  an  indem  er  noch  hinzufügte,  es  sei  nicht 
angängig,  daß  ein  paar  Privatmeinungen  den  Willen  der  Regie- 
rung brächen.  So  wurde  denn  der.  Antrag  auf  Befragung  der 
Bevölkerung  bezüglich  der  Abtretung  mit  172  gegen  76  Stimmen 
verworfen. 

Dem  Wunsche  der  Widerstrebenden  wurde  aber  im  weite- 
stem Maße  Rechnung  getragen. 2)  Alle  auf  der  Insel  wohnenden 
und  vor  der  Unterzeichnung  des  Vertrages  geborenen  Bewoh- 
ner waren  von  der  Militärpflicht  befreit;  ferner  durften  die 
Zölle  vor  dem  1.  Januar  1910  nicht  erhöht  werden.  Die  hei- 
mischen Gesetze,  Gewohnheiten  und  althergebrachten  Einrich- 
tungen der  Bevölkerung  sollten  ungestört  und  alle  von  der 
englischen  Regierung  erlangten  Vermögensrechte  weiterhin  be- 
stehen bleiben.   Diese  Zugeständnisse  dürften  ausreichend  sein. 

Eine  weitverbreitete  Meinung  rechnet  zu  den  völkerrecht- 
lichen Plebisziten  auch  die  Abstimmung  über  die  Trennung  Nor- 
wegens von  Schweden.  Das  ist  nicht  richtig.  Der  Vorgang  in 
Schweden-Norwegen  fällt  unter  den  Begriff  des  staatsrecht- 
lichen Plebiszits,  weil  es  sich  hier  lediglich  um  eine  Ver- 
fassungsänderung, also  um  eine  innerstaatliche  Angelegenheit 
handelt.  3) 


*)  Könitzer,  S.  56  ff. 

2)  Vergl.  hierzu  und  zum  Folgenden  Freudenthal,  S.  59  ff. 

3)  Im  Ergebnis  übereinstimmend  Löwenstein,  S.  610. 
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Die  letzte  öffentliche  Erörterung:  der  Plebiszittheorie  vor 
dem  Weltkriege  fand  auf  der  zweiten  Haager  Friedenskonferenz 
statt.  Brasilien  machte  den  Vorschlag,  das  völkerrechtliche 
Plebiszit  bei  Gebietsabtretungen  zu  einem  dauernden  Rechts- 
institut zu  erheben:  „Dans  les  differends  relatifs  ä  des  territoires 
peuples,  on  n'aura  recours  ä  l'arbitrage  qu'avec  l'assentiment 
prealable  des  populations  interesses  ä  la  decision." *)  Der 
Plan  stieß  jedoch  auf  den  Widerspruch  Oesterreich-Ungarns, 
Italiens  und  Serbiens.  (Bezeichnenderweise  wiederum  Staaten 
mit  gemischter  Bevölkerung)  und  wurde  deshalb  fallen  ge- 
lassen. 

Damit  wären  wir  auf  unserer  Wanderung  durch  die  Ge- 
schichte der  Plebiszittheorie  bis  zu  jenem!  Punkte  angelangt, 
der  für  die  Beurteilung  unserer  Themata  von  größter  Bedeutung 
geworden  ist:  Die  Friedenskonferenz  zu  Versailles! 

4  Jahre  lang  hat  Deutschland  einer  erdrückenden  Ueber- 
macht  von  Feinden  getrotzt.  Seine  militärische  und  wirtschaft- 
liche Machtenfaltung  setzte  die  Welt  in  Staunen  und  erschreckte 
die  Feinde.  An  allen  Grenzen  siegreich,  stand  es  nahe  am 
letzten  und  endgültigen  Erfolg.  Um  so  tiefer  mußte  der  Sturz 
empfunden  werden,  den  es  nach  verhängnisvollen  Fehlern  der 
Politik  und  Kriegführung  tat,  und  der,  durch  den  Friedens- 
vertrag nun  seinen  geschichtlichen  Ausdruck  gefunden  hat. 

Die  ideelle  Kriegsführung  der  Entente  beruhte  auf  der  Be- 
hauptung, daß  die  politischen  Einrichtungen  des  Deutschen 
Reiches  nicht  länger  vereinbar  seien  mit  den  Interessen  und 
Idealen  der  Menschheit.  Der  Krieg  wurde  als  ein  Lebens- 
und Entscheidungskampf  der  Demokratie  gegen  eine  überlebte 
und  nicht  ordnungsmäßig  kontrollierte  Staatsgewalt  ausgeru- 
fen. Starke  politische  Strömungen,  die  in  Deutschland  schon 
vor  dem  Kriege  vorhanden  waren,  und  die  im  Kriege  im  leid- 
vollen Selbstbewußtsein  des  Volkes  imimer  stärker  anwuchsen, 
begegneten  sich  mit  diesem  Gedanken.  Und  als  die  Zeit  erfüllt 
war,  als  die  alte  Staatsgewalt  sich  außerstande  zeigte,  im  Sieg 
die  Berechtigung  ihres  Daseins  zu  beweisen,  da  vollzog  sich 
in  Deutschland  der  Umschwung,  und  es  entstand  die  deutsche 
Demokratie,  die  Herrschaft  des  Volkes,  die  von  den 
Feinden  als  Voraussetzung  für  die  Wiederaufnahme  gemein- 
samer Friedensarbeit  bezeichnet  wurde.  Als  Richtlinien  für 
dieses  zukünftige  Zusammenwirken  sollten  Wilsons  14  Punkte 


*)  Actes  et  documents  de  la  deuxieme  Conference  inter- 
nationale de  la  Paix  1907  S.  404. 
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dienen.  Auf  ihrer  Grundlage,  die  durch  einen  vorangegangenen 
Notenwechsel  zwischen  Lansing  und  der  Deutschen  Regierung 
eine  klare  und  zweifelsfreie  Umgrenzung  erfahren  hatte,  wurde 
dann  auch  der  Waffenstillstand  geschlossen.  Der  Friedens- 
vertrag selber  kam  erst  am  28.  6.  1919  zustande.  Er  hat  das 
Gegenteil  dessen  gebracht,  was  das  Deutsche  Volk  erhofft 
hatte. 

Auf  alle  seine  Einzelheiten  einzugehen,  würde  weit  über 
den  Rahmen  dieser  Untersuchung  hinauslaufen.  Uns  interessiert 
er  insoweit,  als  in  ihm  das  Selbsbestimmungsrecht  der  Völker 
im  weitesten  Umfange  zur  Anwendung  gelangt  ist.  Die  Auf- 
nahme dieses  Grundsatzes  erfolgte  hauptsächlich  auf  Veranlas- 
sung des  Präsidenten  Wilson,  der  sich  ähnlich  wie  Napoleon  III. 
zum  Schiedsrichter  der  Welt  aufspielen  wollte.  Zweifellos 
war  dieser  Mann  von  den  besten  Absichten  erfüllt,  konnte  aber 
gegenüber  den  mächtigen  und  eroberungssüchtigen  Verbündeten 
seine  Ideale  nicht  in  gewünschter  Weise  durchsetzen.  So  sind 
aus  alten  Nationalitätenstaaten  neue  entstanden, *)  eine  Irre- 
denta  ist  durch  die  andere  ersetzt,  der  Frieden  Europas  weiter- 
hin gefährdet. 

Inzwischen  haben  in  fast  allen  Abstimmungsgebieten  die 
Bevölkerungen  selbst  über  ihre  staatliche  Zugehörigkeit  ent- 
schieden. 2)  Nähere  Betrachtung  an  dieser  Stelle  verdienen 
die  Volksentscheide  in  Nordschleswig,  in  der  Ostmark  und 
in  Oberschlesien. 

*)  Ein  krasses  Beispiel  hierfür  ist  die  Tschecho-Slowakei, 
wo  5/i2  der  Gesamtbevölkerung  Nichttschechen  sind. 

2)  Die  Abstimmung  liber  das  Saarbecken  wird  nach  dem 
Versailler  Vertrage  erst  im  Jahre  1934  stattfinden.  Die  be- 
treffende Bestimmung  des  §  34  der  Anlage  zu  den  Art.  45 — 50 
des  Vertrages  lautet:  Mit  Ablauf  von  15  Jahren  nach  Inkraft- 
treten des  gegenwärtigen  Vertrages  wird  die  Bevölkerung  des 
Saarbeckens  berufen,  ihren  Willen  wie  folgt,  kundzutun:  Eine 
Abstimmung  findet  gemeinde-  oder  bezirksweise  über  folgende 
drei  Fragen  statt :  a)  Beibehaltung  der  durch  den  gegenwärtigen 
Vertrag  und  die  gegenwärtige  Anlage  geschaffene  Rechtsord- 
nung; b)  Vereinigung  mit  Frankreich;  c)  Vereinigung  mit 
Deutschland.  Stimmberechtigt  ist  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts jede  zur  Zeit  der  Abstimmung  über  20  Jahre  alte 
Person,  die  bei  Unterzeichnung  des  Vertrages  in  dem  Gebiete 
gewohnt  hat.  —  Die  übrigen  Vorschriften  und  die  näheren 
Einzelheiten  und1  der  Zeitpunkt  der  Abstimmung  werden  von 
dem  Völkerbundsrate  so  festgesetzt,  daß  eine  freie  und  un- 
beeinflußte Stimmenabgabe  gesichert  ist.  —  Die  Bestimmungen 
sind  also  die  üblichen.  Der  Wert  der  Abstimmung  wird  ganz 
von  dem  Abstimmungsverfahren  und  der  Haltung  der  aufsichts- 
führenden Behörde  abhängen. 
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Zunächst  einige  Worte  über  das  Scheinplebiszit  in  Malmedy- 
Eupen.  Im  Jahre  1910  gaben  von  rund  60  000  Einwohnern  etwa 
10  400  das  Wallonische  als  Muttersprache  an.  Die  Wallonen 
sind  also  ganz  erheblich  in  der  Minderheit.  Das  in  Malmedy- 
Eupen  gesprochene  Wallonisch  ist  außerdem  so  verschieden 
von  dem  in  Belgien  gesprochenen  Dialekt  und  erst  recht  von 
dem  Französischen,  daß  die  beiderseitigen  Bevölkerungen  sich 
nur  schwer  verständigen  können.  Für  solche  Gebiete  konnte 
eine  Volksbefragung  nicht  in  Frage  kommen.  Der  deutsche 
Charakter  dieser  beiden  Kreise  stand  außer  Zweifel.  Eine 
Volksabstimmung  ist  aber  nicht  einmal  vorgesehen  worden. 
Im  Art.  34  des  Versailler  Vertrages  ist  lediglich  bestimmt  wor- 
den, daß  während  6  Monate  nach  Inkrafttreten  des  Friedens- 
vertrages von  den  belgischen  Behörden  in  Malmedy-Eupen 
Listen  ausgelegt  werden  sollen,  und  daß  die  Bevölkerung  be- 
rechtigt sein  soll,  darin  schriftlich  den  Wunsch  auszudrücken, 
daß  diese  Gebiete  ganz  oder  teilweise  unter  deutscher  Souverai- 
nität  bleiben  sollen.  Es  fehlte  also  an  allen  Bürgschaften  für 
eine  freie  und  unbeeinflußte  Ausübung  des  Stimmrechts. 

Das  strittige  Gebiet  wurde  unverzüglich  der  belgischen  Staats- 
hoheit unterstellt  und  erhielt  eine  starke  militärische  Besatzung. 
Jede  Aussprache,  jede  Verständigung  untereinander,  jede  Aufklä- 
rung durch  die  Presse  wurde  aufs  strengste  untersagt,  jede  Ver- 
sammlung, selbst  der  Gottesdienst,  aufs  schärfste  überwacht. 
Dagegen  wurde  auf  belgischer  Seite  jeder  Propaganda  Tor  und 
Tür  geöffnet.  Dazu  kamen  noch  Einschüchterungen,  Bedrohun- 
gen mit  Ausweisung,  Entziehungen  von  Lebensmittelbezug, 
Paßverweigerungen,  kurz  Vernichtung  ganzer  wirtschaftlicher 
Existenzen.  (Vergl.  Urkunden  über  die  Volksbefragung  in 
Eupen-Malmiedy.  Reichsdruckerei  1920.)  Am  20.  9.  1920  lief 
die  Frist  für  die  Protesteinlegung  ab.  Kein  Wunder,  daß  unter 
einer  solchen  Willkürherrschaft  von  34  726  Stimmberechtigten 
nur  270  also  nicht  einmal  1  Prozent  von  dem  Einspruch  Ge- 
brauch machten.  Von  einer  Abstimmung  der  Bevölkerung 
kann  gar  nicht  gesprochen  werden.  Sie  hat  es  abgelehnt,  teil- 
zunehmen an  einer  Komödie,  an  einer  Parodie  einer  Volks- 
abstimmung. Der  Völkerbundsrat  hat  aber  in  dem  Ergebnis 
den  Willen  der  Bevölkerung  erblickt  und  dementsprechend 
das  ganze  Gebiet  endgültig  Belgien  zuerkannt.  Damit  war  das 
Schicksal  dieses  Landes  besiegelt,  seiner  Bevölkerung  ver- 
bleibt nur  noch  die  schwache  Hoffnung  auf  eine  etwaige  spätere 
Revision  dieser  Entscheidung. 


3 


—  34  — 


Die  rechtliche  Grundlage  für  die  Abstimmung  in  Nord- 
schleswig: bilden  die  Artikel  109 — 114  des  Versailler  Ver- 
trages. Die  Bedingungen,  unter  welchen  eine  Auseinanderset- 
zung zwischen  Deutschland  und  Dänemark  stattfinden  soll,  sind 
sehr  ausführlich,  z.  T.  aber  auch  recht  hart. 

Ich  greife  die  wichtigsten  heraus:  Gleich  der  erste  Absatz 
des  Artikels  nannte  zum  größten  Erstaunen  der  Dänischen  wie 
der  Deutschen  Regierung  eine  von  der  Schleimündung  bis  zum 
Ausfluß  der  Eider  verlaufende  Linie  als  Südgrenze  jenes  Ge- 
biet, dessen  Bevölkerung  durch  eine  Volksabstimmung  kund- 
zutun habe,  ob  sie  künftighin  zu  Deutschland  oder  zu  Dänemark 
gehören  wolle.  Zehn  Tage  nach  Inkrafttreten  des  Versailler 
.Vertrages  haben  deutsche  Truppen  und  Behörden  das  Abstim- 
mungsgebiet zu  verlassen.  Das  strittige  Gebiet  wird  unver- 
züglich einer  interalliierten  Kommission  unterstellt.  Sie  besitzt 
die  allgemeine  Verwaltungsbefugnis  und  hat  alle  Maßnahmen 
zu  treffen,  welche  eine  freie,  unbeeinflußte  und  geheime 
Stimmenabgabe  sicherstellen.  Sie  wird  deutsche  wie  dänische 
technische  Berater  aus  der  örtlichen  Bevölkerung  zu  Hilfe 
heranziehen.  Die  Hälfte  aller  entstehenden  Kosten  ist  von 
Deutschland  zu  tragen. 

Stimmberechtigt  ist  jeder  ohne  Unterschied  des  Ge- 
schlechts, der  am  Tage  des  Inkrafttretens  des  Vertrages  das 
20.  Lebensjahr  vollendet  hat,  im  Abstimmungsgebiet  geboren 
ist  oder  dort  vor  dem  1.  Januar  1900  seinen  dauernden  Wohn- 
sitz gehabt  hat.  Wer  von  Deutschen  Behörden  ausgewiesen 
wurde,  darf  ebenfalls  abstimmen.  Die  zur  Votierung  berechtig- 
ten Militärpersonen  der  deutschen  Armee  müssen  in  den  Stard 
gesetzt  werden,  an  der  Abstimmung  teilzunehmen.  Jedej  übt 
sie  in  der  Gemeinde  aus,  in  der  er  seinen  Wohnsitz  hat  oder  in 
der  er  geboren  wurde. 

Die  Zone  zwischen  Königsau  und  Schlei-Eider  wird  in  drei 
Gürtel  geschieden;  die  erste  reicht  im  Süden  bis  zur  Clausen- 
Linie.  Die  Abstimmung  soll  hier  spätestens  drei  Wochen  nach 
Räumung  der  Länder  durch  deutsche  Truppen  und  Behörden 
stattfinden.  Das  Ergebnis  wird  sich  nach  der  Mehrheit  aller 
in  diesem  Abschnitte  abgegebenen  Stimmen  richten.  Lautet 
das  Ergebnis  auf  Angliederung  an  Dänemark,  so  hat  die  dä- 
nische Regierung  das  Recht,  dieses  Gebiet  unmittelbar  durch 
seine  Militär-  und  Zivilbehörden  besetzen  zu  lassen,  wobei 
vorher  eine  Verständigung  mit  der  Kommission  zu  erzielen 
ist.  In  dem  zweiten  Abschnitte,  der  hart  südlich  Flensburg 
geht,  soll  die  Abstimmung  5  Wochen  später  stattfinden.  Hier 
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wird  das  Wahlergebnis  gemeindeweise  nach  der  Mehrheit  der 
Stimmen  festgelegt.  In  der  Restzone  wird  zwei  Wochen 
später  nach  den  gleichen  Grundsätzen  abgestimmt. 

Zwei  Wochen  nach  der  endgültigen  Feststellung  des  Wahl- 
ergebnisses wird  eine  Kommission  aus  7  Mitgliedern  an  Ort 
und  Stelle  die  Grenze  festsetzen.  Sie  wird  5  Vertreter  der 
Alliierten  und  je  einen  aus  Deutschland  und  Dänemark  ent- 
halten. *)  Dementsprechend  verließen  10  Tage  nach  Inkraft- 
treten des  Friedensvertrages  deutsche  Truppen  und  Behörden 
einschließlich  der  Landräte,  Bürgermeister  und  Amtsvorsteher 
das  Land.  Interalliierte  Truppen  besetzten  daraufhin  das  strit- 
tige Gebiet  das  der  Verwaltung  einer  gemischten  Kommission 
von  5  Mitgliedern  (England,  Frankreich,  Italien,  Schweden  und 
Norwegen)  unterstellt  wurde.  Die  ganze  Zeit  vor  und  während 
der  Abstimmung  ist  durchaus  ruhig  verlaufen.  Zu  gegen- 
seitigen Anfeindungen  und  Gehässigkeiten  waren  die  wenigen 
Wochen  auch  viel  zu  kostbar.  Beide  Parteien  hatten  vollauf 
mit  der  Registrierung  der  Stimmberechtigten  zu  tun. 

.  Die  Abstimmung  über  die  erste  Zone  erfolgte  bestimmungs- 
gemäß am  10.  Februar  1920  nach  einem  von  der  Entente-Kom- 
mission eigens  hierfür  ausgearbeiteten  Reglement,  welches 
Ausführungs-  sowie  Strafbestimimungen  zu  den  Artikeln  109— 
114  enthält.  Das  ganze  Abstimmungsgebiet  wurde  in  Wahl- 
bezirke eingeteilt,  an  deren  Spitze  zur  Beaufsichtigung  der 
Wahlen  paritätisch  zusammengesetzte  Kontroll-Kommissionen 
standen.  Abgestimmt  wurde  nach  Gemeinden.  Den  Wahl- 
vorstand in  den  Gemeinden  bildeten  ebenfalls  paritätisch  zu- 
sammengesetzte Ausschüsse.  Für  Fälschungen  und  Beinflussun- 
gen  des  Wahlergebnisses  waren  Strafen  bis  zu  6  Monaten  Ge- 
fängnis bezw.  Mk.  10000, —  Geldstrafe  angedroht.2)  Es  stim- 
ten  für  Deutschland  25329,  für  Dänemark  75431  Personen.3) 
Da  hier  jedoch  das  Wahlergebnis  der  ganzen  Zone  maßgebend 
war,  so  bedeutete  ein  solches  Stimmenergebnis  den  Verlust 
der  ganzen  ersten  Zone  für  Deutschland. 

Bereits  am  14.  März  1920  fand  die  Abstimmung  über  die 
zweite  Zone  statt.  Sie  endete  mit  einem  überwältigenden  Siege 
für  Deutschland.  Für  Dänemark  wurden  12  829  (=  20  Proz.), 
für  Deutschland  51  303  Stimmen  abgegeben.     In  der  Stadt 


1)  Nach  Eduard  Thorn:  Die  erste  Teilung  Schleswigs  1918 
—1920,  S.  69  ff. 

3)  S.  Wahlreglement  der  Interallierten  Kommission  vom 
10.  Januar  1920. 

2)  Thorn,  S.  130. 

3* 


—  36  — 


Flensburg  votierten  für  das  Deutsche  Reich  27  071,  für  Däne- 
mark 8953  Wahlberechtigte.  *)  Trotz  eines  solchen  Ergebnisses 
hielten  die  Dänen  Mittelschleswigs  ihre  Sache  noch  nicht  ganz 
für  verloren.  Besonders  bitter  wurde  der  Verlust  der  Stadt 
Flensburg  empfunden.  „Flensburg  hjem  trotz  alledem!"  lautete 
der  Ruf.  Da  jedoch  an  der  Wahl  in  ihrer  Gesamtheit  nichts 
anzutasten  war,  versuchte  man  andere  Methoden.  Mittel- 
schleswig müsse  internationalisiert  werden;  es  ginge  nicht 
an,  so  erhebliche  Minoritäten  der  deutschen  Willkür  preis- 
zugeben. Aber  auch  dieser  Plan  scheiterte  an  der  korrekten 
Haltung  der  Interalliierten  Kommission  sowie  der  dänischen 
Regierung.  Flensburg  verblieb  bei  Deutschland.  Nur  einige 
wenige  (4)  nördliche  Grenzdörfer,  die  überwiegend  dänisch 
gestimmt  hatten,  wurden  zu  Dänemark  geschlagen,  da  hier  im 
Gegensatz  zur  ersten  Zone  das  Stimmenergebnis  der  einzelnen 
Gemeinden  ausschlaggebend  war. 

Zu  einer  Abstimmung  in  der  dritten  Zone  ist  es  überhaupt 
nicht  gekommen,,  da  Deutschland  gegen  eine  solche  Zumutung 
energisch  protestierte.  Eine  Abstimmung  in  diesem  Abschnitte 
hätte  auch  garnicht  dem  Wunsche  der  Dänischen  Regierung 
entsprochen,  die  offen  erklärte,  sie  würde  ein  Land,  selbst  wenn 
es  dänisch  stimmen  würde,  nicht  annehmen,  das  von  einer  so 
erdrückenden  deutschen  Majorität  bewohnt  werde. 

Vergleicht  man  die  Ergebnisse  der  Volksabstimmung  in 
Nord-  und  Mittelschleswig  mit  denen  der  Volkszählung  vom 
Jahre  1910, 2)  so  sieht  man,  daß  die  Volksbefragung  von  1920 
fast  getreu  den  wahren  Willen  der  Bevölkerung  kundgetan  hat. 
Eine  so  freie  und  unbeeinflußte  Abstimmung  hat  man  vornehm- 
lich der  unparteiischen  Zusammensetzung  der  Entente-Kom- 
mission sowie  dem  kurzen  Abstimmungstermin  zu  verdanken. 

Es  folgte  am  11.  Juli  1920  die  Volksabstimmung  in  Ost- 
und  Westpreußen.  Mit  ihr  befassen  sich  die  Artikel 
94 — 96  des  Versailler  Vertrages.  Die  Bedingungen  für  diese 
beiden  Gebiete  sind  mit  nur  wenigen  für  Deutschland  günstigen 
Ausnahmen  dieselben  w:e  für  Nordschleswig.  Die  Verwaltung 
verblieb  bei  den  Deutschen;  die  Beamten  wurden  lediglich  zur 

*)  Thorn,  S.  200  ff. 

2)  Es  bekannten  sich  damals  zum  Dänentum  im  1.  Gürtel 
68,75  Prozent,  im  2.  Gürtel  9  Prozent  der  Bevölkerung.  Rechnet 
man  noch  hinzu  die  höchst  wahrscheinlich  für  Dänemark  stim- 
menden Friesen  mit  3,24  Prozent  bezw.  7,52  Prozent,  so  ergibt 
das  im  Vergleich  zur  Abstimmung  von  1920  einen  Unterschied 
zu  Ungunsten  Deutschlands  von  nur  je  3  Prozent.  (S.  Denk- 
*  schrift  über  die  Schleswigsche  Frage,  2.  T.,  S.  79.5 
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strikten  Loyalität  verpflichtet.  Für  die  Berechnung  des 
Stimmenergebnisses  waren  maßgebend  die  Wahlergebnisse  in 
den  einzelnen  Gemeinden.  Das  Stimmrecht  wurde  nur  denen 
versagt,  die  nach  dem  1.  Januar  1905  dort  ihren  Wohnsitz 
genommen  hatten. 

In  Westpreußen  wurden  für  Deutschland  96894  (=  92 
Proz.), *)  für  Polen  dagegen  nur  7947  (—  8  Proz.)  Stimmen  ab- 
gegeben. In  Ostpreußen  votierten  für  Deutschland  363  209  = 
ca.  98  Proz.,  für  Polen  nur  7980  =  ca.  2  Proz. 2)  Das  bedeu- 
tete also  ein  fast  einmütiges  Bekenntnis  für  Deutschland.  Nur 
8  hart  an  der  polnischen  Grenze  liegende  kleinere  Ortschaften 
wurden  zu  Polen  geschlagen.  Ein  solches  Zahlenverhältnis 
war  nur  möglich,  wenn  auch  Polen  für  Deutschland 
stimmten.  Und  es  ist  festgestellt  worden,  daß  tatsächlich  mehr 
als  die  Hälfte  aller  Polen  für  Deutschland  ihre  Stimme  in  die 
Wahlurne  gelegt  haben. 3)  Die  Gründe  für  dieses  merkwürdige 
Verhalten  der  Polen  sind  hauptsächlich  folgende: 

1.  Wirtschaftliche  Zerrüttung  des  polnischen  Staates,  die  sich 
vor  allem  deutlich  im  Tiefstand  der  polnischen  Valuta 
widerspiegelte. 

2.  Der  bedrohliche  Einfall  der  Bolschewiki  in  Polen  und  die 
damit  verbundene  Gefahr  der  Verwüstung  des  Landes. 

3.  Die  Furcht  vor  der  Einziehung  zum  Militär. 

4.  Mangelhaftes  Zusammenarbeiten  der  polnischen  Propaganda- 
leiter. 

5.  Wechsel  in  der  Propagandaleitung.  Einheimische  werden 
im  Mai  1920  durch  Warschauer  ersetzt. 

Wie  schwer  allein  der  letzte  Umstand  die  Sache  der  Polen 
geschädigt  hat,  geht  deutlich  aus  den  Kreistagswahlen  im  Land- 
kreise Allenstein  vom  4.  5.  20  hervor,  bei  denen  die  Polen 


1)  Hoffmann,  S.  8. 

2)  Nach  Worgitzki,  S.  142. 

3)  Nach  Rzepecki  (Naprzöd  czy  wstecz:  —  Vorwärts  oder 
rückwärts?  —  Poznan  1912.  S.  148—150  und  163  ff.)  erhielten 
bei  den  Reichstagswahlen  des  Jahres  1912  —  es  waren  be- 
kanntlich nur  Männer  über  25  Jahre  wahlberechtigt  —  die 
Polen  im  Reg.-Bez.  Allenstein  10525  =  12,2  Prozent  Stimmen. 
Bei  der  Volksabstimmung  am  11.  Juli  1920,  bei  der  Männer  und 
Frauen  von  20  Jahren  wahlberechtigt  waren,  stimmten  für 
Polen  7980  =  2,2  Prozent.  Trotz  Verdreifachung  der  Zahlen 
der  Wahlberechtigten  haben  sich  die  polnischen  Stimmen  ab- 
solut und  relativ  bedeutend  vermindert.  Das  gleiche  beobachten 
wir  in  Westpreußen,  wo  1912  7459  =  15,2  Prozent  polnische 
Stimmen  gezählt  wurden  und  jetzt  bei  Verdreifachung  nur  7947 
==  8  Prozent. 


4185  Stimmen  gegenüber  7258  deutschen  Stimmen  erlangten, 
während  sie  bei  der  Volksabstimmung  im  Juli  1920  nur  3026 
Stimmen  erzielten. 1) 

Äußerlich  betrachtet,  war  die  ganze  Abstimmung  in  diesem 
Gebiete  überflüssige  Arbeit.  Die  westpreußischen  Kreise  sind 
uraltes  deutsches  Siedelungsland  und  werden  auch  heute  noch 
von  einer  erdrückenden  deutschen  Majorität  bewohnt.  Nur  der 
Kreis  Stuhm  hat  eine  in  die  Augen  fallende  polnische  Minori- 
tät aufzuweisen.2)  Die  Masuren  sind  zweifellos  polnischer 
Abstammung  und  sprechen  auch  heute  noch  in  der  Mehrheit 
eine  polnische  Mundart,  aber  das  Land  hat  nie  zu  Polen  ge- 
hört und  seit  langen  Jahrhunderten  unter  deutscher  Herrschaft 
gestanden.  Trotz  ihrer  polnischen  Sprache  fühlen  die  prote- 
stantischen Masuren  deutsch.  Für  sie  gab  es  kein  Schwanken 
und  Besinnen.  Diese  Tatsache  stand  bereits  vor  dem  11.  Juli 
1920  fest.  Über  solche  Gebiete  die  Abstimmung  zu  verhängen, 
war  ein  unentschuldbarer  Mißgriff  der  Entente. 

Völlig  anders  lagen  die  Dinge  in  Oberschlesien. 
Nach  der  letzten  Volkszählung  im  Jahre  1910  bezifferte  sich  die 
Gesamtbevölkerung  des  oberschlesischen  Abstimmungsgebietes 
auf  ca.  2  000  000  Einwohner;  davon  sprachen  polnisch  1,2  Millio- 
nen, deutsch  800  000.  Eine  Abstimmung  war  hier  also  ein  ge- 
rechtes Erfordernis,  Ursprünglich  sollte  das  ganze  Abstimmungs- 
gebiet ohne  Volksbefragung  Polen  zufallen,  da  es  im  Sinne  der 
Wilsonschen  Grundsätze  —  die  Polen  bewohnen  hauptsächlich 
das  platte  Land  und  geben  so  dem  Lande  ein  polnisches  Ge- 
präge —  von  einer  unzweifelhaft  polnischen  Bevölkerung  be- 
wohnt werde.  Da  aber  die  deutsche  Regierung  einer  so  ein- 
seitigen Erledigung  der  Oberschlesischen  Frage  sich  wider- 
setzte mit  der  Begründung,  eine  Trennung  Oberschlesiens  ent- 
spreche weder  den  Wünschen  noch  den  Interessen  der  ober- 
schlesischen Bevölkerung,  so  entschloß  sich  die  Entente,  die 
Beantwortung  dieser  Frage  den  Oberschesiern  selbst,  zu  über- 
lassen. 3)  Das  war  für  die  Polen  ein  harter  Schlag.  Eine  Volks- 
befragung konnte  für  sie  allzuleicht  unangenehme  Über- 
raschungen bringen.    Die  Wahlen  zur  Nationalversammlung  im 

*)  Nach  Worgitzki,  S.  59. 

2)  Nach  Hoffmann  a.  o.  S.  8  zählten  imi  Jahre  1910:  der  Kreis 
Marienwerder  9  Proz.  Polen;  der  Kreis  Rosenberg  8  Proz.  Po- 
len; der  Kreis  Marienburg  2  Proz.  Polen;  der  Kreis  Stuhm 
42  Proz.  Polen. 

3)  Vgl.  die  Gegenvorschläge  der  d-eutschen  Regierung  zu 
den  Friedensbedingungen  von  Versailles  S.  36  ff.  und  die  Ant- 
wort der  Alliierten  an  die  deutsche  Regierung,  S.  29. 
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Januar  1919  waren  böse  Vorzeichen. 1)  Daher  suchten  sie 
um  jeden  Preis  die  Volksabstimmung  zu  hintertreiben,  je 
früher,  desto  besser,  wenn  möglich  noch  vor  Inkrafttreten  des 
Versailler  Vertrages.  So  brach  denn  auch  bereits  im  August 
1919  der  erste  Aufstand  in  Oberschlesien  aus.  Er  sollte  den 
klaren  Beweis  erbringen,  daß  Oberschlesien  unzweifelhaft 
polnisch  und  eine  Abstimmung  überflüssig  sei.  Diese  Erhebung 
konnte  jedoch  infolge  der  noch  mangelhaften  polnischen  Organi- 
sation durch  das  sofortige  und  tatkräftige  Eingreifen  der 
Reichswehr  im  Keime  erstickt  werden. 2) 

Im  Friedensvertrage  von  Versailles  befaßt  sich  mit  Ober- 
schlesien, der  Artikel  88  und  die  dazu  gehörige  aus  6  Para- 
graphen bestehende  Anlage.  Im  Artikel  88  heißt  es:  „In  dem 
Teil  Oberschlesiens,  der  innerhalb  der  nachstehend  beschriebe- 
nen Grenzen  gelegen  ist,  werden  die  Bewohner  berufen,  im 
Wege  der  Abstimmung  bekannt  zu  geben,  ob  sie  mit  Deutsch- 
land oder  Polen  vereinigt  zu  werden  wünschen,  .  .  .  (folgen  die 
Grenzen).   Den  Schluß  bildet  die  Bestimmung: 

Deutschland  verzichtet  bereits  jetzt  zugunsten  Polens  auf 
alle  Rechte  und  Ansprüche  auf  den  Teil  Oberschlesiens,  der 
jenseits  der  auf  Grund  der  Volksabstimmung  von  den  alliierten 
und  assoziierten  Hauptmächten  festgesetzten  Grenzlinie  ge- 
legen ist. 

In  der  Anlage  wird  u.  a.  ausgeführt:  §  1.  Mit  Inkrafttreten 
des  gegenwärtigen  Vertrages  und  zwar  längstens  binnen  2 
Wochen  haben  die  deutschen  Truppen  und  die  deutschen  Be- 
hörden, die  von  dem  im  §  2  genannten  Ausschusse  bezeichnet 
werden,  die  Zone,  in  der  die  Volksabstimmung  stattfindet,  zu 
räumen.  §  2.  Die  Zone  der  Volksabstimmung  wird  unverzüg- 
lich einem  internationalen  Ausschusse  von  4  Mitgliedern  unter- 
stellt, die  durch  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  Frank- 
reich, das  Britische  Reich  und  Italien  ernannt  werden.  Sie 
wird  von  den  Truppen  der  allierten  und  assoziierten  Mächte 
besetzt.  Die  deutsche  Regierung  verpflichtet  sich,  die  Be- 
förderung dieser  Truppen  nach  Oberschlesien  zu  erleichtern. 
§  3.  Der  Ausschuß  besitzt  außer  in  gesetzgeberischer  oder 
steuerlicher  Hinsicht  alle  Befugnisse  der  deutschen  und  preußi- 
schen Regierung.  Außerdem  tritt  er  an  die  Stelle  der  Regie- 
rung der  Provinz  oder  des  Regierungsbezirkes.    Er  ist  selbst 

a)  Daselbst  S.  36.  Trotz  der  von  den  Polen  proklamierten 
Wahlenthaltung  stimmten  für  Deutschland  über  60  Proz.  aller 
Wahlberechtigten. 

2)  Denkschrift  über  den  Augustaufstand  1920,  I.  Teil,  S.  13. 
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für  die  Auslegung  der  ihm  durch  die  gegenwärtigen  Bestim- 
mungen übertragenen  Befugnisse  zuständig  und  hat  selbst  zu 
bestimmen,  inwieweit  er  diese  Befugnisse  auszuüben  oder  den 
bestehenden  Behörden  zu  belassen  gedenkt. 

Die  Ordnung  wird  durch  den  Ausschuß  mit  Hilfe  der  zu 
seiner  Verfügung  stehenden  Truppen  und,  soweit  er  es  für  nötig 
hält,  von  einer  aus  den  Landesbewohnern  gebildeten  Polizei 
aufrechterhalten  ....  Er  hat  die  Maßnahmen  zu  treffen,  die 
er  zur  Sicherung  einer  freien,  unbeeinflußten  und  geheimen 

Stimmenabgabe  für  erforderlich  hält   Der  Ausschuß 

verfügt  über  jegliche  Vollmacht  zur  Erledigung  sämtlicher  Fra- 
gen, zu  denen  die  Ausführung  der  gegenwärtigen  Bestimmungen 
Anlaß  geben  kann  ....  §  6.  Die  Kosten  der  Besetzungs- 
truppen und  die  Ausgaben  des  Ausschusses  für  seine  Ge- 
schäftsführung und  für  die  Verwaltung  der  Zone  werden  aus 
den  örtlichen  Einnahmen  bestritten. 

Am  11.  Februar  1920  hat  die  Interalliierte  Regierungs-  und 
Plebiszit-Kommission  die  Verwaltung  des  Abstimmungsgebietes 
Oberschlesien  übernommen.  Sie  hat  an  diesem  Tage  an  die 
Bewohner  des  Landes  eine  feierliche  Kundgebung  durch  öffent- 
lichen Anschlag  und  durch  die  Zeitungen  ergehen  lassen,  in  der 
es  u.  a.  heißt:  „Mit  der  Besitznahme  der  Regierung  im  Namen 
der  alliierten  Mächte  bis  zur  Ausführung  des  Plebiszits,  durch 
welches  die  Einwohner  selbst  über  die  polnische  oder  deutsche 
Landeszugehörigkeit  entscheiden  werden,  setzt  die  Interalliierte 
Regierungskormmssion  eine  neue  Aera  der  Freiheit 
und  Gerechtigkeit  ein.  Die  Vertreter  Frankreichs,  Groß- 
Britanniens  und  Italiens,  die  von  nua  an  die  Regierung  in 
Oberschlesien  ausüben  werden,  hegen  den  Wunsch,  als  auf- 
richtige Freunde  der  Bevölkerung  betrachtet  zu 
werden.  Das  allgemeine  Wohl  des  Landes  und  der  Bevölke- 
rung ohne  jeglichen  Unterschied  wird  von  der  Interalliierten 
Regierungskomimission  angestrebt.  Demgemäß  betrachtet  diese 
als  ihre  erste  Pflicht,  Ruhe  und  Ordnung  aufrecht 
zu  erhalten,  damit  jeder  in  voller  Sicherheit  seinen  Ge- 
schäften nachgehen  kann,  sodaß  das  wirtschaftliche  Leben  des 
Landes  durch  den  Regierungswechsel  in  keiner  Weise  gestört 
wird,  und  daß  später,  wenn  die  Abstimmung  gekommen  ist, 
die  Bevölkerung  sich  über  ihre  politische  Zugehörigkeit  frei 
aussprechen  darf.  Die  Interalliierte  Kommission  wird  sich  bei 
der  Verwaltung  des  Landes  nur  durch  Erwägungen  der  Gesetze 
md  der  Gerechtigkeit  leiten  lassen.  Alle  Bewohner  Ober- 
schlesiens ohne  Unterschied  der  Nationalität,  des  Standes  und 
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der  Religion  können  sich  auf  ihren  Rechtssinn  und  ihr  auf- 
richtiges Wohlwollen  verlassen. 

Gleichheit  vor  dem  Gesetz  wird  jedem  gänzlich 
gewährleistet. 

Gönnt  einerseits  die  Interalliierte  Kommission  ihr  Wohl- 
wollen all  denjenigen,  die  ihrer  Pflicht  treu  bleiben,  so  hält  sie 
sich  auch  anderseits  für  verpflichtet,  alle  Unruhestifter 
rücksichtslos  und  gnadenlos  zu  verfolgen,  wer  sie 
auch  sein  mögen.  Alle  diejenigen,  die  den  Frieden  und  die 
allgemeine  Ordnung  stören,  die  den;  Klassenkampf  und  religiöse 
oder  nationale  Zwiste  anfachen,  oder  versuchen,,  revolutionäre 
Komplotte  zu  schaffen,  sowie  diejenigen,  welche  offen  oder 
heimlich  zum  Widerstand  gegen  die  Verwaltung  aufhetzen, 
schließlich  auch  diejenigen,  welche  die  freie  Äußerung  des 
Willens  der  Bevölkerung  in  Oberschlesien  während  der  Ab- 
stimmung zu  hemmen  oder  zu  fälschen  suchen,  werden  aufs 
strengste  bestraft." 

Erfüllt  vo,n  diesen  schönen  Versprechungen  wurde  wahr- 
lich wenig.  Bei  der  Übernahme  der  Verwaltung  Ober- 
schlesiens durch  die  Interalliierte  Kommission  befand  sich  das 
Land  im  Zustande  vollkommener  Ruhe  und  Ordnung.  Die 
Tätigkeit  der  Interalliierten  Kommission  ist  für  Oberschlesien 
verhängnisvoll  geworden.  Durch  eine  Reihe  einschneidender 
Maßnahmen  griff  sie  in  die  Organisation  der  Landesverwaltung 
ein.  Sie  lähmte  insbesondere  die  Tätigkeit  der  Exekutivbehör- 
den und  schuf  z.  B.  entgegen  dem  klaren  Wortlaut  des  Friedens- 
vertrages in  Oppeln  einen  besonderen  Gerichtshof. 

Seit  der  Übernahme  durch  die  Interalliierte  Kommission  und 
durch  die  Handhabung  der  Verwaltung  verschärften  sich  die 
Gegensätze  zwischen  der  deutschen  und  der  polnischen  Bevöl- 
kerung von  Tag  zu  Tag.  Der  schrankenlosen  polnischen  Propa- 
ganda waren  Tür  und  Tor  geöffnet,  die  deutsche  dagegen  nach 
Möglichkeit  behindert.  Auf  diesem  Boden  entbrannte  im 
August  1920  der  2.  Aufstand,  der  sich  auf  einen  großen  Teil  des 
heute  von  der  sogenannten  Korfanty-Linie  begrenzten  Gebiets 
erstreckte.  Die  sorgfältig  ausgebaute  Organisation  1)  war  der 
deutschen  Regierung  vorher  bekannt  und  schon  in  einer  Note 
vom  3.  Mai  1920  der  Interalliierten  Kommission  und  den  Regie- 
rungen in  London,  Paris  und  Rom  mitgeteilt  worden.  Die  Ab- 
sicht der  Polen  war,  anstelle  der  Volksabstimmung  eine  ge- 


*)  Hierüber  s.  Augustaufstand,  nach  amtl.  Mitteilungen.  S. 
14  ff. 
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waltsame  Lösung  ZU  setzen.  Den  äußeren  Anlaß  für  den 
August-Aufstand  bildeten  die  bedauerlichen  Ausschreitungen 
(Erstürmung  der  franz.  Kommandantur  und  Plünderung  polni- 
scher Geschäfte)  der  Deutschen  von  Kattowitz  vom  17. — 19. 
August  1920. l)  Während  die  Interalliierte  Kommission  gegen 
die  Vorkommnisse  in  Kattowitz  sofort  die  schärfsten  Maß- 
nahmen ergriffen  hatte,  blieb  sie  dem  polnischen  Aufstande 
gegenüber  tatenlos. 

Um  den  Aufstand  beizulegen,  traten  die  deutschen  Parteien 
an  Korfanty  heran  und  schlössen  mit  ihm  das  sog.  Beuthe  - 
n  er  Abkommen  vom  28.  August  1920.  Die  Polen  ver- 
zichteten damals  auf  die  gewaltsame  Lösung  der  oberschlesi- 
schen  Frage  und  setzten  bei  der  Interalliierten  Kommission  ihre 
Forderung  auf  Abschaffung  der  Sicherheitspolizei  und  Stär- 
kung- des  polnischen  Einflusses  in  der  Verwaltung  im  vollen 
Umfange  durch.    (Vgl.  „Die  Brücke"  1921  Nr.  31.) 

Nach  dem  Augustauistande  setzte  auf  beiden  Seiten  eine 
wilde  und  zügellose  Propaganda  ein.  Man  bekämpfte  sich 
gegenseitig  mit  aller  Rücksichtslosigkeit,  wobei  allerdings  die 
Polen  unter  der  geschickten  Leitung  Korfanty's  stets  der  an- 
greifende Teil  waren,  während  sich  die  vielköpfige  und  viel, 
sinnige  deutsche  Führung  in  eine  unbequeme  Verteidigungs- 
stellung verdrängt  sah.  Bombenattentate,  Überfälle,  Mißhand- 
lungen und  Bedrohungen  versetzten  das  Land  in  einen  Zu- 
stand unerhörter  Unsicherheit,  die  Interalliierte  Kommission 
unternahm  trotz  aller  Vorstellungen  nichts  dagegen.  Die  von 
ihr  geschaffene  Abstimmungspolizei  und  Spezialpolizei  wurden 
immer  mehr  mit  polnischen  Elementen  durchsetzt.  Die  Partei- 
lichkeit der  Franzosen  trat  immer  offener  zu  Tage.  Den 
Engländern  und  Italienern  war  es  mangels  eigener  Exe- 
kutive so  gut  wie  unmöglich  einzugreifen.  Der  20.  März 
1921,  der  Tag  der  Volksabstimmung,2)  der  verhältnismäßig 
ruhig  verlief,  endete  trotz  aller  dieser  Beeinflussungen  mit  einem 
gewaltigen  Sieg  der  Deutschen.  Es  stimmten  für  Deutschland 
717  122,  für  Polen  483  514  Stimmberechtigte,  über  3000  Stim- 
men wurden  für  ungültig  erklärt.  Nach  Gemeinden  aufgezählt 
stimmten  für  Deutschland  664  Gemeinden,  597  für  Polen.  Das 
Ergebnis  war  also  eine  deutsche  Majorität  von  228  119  Stimmen 

*)  Der  Augustaufstand  im  oberschlesischen  Abstimmungs- 
gebiete August-September  1920.  Denkschrift  des  Ausw.  Amts, 
I.  Teil,  S.  13,  desgl.  der  Augustaufstand  S.  10,  und  12. 

2)  Vgl.  hierzu  die  deutsche  Note  vom  1.  4.  21,  dgl.  Denk- 
schrift I.  Teil,  S.  20,  ferner  den  August-Aufstand  von  1920, 
S.  31  ff.  dgl.  die  Anlagen  zur  Denkschrift  I. 
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und  67  Gemeinden. *)  Nach  diesem  Ausfall  der  Volksabstim- 
mung gab  es  für  keinen  urteilsfähigen  Oberschlesier  einen 
Zweifel,  daß  die  Polen  noch  einmal  den  Versuch  der  gewalt- 
samen Lösung  durch  die  Schaffung  vollzogener  Tatsachen 
unternehmen  würden.  Das  Beispiel  von  Wilna  war  verlockend, 
fraglich  war  nur  der  Zeitpunkt.  Der  späteste  schien  die  Be- 
kanntgabe der  Entscheidung  über  die  Zuteilung  Oberschlesiens. 
Vom  21.  März  ab  setzte  der  polnische  Terror  als  Vergeltung 
für  den  ungünstigen  Abstinrmiungsausfall  in  verschärftem  Maße 
ein.  Im  Laufe  des  April  verdichteten  sich  die  Nachrichten 
über  den  bevorstehenden  Ausbruch  des  neuen  Aufstandes.  Die 
deutsche  Partei  sah  dem  3.  Mai,  dem  polnischen  Nationalfeier- 
tag mit  Sorgen  entgegen.  Es  fehlte  nur  noch  der  äußere  Anlaß. 
Dieser  Anlaß  wurde  geschaffen  durch  das  in  deutscher  Sprache 
erscheinende  offizielle  Organ  Korfantys,  die  „Oberschlesische 
Grenzzeitung",  die  in  einer  Sondernummer  am  1.  Mai  1921  den 
angeblichen  Vorschlag  der  Interalliierten  Kommission  über  die 
Teilung  Oberschlesiens  veröffentlichte.  Mit  dieser  Veröffent- 
lichung war  das  Signal  zum  Losschlagen  gegeben.  Am  2.  Mai 
wurde  der  Generalstreik  inszeniert.  In  der  Nacht  zum  3.  Mai 
brach  der  seit  Monaten  bis  in  die  geringste  Einzelheit  vor- 
bereitete Aufstand  im  gesamten  Gebiet  der  sog.  Korfanty- 
Linie  aus. 2)  Oberschlesien  wurde  von  neuem  in  ein  Meer  von 
Blut  und  Schrecken  gestürzt.  Und  wieder  versagte  die  Inter- 
alliierte Kommission,  wie  sie  im  Augustaufstand  versagt  hat. 


J)  Entnommen  der  deutschen  Note  über  die  Volksabstim- 
mung in  Oberschlesien  vom  1.  4.  21.  S.  1.  Vergleicht  man  diese 
Zahlen  mit  denen  der  letzten  Volkszählung  vom  1912,  so  tritt 
wieder  deutlich  die  Tatsache  vor  Augen,  daß  ganz  erhebliche 
Teile  der  polnischen  Bevölkerung  deutsch  gestimmt  haben. 
Hierfür  einige  Beispiele:  Der  Kreis  Rosenberg  wiies  nach  jener 
Statistik  von  1912  =  16,4  Proz.  deutsch'  und  80,6  Proz.  polnisch 
sprechender  Bevölkerung  auf;  gestimmt  haben  im  Kreise  Rosen- 
berg 24  200  deutsch  und  11  400  polnisch.  Noch  auffallender  sind 
diese  vergleichenden  Ziffern  für  Kreuzburg,  das  im  J.  1912  — 
6  Proz.  deutsch  und  80  Proz.  polnisch  ist.  Hier  haben  nicht 
weniger  als  43  000  deutsch  und  nur  2  300  polnisch  gestimmt. 
Die  polnische  Gewaltpolitik  hat  auf  ihre  eigenen  Landsleute 
offenbar  den  schlechtesten  Eindruck  erweckt  u.  das  Gegenteil 
erreicht.    (Berl.  Tagebl.  Nr.  135—136  v.  23.  3.  21.) 

2)  Die  so  rasche  und  gewaltige  Ausbreitung  des  Aufstandes 
ist  z.  T.  auch  darauf  zurückzuführen,  daß  die  Erhebung  vom 
Mai-Juni  1921  ebenso  wie  vom  August  1910  eine  Auflehnung  der 
Unterdrückten  gegen  die  Unterdrücker  war,  eine  Bewegung  zur 
Klassenbefreiung.  Ohne  dieses  Motiv  wäre  der  Aufstand  un- 
möglich gewesen.  (Vgl.  Ein  Engländer  über  Oberschlesien,  S.  1.) 
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Französische  Organe  der  Interalliierten  Kommission  begünstig- 
ten offen  die  Aufständischen.  Über  die  überall  offene  polnische 
Grenze  strömten  Bewaffnete  und  Kriegsmaterial  in  Eisenbahn- 
zügen herein.  *)  Ks  war  ein  regelrechter  Angriffs-  und  Er- 
oberungskrieg in  einem  Lande,  in  dem  sich  am  11.  Februar 
1920  die  Vertreter  dreier  großer  Siegermächte  für  den  Schutz 
der  Ruhe  und  des  Rechtes  mit  überschwenglichen  Worten 
stark  gemacht  hatten,  in  einem  Lande,  in  dem  mehr  als  20  000 
französische,  englische  und  italienische  Truppen  standen. 

Fast  acht  Wochen  hat  der  offene  Kriegszustand  gedauert, 
hier  Novina-Doliva  als  Angreifer,  dort  der  deutsche  Selbst- 
schutz unter  General  Höfer,  in  dessen  Reihen  Engländer  und 
Italiener 2)  mit  abwehrten.  Die  Insurgentenfront  wurde  ge- 
worfen, die  Ausnutzung  des  Sieges  aber  von  der  Alliierten 
Kommission  verboten.  Eine  flugs  erlassene  Amnestie  brachte 
allen  Insurgenten  und  ihren  Führern  Straflosigkeit. 

Monate  sind  bereits  seitdem  verstrichen,  aber  völliger  Frie- 
den ist  bis  heute  noch  nicht  ins  Land  eingekehrt.  Immer  wieder 
bringen  die  Zeitungen  Nachrichten  von  Bedrohungen,  Über- 
fällen und  politischen  Morden.  Und  bis  sich  die  Wunden  ganz 
geschlossen  haben  werden,  die  das  Land  in  der  interaliierten 
Aera  davongetragen  hat,  bis  die  Menschen  die  innere  Ruhe  und 
das  innere  Gleichgewicht  wiedererlangt  haben  werden,  wird 
noch  recht  viel  Zeit  vergehen. 

Wer  trägt  die  Schuld  an  all  den  entsetzlichen  Zuständen, 
die  eine  Schmach  der  Menschheit  sind,  und  die  eine  freie  und 
unbeeinflußte  Abstimmung  zur  Farge  gemacht  haben?  Aus- 
schreitungen der  größten  Art  sind  sowohl  von  den  Polen  als 
auch  von  den  Deutschen  begangen  worden,  das  läßt  sich  nicht 
leugnen.  Beide  Teile  lehnen  jedoch  jede  Verantwortung  für  die 
Geschehnisse  ab.  „Die  Interalliierte  Kommission",  so  erklärte 
Korfanty  einem  Vertreter  des  Auslandes,  „hätte  besseres  tun 
können,  als  Polen  nur  Pless  und  Rybnik  zuzusprechen.  Das 
Industriegebiet  ist  polnisch,  denn  die  dortigen  Deutschen  sind 
nur   Einwanderer   und  keine   wirklichen   Einheimische.  Die 


*)  Vgl.  den  3.  Aufstand  in  Oberschlesien  Mai-Juni  1921, 
S.  1  und  5 — 7.  Ferner  Ein  Engländer  über  Oberschlesien.  S.  1, 
13  und  21. 

2)  In  diesen  Kämpfen  verloren  die  Allierten  30  Tote,  davon 
die  Italiener  allein  28,  die  Deutschen  büßten  mehrere  Hunderte 
ein;  die  Verluste  der  Insurgenten  dürften  mit  1000  nicht  zu 
niedrig  bemessen  sein.  Die  Zahl  der  zu  Tode  geprügelten  In- 
surgenten muß  in  die  Hunderte  gehen.  (Ein  Engländer  über 
Oberschlesien,  S.  29.) 
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Interalliierte  Kommission  ist  verantwortlich 
für  den  Aufstand.  Er  war  ganz  spontan.  Ich  habe  mich  an 
seine  Spitze  gestellt,  um  Plündern  und  Morden  zu  verhüten. 
Wir  haben  keine  Hilfe  aus  Polen  bekommen,  wir  führen  unseren 
Freiheitskampf  ohne  Unterstützung."  *) 

Die  Verantwortung  trägt  denn  auch  einzig  und  allein  die 
Ententekommission, 2)  nicht  weil  einige  Mitglieder  derselben 
sich  für  eine  Zuteilung  von  nur  Pless  und  Rybnik  an  Polen  aus- 
gesprochen und  dadurch  die  Polen  geradezu  in  den  Kampf  ge- 
trieben haben,  sondern  weil  sie  nichts  getan  haben,  um  das 
Land  in  Ruhe  und  Frieden  zu.  erhalten.  Machtmittel  waren 
genügend  vorhanden,  und  der  bloße  Hinweis  auf  sie  hätte  ge- 
fügt, das  oberschlesische  Volk  in  Schach  zu  halten,  aber  leider 
fehlte  der  ernste  Wille  und  auch  das  richtige  Verständnis.  Es 
war  ein  Fehler,  daß  Oppeln  zum  Hauptsitze  der  Entente- 
kommission gemacht  wurde.  Oppeln  liegt  in  einer  rein  land- 
wirtschaftlichen Gegend,  weit  von  dem  deutsch-polnischen 
Industrierevier,  wo  aliein  das  oberschlesische  Problem  ver- 
standen werden  kann.  Säße  die  Kommission  in  Beuthen,  so 
würde  sich  ihr  bald  das  Verständnis  für  den  deutschen  wie 
polnischen  Standpunkt  aufdrängen.  Es  hätte  dann  sicherlich 
weniger  Parteilichkeit  und  miehr  gegenseitiges  Vertrauen  unter 
den  Mitgliedern  der  Ententekommission  gegeben,  was  sehr  zu 
einer  Beruhigung  des  Landes  beigetragen  hätte. 3)  , 

Der  Ausfall  der  Volksabstimmung  vom  20.  März  1921 
machte  eine  Teilung  Oberschlesiens  unausbleiblich. 4)  Allein  der 
Umstand,  daß  im  eigentlichen  Industriegebiete  deutsch  und 
polnisch  stimmende  Gemeinden  in  fast  gleicher  Stärke  durch- 
einander gemischt  liegen,  ließ  eine  Grenzfestsetzung,  die 
Deutsche  und  Polen  streng  gesondert  hätte,  fast  aussichtslos 
erscheinen.  Beide  Parteien  beanspruchten  das  ganze  Industrie- 
gebiet für  sich.    England  vertrat  den  Standpunkt  der  Deut- 

*)  Vgl.  Ein  Engländer  über  Oberschlesien,  S.  7. 

2)  Gleiche  Ansicht  vertreten  in  „Ein  Engländer  über  Ober- 
schlesien", S.  21. 

3)  Ein  Engländer  über  Oberschlesien,  S.  15. 

4)  Der  Anspruch  Deutschlands  auf  Zuteilung  von  ganz 
Oberschlesien  unter  Berufung  auf  das  Gesamtergebnis  der  Ab- 
stimmung ging  entschieden  zu  weit  und  widersprach  dem  klaren 
Wortlaut  des  Friedensvertrages.  Entscheidend  für  die  Grenz- 
festsetzung in  Oberschlesien  war  nicht  das  Stimmenergebnis 
des  ganzen  Gebietes,  wie  dies  der  Fall  bei  der  1.  Zone  Nord- 
schlieswigs  gewesen  ist.  sondern  das  der  einzelnen  Gemeinden. 
Anders  kann  die  Bestimmung  des  §  4  des  Artikels  88  nicht  aus- 
gelegt werden. 
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sehen,  Frankreich  den  der  Polen.  Aus  einer  volkstümlichen 
obersclilesischen  Frage  entstand  eine  weltpolitische.  Ober- 
schlesien wurde  zum  Objekt  einer  politischen  Machtprobe 
zwischen  diesen  beiden  Ländern.  Je  größer  der  Instanzen- 
zug, *)  den  die  oberschlesische  Frage  durcheilen  mußte,  umso 
tiefer  die  grundsätzlichen  Gegensätze  zwischen  der  englischen 
und  französischen  Auffassung  bezüglich  der  Teilung  des  In- 
dustriegebiets. Lange  wogte  der  diplomatische  Kampf  hin  und 
her.  aber  allmählich  begann  der  Einfluß  der  englischen  Diploma- 
tie die  Oberhand  zu  gewinnen.  Und  als  gar  auf  der  Sitzung 
des  Obersten  Rates  vom  10.  August  1921  Japan  und  Italien 
sich  offen  auf  die  Seite  Englands  stellten,  schien  die  politische 
Niederlage  Frankreichs  unabwendbar  zu  sein.  Da  versuchte 
Briand  noch  ein  letztes  Mittel  indem  er  den  Vorschlag  machte, 
die  Angelegenheit  auf  Grund  der  §§  11  und  12  des  Friedens- 
vertrages dem  Völkerbundsrat  zur  Begutachtung  zu  unter- 
breiten. Loyd  George,  der  es  Oberschlesiens  wegen  wohl  auf 
einen  Bruch  mit  Frankreich  nicht  hatte  ankommen  lassen 
wollen,  erklärte  sich  mit  diesem  Vorschlage  einverstanden. 
Frankreichs  Prestige  war  damit  zwar  gerettet,  die  oberschle- 
sische Frage  aber  wanderte  zur  letzten  Instanz  —  dem  Völker- 
bund. Die  Resolution  auf  Grund  deren  die  Überweisung  an 
diese  Organisation  erfolgte,  hatte  folgenden  Wortlaut:  „Der 
Oberste  Rat  hat  beschlossen,  bevor  er  über  die  Grenzfest- 
setzung zwischen  Deutschland  und  Polen  auf  Grund  des  Arti- 
kel 86  des  Friedensvertrages  entscheidet,  die  Schwierigkeiten, 
die  bei  der  Festsetzung  dieser  Grenze  entstanden  sind,  dem 
Völkerbundsrat  zu  unterbreiten. 

Der  Oberste  Rat  wünscht  ein  Gutachten  über  die  Grenz- 
linie zu  hören,  deren  Bestimmung  den  alliierten  und  assoziierten 
Großmächten  obliegt.  In  Anbetracht  der  Lage  in  Oberschlesien 
wird  der  Völkerbundsrat  gebeten,  dieses  Verlangen  als  sehr 
dringlich  zu  betrachten." 

Unseres  Erachtens  nach  hätte  die  oberschlesische  Frage 
sofort  dem  Völkerbund  unterbreitet  werden  sollen,  denn  nichts 
war  selbstverständlicher  als  eine  internationale  Streit- 
frage dieser  Instanz,  die  dem  ausgesprochenen  Zwecke  des 
Ausgleichs  zwischenstaatlicher  Reibungsflächen  dienen  soll, 
zur  Entscheidung  zu  überlassen. 


*)  Der  Instanzenzug  war  folgender:  Interall.  Kommission 
in  Oppeln,  Rat  der  Fünf,  Botschafterrat,  Sachverständigen- 
Kommission,  Oberster  Rat,  Völkerbundsrat. 


Dem  Wunsche  des  Obersten  Rates  gemäß  trat  der  Völker- 
bundsrat sofort  zu  einer  außerordentlichen  Sitzung  zusammen, 
auf  welcher  die  Ausarbeitung  des  Gutachtens  einer  ad  hoc  ge- 
wählten Kommission  übertragen  wurde.  Man  arbeitete  fieber- 
haft, nicht  mehr  an  Ort  und  Stelle,  sondern  lediglich  auf  Grund 
des  bereits  vorhandenen  Materials.  Natürlich  stellte  sich  auch 
hier  die  Unmöglichkeit  heraus,  die  Grenzlinie  nach  rein  ethno- 
graphischem Gesichtspunkte  zu  ziehen.  Man  griff  daher  zum 
versöhnlichen  Ausgleich  und  setzte  die  Grenze  dergestalt  fest, 
daß  an  beiden  Seiten  gleich  starke  Minoritäten  verblieben. 
Die  Aufrechterhaltung  des  wirtschaftlichen  Lebens  und  des 
Schutzes  der  Minderheiten  wurde  durch  eine  Reihe  von  Maß- 
nahmen gewährleistet.  Am  10.  Oktober  1921  wurde  die  Ent- 
scheidung dem  Obersten  Rate  übersandt,  der  sie  gemäß  einer 
trüheren  Vereinbarung  zu  der  seinigen  machte.  Am  20.  Oktober 
wurde  der  Text  der  Entscheidung  den  Regierungen  in  Berlin 
und  Warschau  übermittelt.  Damit  war  das  Schicksal  Ober- 
schlesiens engültig  entschieden. 

In  der  Note  über  die  oberschlesische  Entscheidung  heißt 
es  u.  a.: 

„Die  genannten  Mächte  haben  gemäß  dem  Friedensvertrage 
eine  Lösung  gesucht,  die  dem  Wunsche  der  Bevölkerung,  wie 
er  in  der  gemeindeweisen  Abstimmung  zum  Aus- 
druck gekommen  ist,  entspricht,  und  die  geographische 
und  wirtschaftliche  Lage  der  Orte  berücksichtigt.  Sie 
haben  sich  deshalb  nach  Einholung  des  Gutachtens  des  Völker- 
bufidsrats  veranlaßt  gesehen,  den  Industriebezirk  Ober- 
s  c  h  1  e  s  i  e  n  s  z  u  t  e  i  1  e  n.  In  Anbetracht  der  Tatsache,  daß 
die  verschiedenen  Volksteile  geographisch  verstreut  liegen, 
andererseits  aber  stark  untereinander  vermengt  sind,  mußte 
jede  Teilung  des  Gebietes  dazu  führen,  daß  auf  beiden  Seiten 
ziemlich  beträchtliche  Minderheiten  verblieben  und  daß 
wichtige  Interessengebiete  auseinander  gerissen  wur- 
den. In  Berücksichtigung  dieser  Umstände  enthält  die  getrof- 
fene Entscheidung  Maßnahmen,  um  im,  Interesse  der  Allgemein- 
heit die  Fortdauer  des  Wirtschaftslebens  ebenso  wie  den 
Schutz  der  Minderheiten  Gewähr  leistet  .  . 

Die  Grenze  entspricht  ungefähr  der  sogenannten  Sforza- 
Linie.  Sie  beläßt  bei  Polen  die  Kreise  Rybnik,  Pless,  Königs- 
hütte, Kattowitz  und  Tarnowitz  sowie  Teile  der  Kreise  Ratibor, 
Beuthen  und  Lublinitz  mit  ca.  900  000  Einwohnern.  Von  den 
Maßnahmen,  die  zur  Aufrechterhaltung  des  Wirtschaftslebens 
getroffen  werden  sollen,  seien  hier  folgende  wichtige  erwähnt: 
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Für  die  Staatseisenbahnen  soll  ein  gemeinsames  Betriebs- 
system während  15  Jahren  in  Kraft  treten;  die  Tarife  werden 
vereinheitlicht  und  die  Fahrpläne  den  Bedürfnissen  der  Industrie 
angepaßt.  Die  deutsche  Mark  bleibt  15  Jahre  lang  gesetzliches 
Zahlungsmittel.  Für  die  Telephon-,  Post-  und  Telegraphen- 
gebühren  wird  die  deutsche  Mark  festgesetzt.  Die  Zollgrenze 
fällt  zwar  mit  der  politischen  Grenze  zusammen,  aber  deutsche 
Zollgesetze  und  Zolltarife  werden  mit  wenigen  Ausnahmen 
weiter  zur  Anwendung  gelangen.  Polen  und  Deutschland 
werden  die  Ausfuhr  der  Grubenerzeugnisse  aus  den  Abstim- 
mungsgebieten während  15  Jahren  gestatten.  Jeder  Einwohner, 
der  seinen  regulären  Wohnsitz  im  Abstimmungsgebiete  hat 
oder,  seine  reguläre  Beschäftigung,  wird  eine  Verkehrs- 
erlaubnis kostenlos  erhalten,  die  ihm  gestattet,  die 
Grenze  ohne  jede  Förmlichkeit  zu  überschreiten. 

Alle  diese  aufgeführten  Maßnahmen  werden  Gegenstand 
eines  zu  treffenden  Abkommens  zwischen  Deutschland  und 
Polen  in  der  Form  einer  allgemeinen  Konvention 
zwischen  den  beiden  Ländern  bilden.  Diese  Konvention  wird 
daher  Oberschlesien  während  der  Übergangszeit  unter  ein  be- 
sonderes Regime  stellen.  Zur  Erleichterung  der  Vorbereitung 
und  der  Ausführungskontrolle  dieser  zeitlichen  Maßnahmen 
wird  eine  Kommission  gebildet,  die  aus  der  gleichen  Anzahl 
Polen  und  Deutscher  aus  Oberschlesien  besteht,  mit  einem 
Vorsitzenden  anderer  Staatsangehörigkeit.  Sie  wird  den  Titel 
„Gemischte  Oberschi  esische  Kommission" 
führen  und  hauptsächlich  beratend  sein.  Ein  Schieds- 
gericht kann'  eingesetzt  werden,  um  alle  Privatstreitigkeiten 
zu  regeln,  die  sich  aus  der  Anwendung  der  zeitweiligen  Maß- 
nahmen ergeben  können.  Streitfälle,  die  sich  aus  der  Aus- 
führung und  der  Auslegung  der  allgemeinen  Konvention  erge- 
ben, werden  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  genannten  Kon- 
vention und  des  Völkerbundsstatuts,  falls  dies  nötig 
ist,  geregelt  werden. 1) 

Aus  dem  oben  Angeführten  geht  deutlich  hervor,  daß  der 
Völkerbundsrat  die  Oberschlesische  Frage  mit  der  größten 
Objektivität  behandelt  und  das  so  schwierige  Problem  in  der 
einzig  richtigen  Form  gelöst  hat.  Ein  gegenseitiges  „do  ut  des" 
war  hier  unvermeidlich  gewesen.    Die  von  ihm  getroffenen 

*)  Obige  Darstellung  stützt  sich  auf  die  Berichte  der 
Tagespresse,  vornehmlich  des  „Berliner  Tageblatt"  und  der 
„Danziger  Neueste  Nachrichten"  vom  September  und  Oktober 
1921. 
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Maßnahmen  sind  so  gut  durchdacht,  daß,  wenn  sie  loyal  befolgt 
werden,  sie  durchaus  geeignet  sind,  die  durch  die  neue  Grenz- 
regulierung geschaffene  wirtschaftliche  Lage  des  Landes  nach 
Möglichkeit  zu  erleichtern. 

Im  Augenblick,  wo  wir  diese  Zeilen  niederschreiben,  sind 
die  Vertreter  beider  interessierten  Länder  zu  Vorbesprechungen 
in  Genf  zusammengetreten.  Mögen  sie  im  Geiste  der  Ver- 
söhnung geführt  werden,  im  Bewußtsein  dessen,  daß  eine  be- 
friedigende Lösung  der  durch  die  Teilung  Oberschlesiens  auf- 
geworfenen Probleme  nicht  nur  im  Interesse  der  beiden  Län- 
der, sondern  auch  im  Interesse  der  ganzen  Welt  gelegen  ist! 
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1 1.  T  e  i  L 


Zur  Dogmatik 
des  völkerrechtlichen  Plebiszits. 

§  8. 

Die  alte  patrimoniale  Staatsauffassung. 

Nach  der  alten  patrimonialen  Staatsauffassung  stand  das 
Staatsgebiet  inr  Eigentume  des  Fürsten.  Wie  der  Grundherr 
eine  unumschränkte  Verfügungsbefugnis  über  seinen  Grund  und 
Boden  hat,  so  durfte  auch  der  Monarch  gleichsam  als  ein 
Großgrundbesitzer  frei  über  sein  Gebiet  verfügen,  es  verkaufen, 
verschenken,  verteilen  oder  verpfänden.  Der  geschichtliche 
Prozeß  der  Staatenbildung  vollzieht  sich  in  dieser  Zeit  durchaus 
noch  in  den  Formen  und  nach  den  Begriffen  des  Zivil-  und 
Kriminalrechts;  berechtigt  und  verpflichtet  war  einzig  der 
Herrscher,  niemals  der  Untertan.  Dieser  ist  ähnlich  wie  das 
Staatsgebiet  nur  Objekt  unumschränkter  Herrschergewalt. 
Noch  Bodinus  1)  hält  fest  an  dieser  Auffassung;  er  betrachtet 
den  Besitz  der  Untertanen  als  wesentliches  Majestätsrecht.  Aber 
selbst  in  einer  Zeit,  in  der  die  privatrechtliche  Rechtssubjektivi- 
tät des  Individuums  schon  längst  zur  vollen  Anerkennung 
gelangt  war,  wurde  ihm  eine  gleichartige  Stellung  im  öffent- 
lichen Recht  nicht  zugebilligt.  Das  traurigste  Beispiel  privat- 
rechtlicher Verfügungsbefugnis  der  Fürsten  über  die  Unter- 
tanen war  der  Verkauf  deutscher  Soldaten  als  Söldner  an 
England  vor  noch  nicht  150  Jahren. 

Solange  diese  Vorstellung  von  der  Staatsgewalt  in  Europa 
herrschte,  konnte  natürlich  von  einer  Mitbestimmung,  ge- 
schweige denn  Selbstbestimmung  der  Völker  keine  Rede  sein. 
Über  Gebietsveränderungen  zu  beschließen,  war  ausschließlich 
Sache  des  Landesherrn.    Die  Bewohner  hatten  einfach  das 


*)  Johann  Bodinus,  De  republica  I  carp.  6. 
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Schicksal  des  Landes  zu  teilen.  Man  fand  dies  nicht  anstößig, 
sondern  höchst  natürlich.  Den  kleinen  Staaten  fehlte  ja  auch 
zumeist,  wie  Holtzendorff  mit  Recht  bemerkt, *)  ein  volks- 
tümliches Selbstgefühl.  Solange  der  Zentralisationseifer  in  der 
Verwaltung  der  Staaten  noch  nicht  die  Überhand  gewonnen 
hatte,  und  man  der  Einwohnerschaft  eines  abgetretenen  Ge- 
bietsteils ihre  Lokalverwaltung  beließ  und  die  althergebrachten 
Freiheiten  und  Privilegien  getreuer  Landstände  ausdrücklich 
bestätigte,  konnte  in  Wahrheit  nicht  allzuviel  darauf  ankommen, 
in  wessen  Hände  ein  kleineres  Land  überging.  „Gebietsverlust 
und  Machteinbuße  des  Staates  waren  nicht  persönlich  genug 
für  das  Individuum.  Jeder  berechnte  sich  nür  seinen  Verlust, 
und  war  zufrieden,  wenn  dieser  geringer  als  der  des 
nächsten  sich  erwieß." 

Weder  die  Autorität  eines  Hugo  Grotius  noch  andere 
Naturrechtslehrer  vermochten  etwas  an  dieser  Auffassung  zu 
ändern. 

§  9. 

Die  moderne  Staatsauffassung. 

Die  Auffassung  über  die  Stellung  des  Herrschers  und  der 
Untertanen  änderte  sich  mit  einem  Schlage,  als  im  Jahre  1752 
Jean  Jacques  Rousseau  auftrat  und  gegenüber  der  schrankenlos 
herrschenden  Macht  der  Fürsten  in  seinem  „Contrat  social"  den 
Gedanken  der  unbedingten  Volkssouverainität  als  Prinzip  im 
Staatsleben  aufstellte.  In  dieser  Lehre  liegt  der  Angelpunkt, 
nicht  nur  der  Plebiszittheorie,  sondern  unserer  modernen 
Staatsauffassung  überhaupt. 

Der  moderne  Rechtsstaat  erkennt  grundsätzlich  das  In- 
dividuum auch  dem  Staate  gegenüber  als  Rechtssubjekt  an. 
Die  Menschen  sind  es,  die  den  Staat  bilden,  die  als  Glieder  der 
staatlichen  Gemeinschaft  der  Staatspersönlichkeit  gegenüber  i 
nach  Maßgabe  der  Verfassung  berechtigt  und  verpflichtet  sind, 
während  die  daneben  als  Einzelne  dem  staatlichen  imperium 
unterworfen  sind.  So  hat  das  Volk  im  Staate  eine  doppelte 
Funktion:  Subjekt  der  Staatsgewalt  und  Objekt  staatlicher  Be- 
tätigung. Schon  Rousseau  unterscheidet  diese  doppelte  Natur 
des  Staatsvolkes.  In  seinem  „Contrat  social"  bezeichnet  er 
das  Individuum  als  crtoyem  d.  h.  als  Bürger,  der  an  der  Bildung 
des  Gemeinwillens  teilnimmt  und  als  sujet  d.  h.  als  Untertan, 

*)  Holtzendorff,  Eroberungen  und  Eroberungsrecht,  S.  16  ff. 
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der  diesem  Gemeinwillen  unterworfen  ist.  „Die  Individuen  als 
Objekte  der  Staatsgewalt  sind  Pflichtsubjekte,  als  Glieder  des 
Staates  Rechtssubjekte."  (Jellinek.)  Das  ist  das  Ergebnis  der 
gesamten  Kulturentwickelung,  daß  im  modernen  Staate  jedes 
Individuum^  zugleich  Herrscher  und  Beherrschter,  Bürger  und 
Untertan  ist,  welche  Begriffe  keinen  Gegensatz,  sondern  den 
notwendigen  Ausdruck  der  Beziehungen  zwischen  Staat  und 
Einzelpersonen  bedeuten. 

Während  die  herrschende  Meinung1)  der  allgemeinen 
Staatslehre  wie  auch  des  einzelstaatlichen  positiven  Rechts  die 
Rechtssubjektivität  der  Staatsbewohner  anerkannt  hat,  herrscht 
über  die  wahre  Bedeutung  des  Staatsgebiets  noch  immer  leb- 
hafter Streit.  Die  neue  Staatslehre  hat  erkannt,  daß  das  Ver- 
hältnis des  Staates  zum  Gebiet  —  (Gebietshoheit)  nicht  privat- 
rechtlicher, sondern  nur  öffentlich  rechtlicher  Natur  sein  kann. 
Der  Satz,  daß  die  Gebietshoheit  nicht  dominium,  sondern 
imperium  sei,  ist  fast  zum  staatsrechtlichen  Gemeinplatz  ge- 
worden. Trotz  dieser  Erkenntnis  wird  noch  verschiedentlich 
der  Standpunkt  vertreten,  daß  das  Gebiet  als  solches 
Objekt  der  Staatsgewalt  sei.  Der  Staat  habe  zwar  kein  privat- 
rechtliches Eigentum  am  Gebiete,  wohl  aber  ein  öffentlichrecht- 
liches „Recht  am  Gebiet".  Man  spricht  von  einem 
„staatlichen  Sachenrecht  e". 

Die  Anhänger  dieser  sog.  Objektstheorie  im  Gegen- 
satze zu  der  von  Fricker  begründeten  Raumtheorie  — 
das  Staatsgebiet  ist  nicht  Objekt,  sondern  lediglich  Bedingung, 
räumlicher  Wirkungskreis  für  die  staatliche  Betätigung  —  sind 
in  Wahrheit  nur  die  Nachhut  der  alten  patrimonialen  Staats- 
auffassung, die  sich  von  dem  Gedanken,  der  Staat  als  solcher 
könne  kein  Eigentum  besitzen,  nicht  trennen  können.  Eigentum 
aber  ist  die  ausschließliche  Herrschaft  über  eine  Sache;  herr- 
schen kann  aber  der  Staat  nur  über  Menschen.  Ein  „staats- 
rechtliches Sachenrecht"  ist  ein  Widerspruch  in  sich  selbst. 
Die  Herrschaft  über  Sachen  kann  nur  privatrechtlichen  nicht 
öffentlich  rechtlichen  Charakter  haben.  Will  der  Staat  Eigen- 
tümer sein,  so  muß  er  sich  hierzu  eines  Dritten,  des  Fiskus, 
bedienen,  und  dann  handelt  er  ja  als  Privatperson.  Denn  nie- 
mals kann  der  Staat  unmittelbar  ohne  Vermittelung  der  Men- 
schen über  sein  Gebiet  verfügen.  Die  Herrschaft  über  ein 
Gebiet,  im  wahren  Lichte  betrachtet,  ist  nur  die  Herrschaft 
über  die  Bewohner,  imperium,  nicht  dominium,  öffentlichrecht- 


j)  Abweichend  z.  B.  Bornhak,  D.  Staats.  Bd.  I,  Breslau  1911. 
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licher,  nicht  sachenrechtlicher  Natur.  Eine  von  der  Herrschaft 
über  Personen  getrennte  Qebietsherrschaft  kann  es  nicht  geben. 
„Das  Staatsrechtliche  Recht  am  Gebiet"  ist  nichts  als  ein  Reflex 
der  Personenherrschaft.  Es  ist  Reflexrecht,  kein  Recht  im 
subjektiven  Sinne."  (Jellinek.) 

Der  Hinweis  der  Anhänger  der  Objektstheorie  auf  das  Vor- 
handensein unbewohnter  Gebiete 1)  beweist  ebensowenig  den 
sachenrechtlichen  Charakter  der  Gebietshoheit.  Das  un- 
bewohnte Gebiet  ist  stets  möglicher  Raum  für  die  Betätigung 
der  Staatsgewalt,  und  solche  Betätigung  kann  nur  auf  gleiche 
Weise  stattfinden,  wie  auf  bewohntem  Gebiete.  „Wie  aber  die 
Bevölkerung  im  Staatsgebiet  verteilt  ist,  ist  juristisch1  gleich- 
gültig, da  jeder  Staat  nur  eine  Gebietshoheit  hat,  die  sich  auf 
das  ganze  Gebiet  erstreckt." 2)  Eine  Gebietshoheit  am  un- 
bewohnten Lande  ist  nur  möglich,  wenn  letzteres  Pertinenz 
eines  Staates,  d.  h.  eines  bewohnten  Landes  ist. 

Die  Erkenntnis,  daß  das  Verhältnis  des  Staates  zum  Ge- 
biete Personen-,  nicht  Sachenrechtlicher  Natur  ist,  gehört  zu 
den  bedeutendsten  Ergebnissen  der  modernen  Staatsrechts- 
lehre. Und  in  der  Tat  kann  man  sie  als  die  herrschende  Lehre 
im  Staatsrecht  bezeichnen.  Zu  ihren  Hauptvertretern  gehören 
namentlich  von  Jellinek, 3)  Georg  Meyer, 4)  Rosin, 5)  Preuss,  6) 
Anschütz, 7)  Giese, 8)  während  als  Anhänger  der  Objektstheorie 
vor  alle.mi  Labend,9)  von  Sybel10)  und  Bornhak11)  zu  erwähnen 
sind. 12) 

§  10. 

Der  Gegenstand  von  Gebietsveränderungen. 

Für  die  Beurteilung  der  Plebiszittheorie  ist  es  von  größter 
Wichtigkeit,  festzustellen,  welches  der  Gegenstand  einer  Ge- 
bietsveränderung ist.   Denn  gerade  bei  der  Lehre  von  Gebiets- 

*)  Heilborn,  S,  36. 

2)  Giese,  S.  462. 

3)  S.  391. 
*)  §  74. 

5)  S.  40  ff.  (aber  nur  für  die  staatsrechtliche  Seite). 
8)  S.  263. 

7)  In  der  Encyklopädie,  S.  6  ff. 

8)  Giese.  S.  462. 
»)  Bd.  I.  S.  190. 
10)  S.  560  ff. 

1J)  S.  75. 

12)  Vergl.  die  nähere  Darstellung  bei  Hamburger,  S.  37  ff. 
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Veränderungen  kann  man  deutlieh  beobachten,  daß  fast  allen 
Völkerrechtlern  die  patrimoniale  Auflassung  vom  Staate  noch 
tief  in  den  Gliedern  steckt.  Selbst  Schriftsteller,  welche  die  Un- 
haltbarkeit  der  Obejektstheorie  anerkannt  haben,  erliegen  beider 
Darstellung  von  Gebietsveränderungen  nur  allzuleicht  der  Gefahr 
der  sachenrechtlichen  Betrachtung  und  führen  die  verbesserte  Er- 
kenntnis, des  wahren  Wesens  der  Gebietshoheit  nicht  folgerich- 
tig durch.  Nach  der  patrimonialen  Staatsauffassung,  die  ja 
Gebietshoheit  und  Eigentum  indentifizierte,  bedeutete  jede  Ge- 
bietsveränderung Verlust  bezw.  Erwerb  des  Grund  und  Bodens, 
des  nackten  Territoriums.  Die  Bewohner  wurden  als  eine 
Pertinenz  des  Landes  aufgefaßt  und  spielten  bei  solchen  Vor- 
gängen keine  Rolle,  ja  die  Mißachtung  der  Bewohnerschaft 
ging  in  früheren  Zeiten  sogar  soweit,  daß  die  besiegte  Be- 
völkerung ohne  weiteres  vernichtet  wurde.  Es  war  schon  ein 
gewaltiger  Fortschritt,  als  man  zur  Versklavung  überging. 

Den  entgegengesetzten  Standpunkt  vertritt  die  moderne 
Völkerrechtswissenschaft.  Da  nach  ihrer  Auffassung  die  Ge- 
bietshoheit, wie  bereits  gezeigt  ist,  nicht  ein  Herrschaftsrecht 
am  Territorium,  sondern  Herrschaft  über  die  menschlichen  Be- 
wohner innerhalb  dieses  Territoriums  ist,  so  bedeutet  jede  Ge- 
bietsveränderung nicht  Wechsel  dinglicher  Rechte  an  dem 
nackten  Lande,  sondern  Wechsel  der  Herrschaft  über  die  Be- 
wohner in  einem  Lande. 

Dieser  Akt  wird  häufig  juristisch  als  eine  „Übertra- 
gung des  Imperiums  des  verlierenden  an  den  erwerbenden 
Staat  gewertet.  Das  ist  nicht  richtig.  Denn  dann  würde 
ja  der  auf  diese  Weise  bereicherte  Staat  über  die  einen  Be- 
wohner Kraft  ursprünglicher,  über  die  anderen  Kraft  über- 
tragenen Rechts  herrschen.  Die  Folge  davon  wäre,  daß  der 
Einzelne  nunmehr  auch  im  neuen  Staatsverbande  die  gleiche 
öffentlichrechtliche  Stellung  naben  müßte,  die  ihm  im  alten 
Staate  eingeräumt  war,  alle  Einschränkungen  der  Herrschaft, 
die  im  altem  Staate  etwa  gegenüber  den  Untertanen  rechtens 
waren,  müßten  konsequenter  Weise  mit  übergehen,  was  aber  in 
Wirklichkeit,  abgesehen  von  wenigen  Ausnahmen  (Bundes- 
staat) nie  der  Fall  gewesen  ist.  Juristisch  ist,  bei  den  hierher 
gehörigen  Vorgängen  die  Sachlage  die,  daß  der  eine  Staat  sein 
Imperium  bezüglich  bestimmter  Gruppen  aufgibt  und  die  Aus- 
dehnung eines  bestimmten  Imperiums  auf  diese  Personen- 
gruppen anerkennt. *)  „Das  Imperium  des  einen  Staates  zieht 
sich  zurück,  das  des  anderen  dehnt  sich  aus."  (Jellinek.) 

*)  Schönborn,  S.  35. 
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Jede  Gebietsveränderung  ist  also  lediglich  Veränderung 
des  räumlichen  Wirkungsbereiches  der  Staatsgewalt.  Die 
Möglichkeit  einer  solchen  Veränderung  wird  durch  den  Grund- 
satz der  Unteilbarkeit  des  Staatsgebietes  keineswegs  aus- 
geschlossen. Die  Herrschaftssphäre  eines  Staates  braucht 
nicht  immer  die  gleiche  zu  bleiben.  Bei  einer  Gebietsverände- 
rung handelt  es  sich  um  Verkleinerung  bezw.  Vergrößerung  des 
Herrschaftsbereiches.  Das  im  abgetretenen  Gebiete  herr- 
schende ist  ein  ganz  neues  Imperium.  Die  neue  Staatsgewalt 
hat  die  bisherige  abgelöst,  nicht  etwa  übernommen. 
Die  neue  Staatsgewalt  ist  nicht  etwa  derivativ,  sondern 
originär.  Klar  und  unzweideutig  bringt  dies  auch  Hubrich 
zum  Ausdruck:  „Wenn  ein  Staat  neues  Gebiet,  sei:  es  auf  Grund 
vertragsmäßiger  Cession,  sei  es  infolge  von  Eroberungen, 
seinem  bisherigen  Verbände  einverleibt,  so  herrscht  er  darin 
nicht  vermöge  der  bisher  in  dem  neuen  Bestandteil  geltend 
gemachten  Staatsgewalt^,  seine  selbständige  Rechtspersönlich- 
keit erstreckt  sich  auf  das  neue  Gebiet,  er  betätigt  seinie  eigene 
Staatsgewalt,  die  sich  auf  den  neuen  Erwerb  unmittelbar 
ausdehnt."  x) 

Besonders  scharf  prägnant  hat  Fricker  2)  das  wahre  Wesen 
der  Gebietsveränderungen  herausgearbeitet:  Gebietsverände- 
rung ist  nicht  Eigentumsveränderung,  sondern  Staatsverände- 
rung, letztere  jedoch  nicht  notwendig  Untergang  oder  Neu- 
bildung von  Staaten,  sondern  Organisationsveränderung.  Denn 
der  Staat  ist  die  Organisation  eines  Volkes  auf  einem  bestimm- 
ten Gebiete.  Die  Erdoberfläche  gibt  den  Menschen  die  Mög- 
lichkeit zur  staatlichen  Organisation.  Dem  widerspricht  nicht, 
daß  sie  als  Raumelement  der  Staaten  in  mannigfacher  Weise 
teilbar  und  zusammensetzbar  erscheint.  Eine  Gebietsverände- 
rung bedeutet  lediglich  andere  Verteilung  der  Menschen  in 
staatlicher  Beziehung;  sie  ist  für  sie  eine  Kompetenz-  und 
Zugehörigkeitsänderung. 

So  bilden  also  nach  herrschender  Meinung  die  Menschen 
den  Gegenstand  einer  Gebietsveränderung,  das  nackte  Terri- 
torium spielt  hierbei  nur  eine  sekundäre  Rolle.  Diese  Auf- 
fassung entspricht  auch  durchaus  dem  Empfinden  der  All- 
gemeinheit. Was  die  Deutschen  als  eine  Härte  empfinden,  ist 
nicht  so  sehr  die  Losreißung  weiter  Gebiete,  als  vielmehr  der 
Verlust  von  Millionen  ihrer  Mitbrüder.    Die  fortgesetzten  Be- 

*)  Vgl.  Giese,  S.  463.  Dgl.  Hubrich.  Annalen  des  Deutschen 
Reiches  1908.    S.  727  ff. 

2)  Gebiet  und  Gebietshoheit1,  S.  75  ff. 
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mühungen  der  Deutschen  Regierung  galten  nicht  so  sehr  den 
wenigen  qkm  mittelschlesischen  oder  ostpreußischen  Bodens, 
als  einzig  und  allein  den  dortigen  Bewohnern,  um  sie  vor  einer 
vielleicht  bösen  oder  ungewissen  Zukunft  zu  bewahren.  Die 
Menschen  sind  nicht  des  Landes  wegen  da,  ja,  ohne  die  Mensch- 
heit hat  das  Land  weder  Sinn  noch  Wert. 

Der  Wechsel  der  Staatsgewalt  hat  grundsätzlich  auch  den 
Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  zur  Folge.  Begriffsnotwendig 
aber  ist  dies  nicht;  Personalhoheit  und  Territorialhoheit  brau- 
chen sich  nicht  zu  decken.  Leben  doch  in  allen  Staaten  fremde 
Elemente,  ohne  daß  hierdurch  die  Territorialgewalt  irgend 
welche  Beeinträchtigung  erführe.  Überdies  ist  es  ein  Gebot 
der  Sittlichkeit,  bei  Qebietsveränderungen  Ausnahmen  von  der 
Zwangsnaturalisation  zu  machen,  um  nicht  die  Pietätsgefühle 
der  abgetretenen  Bewohner  für  den  alten  Staat  zu  verletzen. 
Und  so  geht  denn  die  moderne  Staatenpraxis  etwa  seit  dem 
Hubertusburger-  und  Pariser  Frieden  1763  dahin,  bei  Gebiets- 
cessionen  den  von  der  Cession  getroffenen  Untertanen  die 
Möglichkeit  zu  gewähren,  durch  Ausübung  des  Optionsrechts 
ihre  alte  Staatsangehörigkeit  zu  erhalten.  Wenn  nun  Schlief 1) 
aus  der  Tatsache,  daß  eine  jede  Zwangseinbürgung  große 
Härten  für  die  Bevölkerung  bedeutet,  die  Konsequenz  zieht,  der 
Wechsel  der  Staatsgewalt  dürfe  grundsätzlich  den  Wechsel 
der  Staatsangehörigkeit  nicht  zur  Folge  haben,  so  ist  das 
entschieden  zu  weit  gegangen.  Die  Verwirklichung  dieser 
Ansicht  würde  zu  den  ungeheuerlichsten  politischen  Konsequen- 
zen führen.  Denn  danach  wäre  es  ja  möglich,  daß  die  gesamte 
Bevölkerung  eines  abgetretenen  Gebietes  unter  der  Personal- 
hoheit eines  Fremden,  vielleicht  bis  dahin  feindlichen  Staates 
verbliebe,  ein  Zustand,  welcher  eine  Quelle  dauernder  Streitig- 
keiten und  den  besten  Grund  eines  neuen  Krieges  bilden  würde. 
Schlief  dürfte  denn  auch  wohl  mit  seiner  Meinung  völlig  iso- 
liert dastehen.  In  der  Theorie  wie  in  der  Praxis  des  Völker- 
rechts gilt  als  lebendiger  Grundsatz,  daß  der  Wechsel  der 
Staatsgewalt  notwendig  den  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit 
nach  sich  zieht. 

Aus  dem,  was  wir  soeben  angeführt  haben,  geht  unzweifel- 
haft hervor,  wie  gar  sehr  die  Bevölkerung  an  einer  Gebiets- 
veränderung interessiert  sein  muß.  Denn  nicht  das  Land,  um 
dies  nochmals  zu  betonen,  wird  abgetreten,  sondern  lediglich 
die  Herrschaft  über  die  Bewohner  dieses  Landes.    Und  doch 


*)  S.  235. 
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weigern  sich  sehr  viele  Völkerrechtler,  dies  anzuerkennen, 
So  sagt  z.  B.  Zeller:  „Wenn  ein  Landesteil  von  einem  Staat 
an  einen  anderen  abgetreten  wird,  bilden  den  direkten  Gegen- 
stand dieser  Abtretung  nicht  die  Menschen,  welche  in  die- 
sem Lande  wohnen,  sondern  das  Land  selbst,  oder  genauer 
die  Landeshoheit,  die  Territorialgewalt  ....  Wenn  daher  die 
Landeshoheit  über  ein  bestimmtes  Gebiet  von  einem  Staate  an 
den  anderen  übergeht,  so  kommt  der  letztere  zwar  in  den 
Besitz  aller  der  Rechte,  welche  der  erstere  bisher  in  seinem 
Gebiete  ausgeübt  hat,  aber  man  kann  deshalb  doch  nicht  sagen', 
daß  die  Bewohner  dieses  Landes,  sondern  immer  nur  daß 
dieses  Land  in  seine  Gewalt  komme. *)  Und  diese  Ansicht 
wird  von  Stoerck  2)  und  seinen  Schülern  mehrmals  wiederholt 
und  feierlich  bekräftigt.  Auf  denselben  Standpunkt  stellt  sich 
auch  v.  Seydel 3) :  „Die  Abtretung  eines  Stückes  Staatsgebiet 
ist  Abtretung  eines  Stückes  Grund  und  Boden  (nicht  blos  und 
nicht  notwendig  auch  der  darauf  befindlichen  Personen)  zur 
staatlichen  Beherrschung,  also  doch  wohl  Abtretung  eines 
Gegenstandes,  worauf  Fricker  mit  Recht  entgegnet:  „Ja,  wenn 
das  Gebiet  Grund  und  Boden  wäre,  so  wäre  freilich  Gebiets- 
abtretung Abtretung  eines  Gegenstandes.  Es  wird  aber  Grund 
und  Boden  nicht  abgetreten.  Daß  nicht  notwendig  Personen 
abgetreten  werden,  mag  sein;  aber  der  erwerbende  Staat  er- 
hält dennoch  die  Herrschaft  über  sie,  wenn  sie  bleiben.  Das 
gerade  ist  die  Gebietshoheit.  Diese,  die  ausfließende  Herr- 
schaft innerhalb  dieses  Raurrjes  geht  auf  den  anderen  Staat 
über,  und  damit  erhält  er  die  Herrschaft  über  die  Personen  und 
den  Grund  und  Boden  innerhalb  des  abgetretenen  Gebiets."  *) 
Nach  Radnitzky5)  bilden  die  Menschen  nur  dann  den  Gegen- 
stand der  Gebietsveränderung,  wenn  die  „historische  Ursache 
des  Gebietswechsels  nachweisbar  in  einer  gewissen  persön- 
lichen Qualität  der  Bewohner  gelegen  ist."  Auf  die  historische 
Ursache  kommt  es  aber,  wie  Hamburger6)  mit  Recht  betont, 
garnicht  an,  sondern  einzig  auf  die  juristische  Natur  der  Ge- 
bietsabtretung, die  allein  aus  dem  Wesen  der  Gebietshoheit 
abzuleiten  ist. 


*)  S.  638. 

2)  S.  28,  43,  173,  desgl.  Freudenthal,  S.  57  Könitzer  S.  87, 
Löwenstein.  S.  616. 

3)  S.  326  ff. 

4)  S.  22.    Gebiet  und  Gebietshoheit. 

5)  S.  326. 

6)  S.  56. 
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Man  kann  es  noch  verstehen,  wenn  Männer  wie  Zeller, 
Treitschke,  Stoerck  und  aridere  Schriftsteller  ihrer  Zeit  ein 
Mitbestimmungsrecht  der  von  einer  Gebietsveränderung  be- 
troffenen Bevölkerung  nicht  anerkannt,  sondern  krampfhaft  an 
der  dynastischen  Legitimität  festgehalten  haben.  Entsprach 
doch  ihre  Auffassung  über  das  Wesen  der  Gebietshoheit  durch- 
aus noch  den  allgemeinen  Anschauungen  jener  Zeit.  Aber  selt- 
sam mutet  es  an,  wenn  sich  noch  heute  namhafte  Schriftsteller 
finden,  die  in  demselben  Gedankengange  sich  bewegen.  Damit 
bringen  sie  nur  zum  Ausdruck,  daß  sie  es  nicht  vermocht  haben, 
dem  Zuge  der  Zeiten  zu  folgen.  Freilich  haben  auch  diese 
Autoren  das  dunkle  Gefühl,  daß  sie  auf  Abwege  geraten  sind. 
Daher  suchen  sie  nach  einem  Auswege  und  glauben  einen 
solchen  in  dem  Optionsinstitute  gefunden  zu  haben.  Wer  indeß 
meint,  die  Option  könne  in  ausreichender  Weise  die  persönliche 
Selbstbestimmung  sichern,  beweist  nur  zu  offensichtlich,  wie 
wenig  er  sich  in  die  rauhe  Alltäglichkeit  hineinzuver- 
setzen versteht.  Von  der  Option  können  nur  diejenigen  Ge- 
brauch machen,  die  an  allen  Orten  gleiche  Existenzbedingun- 
gen vorfinden  können,  und  das  sind  bekanntlich  immer  die  aller- 
wenigsten. Die  Masse  des  Volkes  ist,  wenn  nicht  rechtlich,  so 
doch  wirtschaftlich  immer  noch  an  die  Scholle  gebunden. 

Wenn  wir  auf  die  Lehre  von  der  Gebietshoheit  näher  ein- 
gegangen sind,  so  geschah  dies  vornehmlich  deshalb,  weil  die 
Gegner  bei  der  Beurteilung  der  Plebiszittheorie  regelmäßig  von 
der  falschen  Voraussetzung  ausgehen,  daß  nicht  die  Bewohner, 
sondern  das  nackte  Land  abgetreten  wird.  Durch  die  Richtig- 
stellung dieses  Fehlers  glauben  wir  ihnen  die  wirksamste  Waffe 
im  Kampfe  gegen  die  Plebiszittheorie  entwunden  zu  haben. 

§  11. 

Das  völkerrechtliche  Plebiszit  basiert  auf  der 
Volkssouverainität. 

Es  bleibt  das  unvergängliche  Verdienst  Rousseau's  und  der 
jungen  französischen  Revolution  die  Souverainität  des  Volkes 
zu  einer  idealen  Forderung  der  Menschheit  erhoben  zu  haben. 

Rousseau  nennt  das  aus  allen  stimmberechtigten  Indivi- 
duen gebildete  Volk  souverain.  Nach  ihm  ist  jeder  Bürger 
zugleich  ein  Teilhaber  der  Souverainität  und  hinwieder  ein 
Untertan  des  Souverains,  und  da  er  die  Souverainität  für  den 
allgemeinen  Willen  und  diesen  für  unveräußerlich  erklärt,  so 
kommt  er  konsequent  zu  dem  Schlüsse,  daß  die  Menschheit 
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jeder  Zeit  berechtigt  sei,  der  bestehenden  Obrigkeit  den  Ge- 
horsam aufzukündigen,  diese  zu  entsetzen  und  die  Verfassung 
beliebig  zu  ändern.  Indem  sie  das  tut,  übt  sie  nach  Rousseau 
nur  Akte  der  Souverainität  aus,  und  vor  der  leibhaften  Mani- 
festation eines  so  geäußerten  Volkswillens  verschwindet  auch 
die  abgeleitete.  Stellvertretung  des  Volkes  in  der  National- 
versammlung in  nichts.  Das  Volk  aber  kann,  wie  Rousseau 
meint,  sich  selber  nicht  binden,  weder  durch  Verfassung  noch 
durch  Gesetze,  denn  diese  sind  nur  Äußerungen  seines  Willens, 
die  solange  gelten,  als  dieser  Wille  selbst  sie  aufrecht  erhalten 
will. 

Die  Volkssouverainität  des  20.  Jahrhunderts  stimmt  im 
wesentlichen  mit  der  von  Rousseau  proklamierten  überein. 
Zwar  ist  nach  herrschender  Meinung  das  Volk  nicht  die  Summe 
aller  Stimmen,  sondern  ein  feststehender,  von  dem  jeweiligen 
Bestände  der  Bewohnerschaft  unabhängiger  Faktor,  aber  diese 
Unterschiedlichkeit  kann  nur  in  der  Vorstellung  gemacht  wer- 
den. In  Wirklichkeit  ist  stets  die  Gesamtheit  der  jeweils 
stimmberechtigten  Bürger  Subjekt  und  Träger  der  Souveraini- 
tät Das  Volk  ist  der  Baumeister  seines  Staatsgebäudes,  daß 
es  nach  Belieben  umändern  kann.  Von  ihim  geht  jegliche  Ge- 
walt aus;1)  die  ausführende  Gewalt  ist  nur  ein  Werkzeug  des 
allgebietenden  Volkswillens.  Das  Volk  gibt  sich  selbst  seine 
Gesetze  und  gehorcht  nur  sich  selbst.  Eine  über  den  Willen 
des  Volkes  stehende  Macht  gibt  es  nicht. 

Ist  also  der  Wille  des  Volkes  höchstes  Gesetz,  dann  muß 
er  auch  Achtung  finden  bei  so  wichtigen  staatlichen  Vorgängen, 
wie  es  Gebietsveränderungen  sind.  Es  darf  nicht  sein,  „daß 
Völker  und  Provinzen  von  einer  Souverainität  zur  anderen  ver- 
schachert werden,  als  ob  sie  bloße  Gegenstände  oder  Steine 
in  einem  Spiele  wären,  sei  es  auch  in'  dem  nun  für  immer 
diskreditierten  Spiele  des  Gleichgewichts  der  Mächte." 2) 
Schon  Hugo  Grotius,  der  Vater  der  Völkerrechtslehre,  hat 
dies  für  eine  billige  und  gerechte  Forderung  gehalten:  „In  pactis 
de  alienatione  aliud  insuper  requirtur,  ut  etiam  pars,  de  qua 
alienanda  agitur,  consentiat." 3)  Bluntschli 4)  beruft  sich  auf 
diese  Stelle  und  fügt  hinzu:  *,Hugo  Grotius  fordert  nach 

x)  Vergl.  die  Preambel,  Art.  II,  Art.  54  der  neuen  Deut- 
schen R.  V. 

2)  Kongreßrede  Wilsons  vo>m  11.  Februar  1918. 

3)  Hugo  Grotius,  Jus  belli  ac  pacis  lib.  II.  cap.  6.  §  4, 
herausgegeben  von  Bellmann. 

4)  Bluntschli,  Allg.  Staatsl.  III.  S.  281.  Bluntschli  verlangt  für 
die  Rechtsgültigkeit  einer  Abtretung:  1.  Zustimmende  politische 
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natürlichem  Rechte,  wenn  ein  Teil  des  Staatsgebietes  ver- 
äußert werden  soll,  nicht  bloß  die  Zustimmung:  des  ganzen 
Staatskörpers,  sondern  auch  die  der  Einwohner  dieses  Gebiets- 
teils, ein  gerechtes  Erfordernis,  da  es  sich  um  die  ganze  staat- 
liche Existenz  derselben  handelt,  und  sie  durch  die  Gesetz- 
gebung des  ganzen  Staates  unmöglich  in  einem  Momente  ge- 
nügend vertreten  werden,  in  welchem  dieser  zur  Auflösung 
der  Gemeinschaft  geneigt  ist.  Bluntschli  hat  hierin  vollkommen 
Recht.  Hat  man  doch  letzthin  gesehen,  wie  leichten  Herzens 
die  Mehrheit  des  Reichstags  der  Abtretung  so  großer  Gebiete 
zugestimmt  hat.  Nie  und  nimmer  hätte  das  Deutsche  Volk  den 
„dies  ater"  erlebt,  wenn  die  Mehrzahl  der  Abgeordneten  sich 
aus  Vertretern  der  abzutretenden  Gebiete  rekrutiert  hätte.  Für 
die  vom  Main  und  Rhein  war  der  Verlust  im  Osten  nicht 
„persönlich  genug".  Immer  wieder  bewahrheitet  sich  der 
Satz,  daß  ein  jeder  sich  selbst  der  Nächste  ist. 

Kein  Gebiet  sollte  daher  gegen  den  Willen  seiner  Bevölke- 
rung gezwungen  werden,  seine  staatliche  Zugehörigkeit  zu 
ändern.  Das  ist  ein  unumgängliches  Gebot  wahrer  Demokratie. 
Die  Völker  sollen  aufhören,  Schafherden  *)  zu  sein,  über  welche 
die  Machthaber  nach  Belieben  verfügen 

Zum  Schlüsse  sei  es  gestattet,  darauf  hinzuweisen,  daß 
auch  das  deutsche  Volk  die  Notwendigkeit  dieses  Postulats  er- 
kannt und  es  in  seiner  Verfassung  zum  dauernden  Grundsatz 
erhoben  hat.  (Art.  2  u.  18  der  Verfassung.)  Zugleich  hat  es 
auch  zum  Ausdruck  gebracht,  daß  als  einzig  brauchbares  Mit- 
tel, den  Willen  des  Volkes  zu  erforschen,  nur  die  Volksabstim- 
mung in  Betracht  kommen  kann. 

§  12. 

Das  Plebiszit  gestützt  auf  das  Mationaütätenprinzip. 

Die  Ursachen  des  gewaltigsten  aller  Kriege,  den  je  die 
Welt  gesehen  hat,  sind  hauptsächlich  in  der  unglückseligen 
Ländergestaltung  Europas  zu  suchen,  der  das  Prinzip  der 
dynastischen  Legitimität  zu  Grunde  gelegen  hat.    Dieses  hat 

Willenserklärung,  sowohl  des  abtretenden  wie  des  erwerbenden 
Staates.  2.  Tatsächliche  Besitzergreifung  von  Seiten  des  er- 
werbenden Staates.  3.  Mindestens  die  Anerkennung  von  der 
politisch-berechtigten  Völkerschaft,  welche  das  abgetretene 
Gebiet  bewohnt  und  nun  in  einen  neuen  Staat  übergeht.  (Mod. 
Völkerrecht  §  285.)  Eine  durchaus  billige  Forderung,  die  beiden 
Teilen  am  besten  gerecht  wird.  — 

*)  Ein  Ausdruck,  der  zum  ersten  Male  von  Tallayrand  auf 
dem  Wiener  Kongresse  geprägt  wurde. 
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aber  nur  dort  seine  Berechtigung-,  wo  das  nationale  Selbst- 
bewußtsein der  Völker  noch  völlig  erstarrt  ist.  Ist  aber  die 
Überzeugung  von  dem  Rechte  der  Nationalität  einmal  in  der 
Welt,  so  muß  sie  die  gewaltigste  Bewegerin  der  Menschheit 
und  die  elementarste  Ursache  der  Zwietracht  sein.  So  lehrt 
uns  die  Geschichte  der  modernen  Zeit.  Die  Kriege  der  letzter! 
100  Jahre  sind  fast  ausschließlich  in  dieser  Richtung  geführt 
worden.  Und  sicherlich  wäre  die  Welt  von  der  so  schreck- 
lichen Gottesgeisel  nicht  heimgesucht  worden,  hätte  man  den 
berechtigten  nationalen  Wünschen  der  bedrückten  Völker  in 
verständiger  Weise  Rechnung  getragen. 

Wo  immer  sich  eine  moderne  Nationalität  bilden  mag, 
überall  fordert  sie  in  ungestümer  Weise  das  Recht  der  Selbst- 
bestimmung. Vermag  die  aufsteigende  Nation  nicht  das  Staats- 
wesen, in  dem  sie  lebt,  in  ihren  Nationalstaat  zu  verwandeln, 
dann  sucht  sie  es  zu  zertrümmern  oder  sich  von  ihm  los- 
zureißen, um  als  selbständige  Nation  einen  selbständigen 
Staat  zu  bilden.  Will  man  daher  weiteren  Kriegen  vorbeugen 
und  Ruhe  und  Ordnung  unter  den  von  nationaler  Leidenschaft 
gepeitschten  Völkern  Europas  schaffen,  dann  muß  es  das  ernste 
Bestreben  der  menschlichen  Zivilisation  sein,  dem  Nationalitäts- 
prinzipe  zum  endgültigen  Siege  zu  verhelfen.  Nur  dann  wird 
wahrer  Friede  in  Europa  einkehren,  wenn  die  nationalen 
Wünsche  aller  Völker,  auch  der  kleinsten  restlos  befriedigt 
werden. 

Die  Pariser  Friedenskonferenz  hat  in  dieser  Richtung  ein 
gutes  Stück  vorgearbeitet.  Aber  zum  vollen:  Siege  fehlt  noch 
viel.  Denn  leider  ist  bei  der  neuen  Ländergestaltung  Europas 
das  Natioaialitätsprinzip  nur  insoweit  als  grenzbestimmendes 
Moment  zur  Anwendung  gekommen,  als  es  sich  handelte, 
Deutschland  und  seine  Verbündete  mürbe  zu  machen.  Nie- 
mand von  der  Entente  denkt  daran,  das  Prinzip  des  National- 
staates auch  auf  seine  eigenen  Gebiete  anzuwenden.  Nur 
für  die  unterliegenden  Staaten  soll  dieses  Heilmittel 
dienen.  Aber  man  täusche  sich  nichÜ  Ist  einmal  das  Losungs- 
wort von  der  „Selbstbestimmung  der  Völker"  unter  die  Mensch- 
heit geschleudert,  so  wird  es  niemand  mehr  aus  der  Welt 
scharfen  können.  Man  merkt  bereits  deutlich,  daß  es  den 
alliierten  Diplomaten  bereits  ein  wenig  bairge  wird;  denn  das 
Nationalitätsprinzip  hört  wie  ein  jedes  andere  Prinzip  nicht  da 
auf  zu  wirken,  wo  es  dem  einen  oder  dem  anderen  zufällig 
paßt.  So  pocht  denn  das  Nationaltitätspriinzip  schon  in  gar 
eindringlicher  Weise  an  den  Vesten  der  Ententestaaten  selbst 
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(Irland  und  Indien!),  und  das  gibt  uns  die  berechtigte  Hoffnung, 
daß  die  Idee  der  Nationalität  auf  dem  besten  Wege  zum  letzten 
und  vollen  Siege  ist. 

Im  Verlaufe  unserer  Untersuchung  haben  wir  wiederholt 
darauf  hingewiesen,  daß  als  einzig  brauchbare  Maßregel,  das 
Nationalitätsprinzip  realisieren  zu  können,  nur  die  Volks- 
abstimmung in  Betracht  kommen  kann.  Allein  die  Gegner 
wollen  auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  die  Berechtigung 
der  Volksabstimmung  nicht  gelten  lassen.  Sie  argumentieren 
hierbei  folgenderrnassen :  Wenn  national  bewußtgewordene 
Völker  in  erfolgreicher  Selbständigkeit  tatkräftigen  Ausdruck 
verleihen,  so  bedarf  es  keiner  nochmaligen  Äußerung  des  in  der 
organisatorischen  Revolution  bereits  bestätigten  Volkswillens. 
Die  Volksabstimmung  verflüchte  sich  hier  zu  einer  gewaltigen 
politischen  Manifestation  ohme  jede  rechtliche  Relevanz.  *)  Ja, 
würde  stets  das  nationale  Bewußtsein  eines  Volkes  mit  so 
elementarer  Wucht  zum  Ausdruck  kommen,  wie  dies  bei  den 
italienischen  Volksstämmen  der  Fall  war,  dann  freilich  wäre 
eine  nochmalige  Dokumentierung  des  Volkswillens  im  Wege 
einer  Abstimmung  überflüssig.  Indeß  sehen  wir  auch  hier  nicht 
ein,  warum  iman  gewaltsame  Empörungen  und  blutige  Revolu- 
tionen friedlichen  Maßnahmen  den,  Vorzug  geben  soll.  Über- 
dies ist  noch  zu  erwähnen,  daß  es  recht  viele  Völker  gibt,  über 
deren  nationalen  Charakter  selbst  der  tüchtigste  Ethnograph 
im  Unklaren  sein  kann.  Wird  doch  der  Begriff  „Nation"  ver- 
schiedentlich gedeutet.  Manche  erblicken  in  der  Nationalität 
eine  Sprachengemeinschaft,  andere  fassen  sie  als  eine  Kultur- 
gemeinschaft auf,  noch'  andere  identifizieren  sie  mit  einer 
Schicksalsgemeinschaft. 2)  Auf  Grund  dieser  verschiedenartigen 
Auslegung  beansprucht  der  eine  Staat 3)  einen  Volksstamm  für 
sich,  imdem  er  sich  auf  die  Gemeinsamkeit  der  Sprache  stützt, 
der  andere  aber  mit  Hinweis  auf  die  gemeinsame  Kultur.  Kei- 
ner der  beiden  Parteien  will  gütlich  nachgeben,  der  Streit 
spitzt  sich  zu,  ein  Krieg  scheint  unvermeidlich  zu  sein.  Wras  ist 
billiger,  einfacher  und  verständnisvoller  in  einem  solchen  Falle, 
als  das  Volk  selber  befragen!  Man  denke  doch  nur  an  die 
jetzt  soviel  umstrittenen  Gebiete  von  Masuren,  Oberschlesien, 

A)  Stoerck,  S.  126,  Könitzer  S.  20. 

2)  Vergl.  die  vortreffliche  Definition  bei  Redslob.  S.  345. 
Desgl.  v.  Holtzendorff,  Eroberungen  und  Eroberungsrecht, 
S.  22  ff. 

3)  Z.  B.  Polen  erhob  seinen  Anspruch  auf  das  Masurenland 
u.  Oberschlesien  unter  Berufung  auf  die  Sprachengemeinschaft. 
Deutschland  hingegen  mit  Hinweis  auf  die  Kulturgemeinschaft. 
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Teschen  und  Ostgalizien.  Die  Seele  eines  Masuren  eines 
Oberschlesiers  ist  national  viel  zu  gleichgültig  und  politisch  zu 
wankelmütig,  als  daß  die  Nationalisten  der  einzelnen  Lager  die 
Masse  des  Volkes  mit  Sicherheit  in  ihre  Rechnung  aufstellen 
könnten.1)  Zwei  Möglichkeiten  gibt  es  nur,  um  aus  einem  sol- 
chen Dilemna  herauszukommen:  Den  Krieg  als  das  Mittel  der 
rohen  Gewalt,  die  Volksabstimmung  als  das  Mittel  des  Rechts 
und  des  Friedens.  Welches  von  beiden  wohl  praktischer  und 
gerechter  ist,  leuchtet  ohne  weiteres  ein.  Gerade  die  Lösung 
so  schwieriger  Probleme  dürfte  das  Plebiszit  als  eine  durchaus 
brauchbare  Institution  im  Leben  der  Völker  gerechtfertigt  er- 
scheinen lassen. 

§  13. 

Die  Durchführung  des  völkerrechtlichen  Plebiszits  und  der 
Wert  des  Abstimmungsergebnisses. 

Bei  der  Betrachtung  über  die  Art  und  Weise  der  Durch- 
führung des  Plebiszits  drängen  sich  unwillkürlich'  verschiedene 
Fragen  auf,  allerdings  nicht  eine  derartige  Fülle,  wie  man  sie 
auf  gegnerischer  Seite  vorfinden  kann.  Überhaupt  ist  es  nicht 
uninteressant  zu  behaupten,  in  welch'  kleinlicher  Weise,  aber 
mit  welch'  beredten  Worten  die  Gegner  des  weiten  und  breiten 
Sachen  erörtern,  die  unseres  Erachtens  für  die  Beurteilung  der 
Plebiszittheorie  völlig  bedeutungslos  sind.  Man  findet  Schwierig- 
keiten, die  in  Wirklichkeit  garnicht  existieren. 

Zunächst  taucht  die  Frage  auf:  Wer  ist  stimmenberechtigt? 
Die  Antwort  hierauf  dürfte  nicht  schwer  fallen.  Ein  jeder,  der 
ein  unmittelbares  Interesse  an  dem  Schicksal  des 
abzutretenden  Landes  hat,  d.  h.  ein  jeder,  der  durch  Geburt 2) 
oder  längeren  Wohnsitz  gleichsam  mit  dem  Lande  verwachsen 
ist.  Damit  es 'nun  eine  wahre  „Volksabstimmung"  sei,  ist  die 
Basis  der  Stimmberechtigten  möglichst  weit  zu  nehmen.  Nicht 
nur  die  politisch  Berechtigten,  sondern  mit  wenigen  Ausnahmen 
alle  Urteilsfähigen  sollte  man  zur  Stimmabgabe  zulassen.  Die 
Grenze  für  die  politische  Urteilsfähigkeit  dürfte  bei  der  all- 
gemeinen hohen  Bildung  mit  18  Jahren  nicht  zu  niedrig  be- 
messen sein.  Daß  auch  das  Militär,  gleichviel,  ob  es  politisch 
stimmberechtigt  ist  oder  nicht,  an  diesem  höchstpersönlichen 

1)  Die  Volksabstimmungen  haben  dies  klipp  und  klar  be- 
wiesen. 

2)  Eine  rein  zufällige  Geburt  im  Abstimmungsgebiete  z.  B. 
in  einer  Hebammenlehranstalt  darf  selbstverständlich  ein  Ab- 
stimmungsrecht  nicht  begründen. 
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Akte  teilzunehmen  hat,  versteht  sich  von  selbst.  Der  Streit, 
ob  auch  den  Frauen  das  Stimmrecht  einzuräumen  sei,  ist 
gegenstandslos  geworden,  seitdem  die  Frauen  im  öffentlichen 
Leben  den  Männern  gleichgestellt  sind.  Daß  für  die  Geschäfts- 
unfähigen der  Gewalthaber  oder  der  Vormund  die  Stimme  ab- 
zugeben haben,  sollte  doch  weiter  nicht  Wunder  nehmen,  und 
doch  scheint  es  so.  Denn  es  finden  sich  Autoren,  *)  die  an  der 
Rechtmäßigkeit  solcher  Stimmabgabe  zweifeln.  Wir  wenigstens 
vermögen  hierin  nichts  zweifelhaftes  zu  erblicken.  Was  den 
Kindern  frommt  und  wessen  sie  bedürfen,  muß  am  besten  der 
Gewalthaber  wissen.  Ihm  dieses  Recht  absprechen,  hieße 
schlechtweg,  ihm  das  Erziehungsrecht  nehmen.  Aber  abgesehen 
davon,  ist  ja  die  Ausübung  des  Stimmrechts  seitens  der  Kinder 
z.  T.  unausführbar.  Oder  wie  stellt  sich  Löwenstein  die  Stimm- 
abgabe eines  Säuglings  praktisch  vor? 

So  wird  man  der  Forderung  Rousseaus:  „II  est  necessaire 
que  toutes  les  voix  soient  comtees;  toute  exclusion  formelle 
rompt  la  generalite"  nicht  entsprechen  können.  Inr  übrigen  ist 
der  Kreis  der  Stimmberechtigten  möglichst  weit  zu  ziehen.  Es 
wären  also  nur  Kinder  unter  18  Jahren,  Entmündigte  und 
Schwerverbrecher  von  der  Abstimmung  auszuschließen. 

Die  Abstimmung  hat  geheim  zu  erfolgen,  da  nur  auf  diese 
Weise  der  wahre  Wille  des  Volkes  zum  Ausdruck  gelangen 
kann. 

Das  Stimmrecht  darf  keineswegs  zu  einer  Stimm- 
pflicht werden.  Denn  das  wäre  Zwang  und  undemokratisch. 
Wer  nicht  das  Bedürfnis  empfindet,  mitzustimmen,  dem  ist  es 
auch  gleichgültig,  welchem  Staatsverbande  er  angehört.  Über- 
dies könnte  eine  Stimmpflicht  durch  Abgabe  ungültiger  Stimm- 
zettel illusorisch  gemacht  werden. 

Größere  Schwierigkeiten  bietet  die  richtige  Qualifizierung 
der  erforderlichen  Majorität.  Eine  Einstimmigkeit  zu  erzielen, 
ist  natürlich  bei  der  großen  Anzahl  von  Stimmen  so  gut  wie 
ausgeschlossen,  obwohl  manche  italienische  Abstimmungen  und 
das  norwegische  Plebiszit  diesem  Ideale  ziemlich  nahe  gekom- 
men sind.  Die  Wirksamkeit  eines  Volksentscheids  hinwieder 
von  einer  Einstimmigkeit  abhängig  zu  machen,  hieße  schlecht- 
weg den  Willen  des  ganzen  Volkes  vielleicht  einem  ganz  ge- 
ringen Bruchteil  unterstellen.  Das  wäre  ja  ungeheuerlich! 
Welche  Ergebnisse  das  Erfordernis  der  Einstimmigkeit  gezeigt 
hat,  lehrt  uns  am  besten  die  Geschichte  des  traurig-berühmten 
„liberum  voto"  des  polnischen  Reichstages,  der  infolge  dieser 

*)  Löwenstein,  S.  623. 
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törichten  Einrichtung  während  der  letzten  150  Jahre  seines 
Bestehens  keine  nennenswerten  Beschlüsse  zustande  gebracht 
hat.  Man  wird  daher  aus  Zweckmäßigkeitserwägungen  an 
einer  Majorität  festhalten  müssen.  Dies  ist  auch  die  ständige 
Praxis  sowohl  des  Staats-  wie  des  Völkerrechts  gewesen. 

Jede  Mehrheitsentscheidung  ist  natürlich  gleichbedeutend 
mit  einer  Minderheitsbenachteiligung.  Und  diese  Majo-risierung 
wird  um  so  härter  empfunden,  je  geringer  die  absolute  Mehr- 
heit ist,  was  aber  den  demokratischen  Prinzipien  durchaus 
nicht  zuwiderläuft1) 

Man  wird  daher  bei  so  eminent  wichtigen  Fragen,  wie  sie 
bei  den  Plebisziten  vorliegen,  eine  qualifizierte  Mehrheit  zu 
fordern  haben.  Es  wäre  ein  Verstoß  gegen  Treu  und  Glauben, 
wollte  man  einer  einfachen  Majorität  von  vielleicht  nur  51  Proz. 
die  Entscheidung  über  das  ganze  Volk  zusprechen.  Mag  auch 
im  heutigen  Staatsleben  bei  Abstimmung  die  einfache  Majori- 
tät die  Regel  sein,  so  wird  sie  doch  anderseits  von  vielen  Aus- 
nahmen durchbrochen;  man  denke  nur  an  den  Art.  78  der  alten 
deutschen  R.  V.,  der  verbietet,  Verfassungsänderungen  vor- 
zunehmen, wenn  14  Stimmen  im  Bundesrate  dagegen  sind. 
Uns  erscheint  am  zweckmäßigsten  eine  3/s  —  Majorität  zu  sein, 
wie  sie  auch  in  der  neuen  R.  V.  für  die  Wirksamkeit  von 
Gebietsveränderungen  statuiert  ist. 

Die  geschichtliche  Darstellung  hat!  gezeigt,  daß  die  Art  und 
Weise  der  technischen  Durchführung  der  Volksabstimmung  viel 
zu  wünschen  übrig  ließ.  Besonders  große  Übel'stände  haben  in 
dieser  Richtung  die  Plebiszite  der  französischen  Revolutionszeit 
aufgewiesen.  Französische  Truppen  hatten  schon  vor  der  Ab- 
stimmung das  Land  besetzt  gehalten  und  amtliche  wie  nicht- 
amtliche Kommissäre  die  Bevölkerung  gehörig  bearbeitet. 
Betrug,  Drohung,  Zwang  und  jedes  Mittel  der  Bestechung  waren 
hierbei  an  der  Tagesordnung.  Die  meisten  Bewohner  hatten 
aus  Furcht  vor  dem  Schreckensregiment  bereits  vorher  das 
Land  verlassen,  sodaß  nur  ein  geringerer  Prozentsatz  der  Be- 
völkerung an  der  Abstimmung  hatte  teilnehmen  können. 

Angesichts  dieser  Tatsache  wird  es  Niemanden  einfallen, 
in  derartigen  Stimmenergebnissen  den  allgemeinen'  Willen  eines 
Volkes  erblicken  zu  wollen.  Aber  ebensowenig  ist  es  gerecht- 
fertigt, aus  dem  französischen  Revolutionsplebisziten  allein  die 

*)  Demokratisch  handeln  heißt  tun,  was  das  Volk  will.  Der 
Wille  des  Volkes  ist  aber  notwendig  zu  erblicken  in  dem  Willen 
seiner  Mehrheit.  .r—  Löwenstein  (S.  627  ff.)  und  Freudenthal 
(S.  66)  kommen  denn  auch  trotz  ihrer  theoretischen  Bedenken 
zu  demselben  Ergebnis. 
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Unhaltbarkeit  dieser  Lehre  beweisen  zu:  können.  Der  Gedanke 
der  Volksabstimmung  begegnet  uns  plötzlich  und*  unvorbereitet 
in  der  Geschichte.  In  der  großen  Revolution  war  er, eine  noch 
völlig  neue  Erscheinung.  Das  Gros  des  Volkes  war  sich  der 
wahren  Bedeutung  dieser  Institution  noch  garnicht  bewußt. 
Eine  Idee  aber,  die  dauerndes  Gemeingut  der  Menschheit  wer- 
den soll,  muß  auch  von  ihr  richtig  verstanden  und  bewertet 
sein.  Dazu  wird  aber  immer  längere  Zeit  erforderlich  sein. 
Denn  der  Mensch,  wie  nun  einmal  seine  Natur  ist,  kann  sich 
nur  schweren  Herzens  von  dem  alten,  liebgeworden  trennen : 
„Man  denkt  an  das,  was  man  verließ, 
Was'  man  gewohnt  war,,  bleibt  ein  Paradies." 

Göthe,  Faust  2.  Teil. 

Diese  Übergangszeit,  das  „kritische  Stadium"  der  neuen 
Theorie  dauerte  den  französischen  Hitzköpfen  und  Heißspornen 
etwas  zu  lange.  Daher  versuchten  sie  mit  Gewalt  diesen  Ge- 
danken der  Allgemeinheit  aufzudrängen,  was  natürlich  zu  einer 
Verkümmerung  und  Verunglimpfung  des  Plebiszits  führen 
mußte.  Nur  so  haben  wir  uns  die  zahlreichen  Übergriffe  bei 
den  ersten  stattgehabten  Volksbestimmungen  zu  erklären. 

Die  Prozedur  der  italienischen  Einigungsplebiszite  weißt 
schon  wesentlich  feigere  und  korrektere  Formen  auf;  Von 
groben  Verstößen  ist  uns  nichts  bekannt  geworden  und  in 
vollends  vorschriftsmäßiger  Weise  hat  sich  die  letzte  größere 
Volksabstimmung  vor  dem  Weltkriege,  die  norwegische  ab- 
gespielt.. Auch  mit  der  Art  und  Weise  der  Durchführung  der 
jüngsten  Volksbefragungen  können  wir,  abgesehen  die  von 
Oberschlesien, 1)  im  großen  und  ganzen  zufrieden  sein.  Wenn 
Freudenthal 2)  aus  dem  Umstände,  daß  bald  nach  den  Plebis- 
ziten Unruhen  und  Aufstände  in  den  einverleibten  italienischen 
Provinzen  vorkamen,  den  Schluß  zieht,  daß  bei  den  Ab- 
stimmungen doch  vielleicht  nicht  die  wahre  Meinung  des  Volkes 
zum  Ausdruck  gekommen  sei,  so  ist  ihm  hierin  nicht  bei- 
zupflichten. Diese  Unruhen  entstanden  nur  aus  dem  anfäng- 
lichen Unwillen  gegen  die  Piemontistische  Verwaltung,  die 
garnicht  auf  der  Höhe  war  und  wegen  der  hohen  Steuern;  die 
die  Regierung  dem  Lande  aufzuerlegen  sich  gezwungen  sah. 

Immerhin  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  die  Gefahr  einer  willkür- 
lichen Technik  des  Plebiszits  besonders  groß  sein  kann  bei 
Gebietsveränderungen-  im  Gefolge--  kriegerischer  Ereignisse. 
Hierbei  sind  zwei  Fälle  denkbar:  entweder  befindet  sich  das 


*)  Die  Gründe  hierfür  s.  oben  S.  45. 
2)  Freudenthal,  S.  69. 
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Land,  das  sein  Selbsbestimmungsrecht  ausüben  will,  noch  im 
alten  Staatsverbande,  oder  es  ist  bereits  im  Besitze  eines  sieg* 
reichen  Staates. 

Hinsichtlich  des  ersten  Falles  bedarf  es  keiner  näheren 
Erläuterung-,  daß  der  bisherige  Besitzerstaat  schon  aus  reiner 
Selbsterhaltung  jedes  Mittel  anwenden  wird,  um  sich  das  zur 
Abstimmung  zugelassene  Land  zu  erhalten1.  Was  aber  die 
zweite  Möglichkeit  anbelangt,  so  liegt  es  in  der  Natur  der 
Occupation,  daß  die  militärische  Besetzung  mit  einer  objektiven 
und  unbeeinflußten  Abstimmung  schwer  verträglich  ist.  Der 
occupierende  Staat  müßte  schon  mit  einer  geradezu  bewun- 
dernswerten Selbstüberwindung  begnadet  sein,  wollte  er  unter 
Ausschaltung  des  eigenen  militärischen  oder  auch  nur  admini- 
strativen Zwanges  eine  ihm  ungünstige  Agitation  ebenso  zu- 
lassen, wie  die  im  eigenen  Interesse.  Um  solchen  Eventuali- 
täten zu  begegnen,  wird  man  unbedingt  fordern  müssen,  daß 
die  Aufsicht,  besser  noch  die  ganze  Durchführung  einer  neu- 
tralen und  womöglich  wenig  interessierten *)  Macht  über- 
tragen werde.  So  sollte  bei  dem  oben  erwähnten  Plebiszite  in 
den  peruanisch-chilenischen  Provinzen  Tacna  und  Arica  nach 
einem  Vertrage  vom  Jahre  1898  der  Königin  von  Spanien, 
später  dem  Könige  von  Spanien  die  Überwachung  übertragen 
werden,  wobei  auch  Sicherheitsbedingungen  vorgeschrieben 
werden  sollten.  Ein  äußerst  glücklicher  Gedanke,  der  aber 
merkwürdigerweise  bis  heutigen  Tages  nicht  zur  Ausführung 
gekommen  ist. 

Auf  einen  Punkt  wäre  noch  hinzuweisen,  der  von  den 
meisten  Schriftstellern  übersehen  wird.  Die  Volksabstimmung 
muß  nach  politischen  Gemeinden  erfolgen.  Eine  Abstimmung 
nach  ganzen  Bezirken  kann  leicht  zu  einer  unnötigen  Ver- 
gewaltigung einzelner  Ortschaften 2)  führen,  wobei  natürlich 
solche  Gemeinden,  die  von  anders  stimmenden  rings  ein- 
geschlossen werden,  nicht  Berücksichtigung  finden  können.  In 
typischen  Grenzländern  dagegen  mit  stark  gemischt  sprechen- 
der Bevölkerung  wird  man  natürlich  zum  versöhnlichen  Aus- 
gleich greifen  müssen,  ein  „do,  ut  des"  wird  unvermeidlich  sein. 

x)  Das  Kontrollrecht  einer  alliierten  oder  assoziierten 
Macht  ist  wegen  allzugroßer  Befangenheit  abzulehnen,  dgl, 
sind  jedwede  Sicherheits-  oder  Ortswehren  abzuschaffen,  da 
sie  mehr  oder  weniger  Willensorgane  der  alten  Landesregierung 
sind. 

2)  Das  war  der  Fall  bei  der  Abstimmung  in  der  1.  Zone 
Nordschteswigs.  Würde  hier  das  Ergebnis  der  einzelnen  Ge- 
meinden maßgebend  gewesen  seih,  so  wäre  der  ganze  Kreis 
Tondern  bei  Deutschland  verblieben. 

5* 
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Eine  korrekte  Durchführung  der  Volksabstimmung  läßt  sich 
unter  folgenden  Bedingungen  sehr  gut  erreichen: 

1.  Kurz  bemessene  Frist  für  die  Abstimmung.  6  Monäte 
sind  vollkommen  ausreichend. l) 

2.  Übernahme  des  gesamten  Polizeiwesens,  der  politischen 
Verwaltungsbehörden  und  der  Strafgerichtsbarkeit  durch  neu- 
trale Beamte. 

3.  Unterdrückung  jeglichen  Terrors. 

4.  Unterbindung  jeglicher  Agitation  seitens  nicht  stimm- 
berechtigter Elemente,  durch  Anwendung  der  Schutzhaft  oder 
sofortiger  Ausweisung. 

5.  Radikale  Absperrung  des  Abstimmungsgebietes. 

Eine  gewisse  geistige  Beeinflussung  läßt  sich  naturgemäß 
bei  keiner  Abstimmung,  mag  dies  im  innerstaatlichen  oder  inter- 
nationalen Leben  sein,  völlig  vermeiden.  Die  Volksabstimmung 
wird  aber  um  so  verständnisvoller  und  richtiger  ausfallen,  je 
mehr  die  Bedingungen  der  modernen  Demokratie  gegeben  sind. 
Wo  die  Bevölkerungen  noch  aus  Analphabeten  bestehen,  keine 
Polst,  keine  Eisenbahn  sie  im  Verkehr  mit  einander  bringen, 
keine  Zeitungen  sie  über  die  Geschehnisse  der  Welt  auf  dem 
Laulenden  halten,  da  werden  sie  neuen  staatlichen  Problemen 
verständnislos  gegenüber  stehen  und  ihre  Abstimmung  Sache 
des  Zufalls  oder  schlauer  Berechnung  sein.  So  bedeutete  in 
einem  Lande  wie  Mexiko  vor  50  Jahren  die  Volksabstimmung 
etwas  ganz  anderes,  als  heutzutage  in  Europa  und  namentlich 
in  Westeuropa. 

Überdies  handelt  es  sich  bei  Abstimmungen  über  eine 
Annektion  nicht  um  ein  kompliziertes  Gesetz,  sondern  um  einen 
klaren  Sachverhalt,  der  einem  jeden  ohne  weiteres  klar  und 
verständlich  ist,  der  sozusagen  im  Gefühle  eines  jeden  Men- 
schen liegt,  auf  den  bloß  mit  Ja  oder  Nein  zu  antworten  ist. 

§  14. 

Rückblick  und  Ausblick. 

Wir  sind  mit  unserer  Untersuchung  über  die  Plebiszittheorie 
zu  Ende.  Es  war  unser  Bestreben,  objektiv  und  unparteiisch 
aus  dem  Komplex  der  Fragen  das  pro  und  contra  heraus- 

*)  Die  Vorteile  eines  kurzen  Abstimmungstermines  sind 
deutlich  in  Nordschleswig  zu  Tage  getreten,  wo  während  der 
ganzen  Abstimmungszeit  die  größte  Ruhe  bewahrt  wurde,  wäh- 
rend die  lange  Abstimmungszeit  in  Oberschlesien  reichlich 
Gelegenheit  zu  gegenseitigen  Verhetzungen  bot. 
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zuschälen.  Wenn  wir  die  dabei  gewonnenen  Resultate  noch- 
mals überblicken,  so  können  wir  feststellen,  daß  die  Volks- 
abstimmung als  Ausdruck  der  Selbstbestimmung,  sowohl  vom 
Standpunkte  der  allgemeinen  Staastlehre  als  auch  vom  Stand- 
punkte der  individuellen  Freiheit  durchaus  gerechtfertigt  er- 
scheint. Ist  die  Wissenschaft  zu  der  Erkenntnis  gekommen, 
daß  nicht  das  nackte  Land,  sondern  die  Menschen  Objekt  der 
Gebietsveränderung  sind,  dann  ist  es  auch  ein  sittliches  Gebot 
der  menschlichen  Zivilisation,  daß  die  Menschen  selbst  über  ihr 
Wohl  und  Wehe  entscheiden. 

Den  Willen  des  Menschen  zu  erforschen,  dafür  kann  es 
nur  ein  Mittel  geben :  man  befragt  sie.  Ein  anderes  ist  von  den 
Gegnern  nicht  genannt  worden  und  kann  nicht  genannt  werden. 
Die  Option  kann  als  Realisierungsform  der  Selbstbestimmung 
nicht  in  Frage  kommen,  da  nur  die  wenigsten,  wie  deutlich 
gezeigt  ist,  von  ihr  Gebrauch  machen  können.  Die  Option  als 
ausreichendes  Mittel  für  die  Ausübung  der  Selbstbestimmung 
zu  erklären,  bedeutet  schlechtweg,  die  betreffende  Bevölkerung 
national  zwar  frei,  wirtschaftlich  aber  unfrei  machen.  Die  liber- 
tas  würde  hier  zu  einer  paupertas  führen. 

Wohl  kann  die  Option  neben  der  Volksabstimmung  eine 
dankbare  Rolle  spielen.  Ja,  sie  wird  hier  sogar  zu  einer 
Notwendigkeit.  Nur  wo  Volksabstimmung  und  Option  Hand  in 
Hand  gehen,  kann  von  einer  allseitig  befriedigenden  Lösung 
gesprochen  werden. 

Die  Mehrheit  der  Schriftsteller,  die  dem  Plebiszit  die  Be- 
rechtigung abgesprochen  haben,  sind  ausschließlich  Anhänger 
des  alten  patrimonialen  Staates  und  Verfechter  der  dynastischen 
Legitimität.  Von  ihnen  kann  schlechterdings  ein  anderes 
Resultat  nicht  erhofft  werden.  Wer1)  aber  noch  heutzutage 
zu  behaupten  wagt,  es  mache  sich  in  letzter  Zeit  eine  starke 
Agitation  für  die  Einschränkung  des  allgemeinen  Stimmrechts 
bemerkbar,  beweist  nur,  wie  unglaublich  verständnislos  er  all', 
den  staatlichen  Problemen  unserer  Tage  gegenübersteht.  Doch 
auch  die  Gegner  ahnen,  daß  sie  sich  nicht  auf  richtigem  Wege 
befinden.  Mit  sophistischer  Dialektik  und  juristischem  Spitz- 
findigkeiten suchen  sie  daher  die  Hohlheit  und  Oberflächlichkeit 
ihrer  ganzen  Beweisführung  zu  verdecken.  Schon  der  Um- 
stand sollte  einen  stutzig  machen,  daß  sie  zum  Beweise  ihrer 
Behauptungen  sich  wiederholt  auf  das  staatsrechtliche  Plebiszit 
stützen  müssen,  das  mit  dem  völkerrechtlichen  garnichts 
zu  tun  hat.  Wer  aus  dem  staatsrechtlichen  Plebiszit  die  Unhalt- 

*)  Freudenthal,  S.  82. 
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barkeit  des  völkerrechtlichen  herleiten  will,  der  muß  auch 
konsequenterweise  diesem  die  Berechtigung:  absprechen. 

Wenn  die  Volksabstimmung  im  Gegensätze  zu  der  Option 
noch  keine  allgemeine  Anerkennung  gefunden  hat,  so  hat  dies 
lediglich  seinen  Grund  darin,  daß  eine  jede  Volksabstimmung 
als  friedliche  und  gerechte  Maßnahme  mit  dem  noch  die  Welt 
beherrschenden  Grundsatze  „Macht  geht  vor  Recht"  nicht  gut 
vereinbar  ist.  Denn  die  Anerkennung  der  Volksabstimmung 
bedeutet  notwendig  ein  Verzicht  auf  staatlichen  Egoismus  und 
gewaltsame  Eroberungen.  Solange  aber  Machtpolitiker  die 
Geschicke  der  Völker  leiten,  wird  von  einer  Sanktionierung 
dieses  Gedankens  nicht  die  Rede  sein  können. 

Wir  stehen  vor  einer  neuen  Zeit.  Die  Politik  der  Gewalt 
und  der  Unterdrückung  hat  kläglich  Schiffbruch  gelitten.  Das 
Prinzip  des  Gleichgewichts  der  Mächte  ist  der  Menschheit  zur 
Katastrophe  geworden.  Es  hat  sich  die  Erkenntnis  Bahn  ger 
brochen,  daß  aus  der  Anarchie  des  gegenseitigen  Hasses,  der 
Rivalität,  des 'Wettrüstens,  der  Koalitionen  uns  nur  die  organi- 
satorische Gemeinschaft  der  Völker  erretten  kann.  Das  Fazit 
des  Weltkrieges  ist  der  Völkerbund.  Ein  Völkerbund  aber, 
dem  alle  Staaten  des  Erdkreises  angehören  sollen,  kann  nur  ein 
Bund  des  Friedens,  der  Ordnung  und  des  Rechts  sein;  für 
Gewalttätigkeiten  wird  künftig  kein  Platz  mehr  sein.  Alle 
strittigen  Fragen  werden  nicht  mehr  mit  den  Waffen,  sondern 
durch  friedliche,  allen,  auch  den  kleinsten  Völkern  gerechtwer- 
dende Abmachungen  geregelt  werden.  Hierbei  darf  es  nun  nieman- 
den wundern,  daß  die  Erfolge  die  in  dieser  Hinsicht  erzielt  worden 
sind,  noch  recht  gering  sind.  Eine  so  große  Idee  läßt  sich  nicht 
mit  einem  Schlage  in  die  Wirklichkeit  umsetzen.  Alle  Neuerun- 
gen müssen  einmal  tastend  von  kleinen  Anfängen  an  die  Bahn 
einer  allmählichen  Entwicklung  beschreiten.  Frühreife  Wunder-, 
kinder  sterben  früh.  Die  Idee  einer  wahren  Völkergemeinschaft 
und  Völkerversöhnung  ist  einmal  da,  und  sie  läßt  sich  durch 
nichts  mehr  aus  der  Welt  schaffen.  Die  Hindernisse,  die  ihrer 
Verwirklichung  noch  im  Wege  stehen,  werden  sicherlich  in 
Bälde  ganz  verschwinden.  Eine  vollständige  Abrüstung  und 
Pazifizierung  der  Welt  kann  nur  noch  eine  Frage  der  Zeit  sein. 
Dann  aber  wird  notgedrungen  auch  das  völkerrechtliche  Plebis- 
zit im  Leben  der  Völkergemeinschaft  eine  hervorragende  Rolle 
spielen  müssen. 


Lebenslauf. 


Ich,  Alexander  v.  Wysocki,  Sohn  des  verstorbenen  Hof- 
besitzers Alexander  v.  W.  und  seiner  ebenfalls  verstorbenen 
Ehefrau  Rosalia  geb.  Armatowska,  bin  geboren  arm  21.  Februar 
1893  zu  Skwierawy,  Kreis  Koscierzyna  (Pomereilen).  Ich  bin 
römisch-katholischer  Konfession  und  polnischer  Staatsangehöri- 
ger. Die  Elementarschule  besuchte  ich  in  Koscierzyna;  die 
gymnasiale  Ausbildung  erhielt  ich  auf  dem  Progymnasium  zu 
Koscierzyna  und  auf  dem  Gymnasium  Josephinum  zufiildesheim, 
das  ich  1914  mit  dem  Zeugnisse  der  Reife  verließ.  Aus  fami- 
liären Gründen  war  ich  gezwungen,  mich  zunächst  als  Land- 
wirt zu  betätigen.  Erst  Ostern  1916  bezog  ich  die  Universität 
zu  Berlin,  woselbst  ich  2  Semester  Nationalökonomie  und  4 
Semester  Jurisprudenz  studierte.  Zwei  weitere  Semester 
studierte  ich  an  der  Universität  zu  Greifswald.  Die  mündliche 
Doktorprüfung  bestand  ich  daselbst  am  7.  Februar  1920.  Die 
Referendarprüfung  legte  ich  vor  der  Prüfungskommission  des 
Justizdepartements  des  Ministeriums  des  ehm.  preußischen  Teil- 
gebietes in  Posen  am  18.  Juni  1920  ab.  Nach  kurzer  Be- 
schäftigung beim  Kreisgericht  zu  Koscierzyna  ging  ich  zur  Ver- 
waltung über.  Nach  fast  2  jähriger  Tätigkeit  kehrte  ich  zurück 
zum  Justizdienst.  Augenblicklich  bin  ich1  beschäftigt  als  Refe- 
rendar beim  KreisgericM  zu  Czersk. 


